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A. Allgemeine Informationen

MLP Banking AG 
Alte Heerstraße 40 
69168 Wiesloch 
Telefon: (06222) 3169-8600 
Fax: (06222) 3169-8601 
E-Mail: kundenservice@mlp.de

Gesetzliche Vertretungsberechtigte der  
MLP Banking AG: 
Vorstand: Reinhard Loose (Vorstandssprecher), 
Manfred Bauer, Carsten Soßna

Hauptgeschäftstätigkeit der MLP Banking AG
Gegenstand des Unternehmens ist das Betreiben von Bankge-
schäften gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 (Einlagengeschäft), Nr. 
2 bis Nr. 5 (Kreditgeschäft, Diskontgeschäft, Finanzkommissi-
onsgeschäft, Depotgeschäft), Nr. 7 bis Nr. 10 (sog. Revolving-
geschäft, Garantiegeschäft, Scheck- u. Wechseleinzugs- u. 
Reisescheckgeschäft, Emissionsgeschäft) KWG, die Erbringung 
von Finanzdienstleistungen gemäß § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 
(Anlagevermittlung), Nr. 1a (Anlageberatung), Nr. 1c (Platzie-
rungsgeschäft), Nr. 2 (Abschlussvermittlung), Nr. 3 (Finanzport-
folioverwaltung), Nr. 4 (Eigenhandel), Nr. 5 (Drittstaateneinla-
genvermittlung), Nr. 7 (Sortengeschäft), Nr. 9 (Factoring), Nr. 10 
(Finanzierungsleasing), Nr. 11 (Anlageverwaltung), KWG sowie 
des Eigengeschäfts gemäß § 32 Abs. 1a KWG und von son-
stigen mit diesen Bankgeschäften und Finanzdienstleistungen 
in Zusammenhang stehenden Dienstleistungen und Geschäf-
ten sowie die Vermittlung des Abschlusses von Versicherungen, 
die mit den vorgenannten Tätigkeiten in Verbindung stehen. 
Die Gesellschaft ist jedoch nicht berechtigt, das Versicherungs-
geschäft im Sinne des § 1 Abs. 1 VAG, das Pfandbriefgeschäft im 
Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1a KWG in Verbindung mit § 1 
Abs. 1 Satz 2 PfandBG oder die Verwaltung von Investmentver-
mögen (§ 17 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 1 KAGB) zu betreiben oder 
eine Tätigkeit als zentraler Kontrahent im Sinne des § 1 Abs. 12 
in Verbindung mit Abs. 31 KWG auszuüben.

Die Gesellschaft kann auch alle Geschäfte betreiben, die ge-
eignet sind, unmittelbar oder mittelbar den Geschäftszweck 
zu fördern. Insbesondere darf sie Zweigniederlassungen im 
In- und Ausland errichten, andere Unternehmen gleicher oder 
ähnlicher Art gründen, erwerben, sich an ihnen beteiligen oder 
sie veräußern.

Vertraglich gebunde Vermittler
Die Bank setzt ausschließlich in Deutschland ansässige natür-
liche oder juristische Personen, welche für die Bank im Rah-
men von § 2 Abs. 10 KWG tätig werden, ein (im nachfolgenden 
„vertraglich gebundene Vermittler“), die auf Rechnung und 
unter der Haftung der Bank handeln. Vertraglich gebundene 
Vermittler arbeiten in offener Stellvertretung zu Gunsten der 
Bank. Der Name und die ladungsfähige Anschrift des jewei-
ligen vertraglich gebundenen Vermittlers werden dem Kunden 
im jeweiligen Antragsdokument für das beantragte Produkt 
mitgeteilt.

Zuständige Aufsichtsbehörde
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn und  
Marie-Curie Straße 24-28, 60439 Frankfurt 
(Internet: www.bafin.de) 

Europäische Zentralbank, 
Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main 
(Internet: www.ecb.europa.eu)

Eintragung im Handelsregister
Handelsregister Mannheim HRB-Nr. 335755, Sitz Wiesloch

Umsatzsteueridentifikationsnummer
DE143449956

Vertragssprache
Maßgebliche Sprache für dieses Vertragsverhältnis und die 
Kommunikation mit dem Kunden während der Laufzeit des 
Vertrages ist Deutsch.

Rechtsordnung/Gerichtsstand
Gemäß Nr. 6 Abs. 1 der „Allgemeinen Geschäftsbedingungen“ 
gilt für den Vertragsschluss und die gesamte Geschäftsver-
bindung zwischen dem Kunden und der MLP Banking AG deut-
sches Recht. Es gibt keine vertragliche Gerichtsstandklausel.

Außergerichtliche Streitschlichtung
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der MLP Banking AG be-
steht die Möglichkeit, den Ombudsmann der privaten Banken an-
zurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus 
dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c 
bis 676c des Bürgerlichen Gesetzbuches), können auch Kun-
den, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten 
Banken anrufen. Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die 
Schlichtung von Kundenbeschwerden im deutschen Bankgewer-
be“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird oder im Internet 
unter www.bankenverband.de abrufbar ist. Die Beschwerde ist 
schriftlich an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesver-
band deutscher Banken e.V., Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, 
zu richten.

Hinweise auf Bestehen einer freiwilligen Einlagensicherung
Die MLP Banking AG ist dem Einlagensicherungsfonds des 
Bundesverbandes deutscher Banken e.V. angeschlossen. Der 
Umfang der durch den Einlagensicherungsfonds geschützten 
Verbindlichkeiten ist in Nr. 20 der beiliegenden „Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen“ beschrieben.

B. Informationen zum Depotvertrag und zu den
damit verbundenen Dienstleistungen

1. Allgemeines

Preise
Die aktuellen Preise für die Dienstleistungen ergeben sich aus 
dem beiliegenden Auszug des „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ der MLP Banking AG. Die Änderung von Entgelten während 
der Laufzeit des Depotkontovertrages erfolgt nach Maßgabe 

Informationen zum Depotvertrag
und zu den damit verbundenen Dienstleistungen für den Verbraucher
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von Nr. 8 der „Bedingungen MLP Online-Wertpapierdepot“. 
Das jeweils gültige „Preis- und Leistungsverzeichnis“ kann der 
Kunde auf den MLP Internetseiten unter „www.mlp.de“ einse-
hen. Auf Wunsch wird die MLP Banking AG dieses dem Kunden 
zusenden.

Hinweise auf vom Kunden zu zahlende Steuern und Kosten
Einkünfte aus Wertpapieren sind in der Regel steuerpflichtig. 
Das gleiche gilt für Gewinne aus dem Erwerb und der Ver-
äußerung von Wertpapieren.
Abhängig vom jeweils geltenden Steuerrecht (In- oder Ausland) 
können bei der Auszahlung von Erträgen oder Veräußerungser-
lösen Kapitalertrags- und/oder sonstige Steuern anfallen (z. B. 
Withholding Tax nach US-amerikanischem Steuerrecht), die an 
die jeweilige Steuerbehörde abgeführt werden und daher den 
an den Kunden zu zahlenden Betrag mindern.
Soweit im Rahmen der Kontoführung Guthabenzinsen anfallen, 
sind diese Einkünfte in der Regel steuerpflichtig.
Bei Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige Steu-
erbehörde bzw. seinen steuerlichen Berater wenden. Dies gilt 
insbesondere, wenn er im Ausland steuerpflichtig ist.  Eigene 
Kosten (z. B. für Ferngespräche, Porti) hat der Kunde selbst zu 
tragen.

Zusätzliche Telekommunikationskosten
Keine.

Leistungsvorbehalt
Es besteht kein Leistungsvorbehalt.

Vertragliche Kündigungsregeln
Es gelten die in Nr. 12 der „Bedingungen MLP Online-Wert-
papierdepot“ für den Kunden und die MLP Banking AG fest-
gelegten Kündigungsregeln.

Mindestlaufzeit des Vertrages
Es besteht keine vertragliche Mindestlaufzeit.

Sonstige Rechte und Pflichten der MLP Banking AG und des 
Kunden
Die Grundregeln für die gesamte Geschäftsverbindung zwi-
schen der MLP Banking AG und Kunde sind in den beiliegenden 
„Allgemeinen Geschäftsbedingungen“ beschrieben. Dane-
ben gelten die beiliegenden Sonderbedingungen, die Abwei-
chungen oder Ergänzungen zu diesen „Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen“ enthalten:
– Depot- und Kontoeröffnungsantrag zum MLP Online-Wert-

papierdepot
– der Vertragsbedingungen zum MLP Online-Wertpapierdepot
– Grundsätze für die Ausführung von Aufträgen in Finanz-

instrumenten
– Grundsätze für den Umgang mit Interessenkonflikten
– Auszug des Preis- und Leistungsverzeichnisses
– Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte der MLP Ban-

king AG
– Sonderbedingungen für Termingeschäfte
– Bedingungen für den Überweisungsverkehr
– Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-

Basislastschriftverfahren
– Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-

Firmenlastschriftverfahren

Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher Sprache 
zur Verfügung.

2. Depot- und Wertpapierdienstleistungen Wesentliche 
Leistungsmerkmale

Verwahrung
Die MLP Banking AG verwahrt im Rahmen des Depotvertrages 
unmittelbar oder mittelbar die Wertpapiere und Wertrechte 
des Kunden (im folgenden zusammenfassend „Wertpapiere“). 
Ferner erbringt die MLP Banking AG die in Nr. 13 ff. der Sonder-
bedingungen für Wertpapiergeschäfte“ beschriebenen Dienst-
leistungen.

Erwerb und Veräußerung von Wertpapieren
Der Kunde kann Aktien und Bezugsrechte, Renten, Zertifikate 
und Optionsscheine, die an einer dt. Börse gehandelt werden, 
über die MLP Banking AG durch Kommissionsgeschäfte erwer-
ben. Im Übrigen kann der Kunde Wertpapiere aller Art veräu-
ßern.
Kommissionsgeschäft: Der Kunde erteilt der MLP Banking AG 
von Fall zu Fall den Auftrag, für Rechnung des Kunden an ei-
ner Börse Wertpapiere zu kaufen oder zu verkaufen und die 
MLP Banking AG wird sich bemühen, für Rechnung des Kunden 
ein entsprechendes Ausführungsgeschäft zu tätigen.
Die Einzelheiten zum Kauf von Wertpapieren über die  
MLP Banking AG werden in den Nm. 1 bis 9 der „Sonderbedin-
gungen für Wertpapiergeschäfte“ geregelt.

Hinweis auf Risiken und Preisschwankungen von Wert-
papieren

Wertpapiergeschäfte sind wegen ihrer spezifischen Merkmale 
oder der durchzuführenden Vorlage mit speziellen Risiken be-
haftet. Insbesondere sind folgende Risiken zu nennen:
– Kursänderungsrisiko / Risiko rückläufiger Anteilspreise,
– Bonitätsrisiko (Ausfallrisiko bzw. Insolvenzrisiko) des Emit-

tenten,
– Totalverlustrisiko.
Der Preis eines Wertpapieres unterliegt Schwankungen auf dem 
Finanzmarkt, auf die die MLP Banking AG keinen Einfluss hat. 
Deshalb kann das Wertpapiergeschäft nicht widerrufen werden.
In der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge (z. B. Zinsen, Divi-
denden) und erzielte Wertsteigerungen sind kein Indikator für 
künftige Erträge oder Wertsteigerungen. Ausführliche Infor-
mationen enthält die Broschüre „Basisinformationen über die 
Vermögensanlage in Wertpapieren“.

Zahlung und Erfüllung des Vertrages

Verwahrung
Die MLP Banking AG erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem De-
potvertrag durch Bereitstellung und Führung des Depots. Die 
Dienstleistungen im Rahmen der Verwahrung werden im ein-
zelnen in Nr. 13ff. der „Sonderbedingungen für Wertpapierge-
schäfte“ beschrieben. Das dafür zu zahlende Entgelt berechnet 
die MLP Banking AG jährlich und belastet dieses dem verein-
barten Konto.

Erwerb und Veräußerung von Wertpapieren
Einzelne Wertpapiergeschäfte werden wie folgt erfüllt und 
bezahlt:
Kommissionsgeschäfte: Innerhalb der für den jeweiligen (Bör-
sen) Markt geltenden Erfüllungsfristen, sobald ein Ausfüh-
rungsgeschäft zustande gekommen ist. Die gehandelten Wert-
papiere werden dem Depot gutgeschrieben (Kauf) bzw. belastet 
(Verkauf); entsprechend wird der zu zahlende Betrag dem Ver-
rechnungskonto belastet oder gutgeschrieben. 
Die Einzelheiten der Erfüllung von Kommissionsgeschäften 
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werden in den Nummern 10 bis 12 der „Sonderbedingungen 
für Wertpapiergeschäfte“ geregelt.

3. Abwicklungskonto zum Online-Wertpapierdepot

Wesentliche Leistungsmerkmale

Die MLP Banking AG richtet für den Kunden, sofern dieser nicht 
sein MLP-Konto zur Abwicklung verwenden möchte, ein Ab-
wicklungskonto in laufender Rechnung (Kontokorrentkonto) 
ein, um die mit dem Depot zusammenhängenden Zahlungen 
abwickeln zu können. Sie schreibt eingehende Zahlungen auf 
dem Konto gut und wickelt von ihm veranlasste Zahlungsvor-
gänge (z. B. Überweisung) zu Lasten dieses Kontos ab, soweit 
das Konto ausreichend Guthaben oder Kredit aufweist. Im Ein-
zelnen sind insbesondere folgende Dienstleistungen vom Ab-
wicklungskontovertrag erfasst.
– Kontoführung
– Einzahlungen
– Überweisungen (vgl. hierzu im Einzelnen die „Bedingungen 

für den Überweisungsverkehr“).
– Lastschriftbelastungen

Zahlung und Erfüllung des Vertrages

Zahlung der Entgelte und Zinsen des Abwicklungskontos durch 
den Kunden
Die anfallenden Entgelte und Zinsen werden auf dem Abwick-
lungskonto wie folgt belastet:
– Monatliches Kontoführungsentgelt zum Quartalsende.
– Zinsen zum Quartalsende.
– Verwahrentgelte zum Quartalsende.

Kontoführung
Die MLP Banking AG erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem 
Abwicklungskontovertrag durch Verbuchung der Gutschrif-
ten und Belastungen (z. B. aus Überweisungen, Lastschriften, 
Einzahlungen, Bankentgelte) auf dem in laufender Rechnung 
geführten Konto (Kontokorrentkonto). Beim Kontokorrentkon-
to werden die jeweiligen Buchungspositionen zum Ende der 
vereinbarten Rechnungsperiode – in der Regel zum Ende des 
Kalenderquartals – miteinander verrechnet und das Ergebnis 
(Saldo) dem Kunden als Rechnungsabschluss mitgeteilt. Alle 
von der MLP Banking AG vorgenommenen Buchungen werden 
auf dem Kontoauszug mit Angabe des Buchungsdatums, des 
Betrages, einer kurzen Erläuterung über die Art des Geschäftes 
sowie der Valuta (Wertstellung) aufgelistet. Kontoauszüge wer-
den in der jeweils vereinbarten Form übermittelt.

Einzahlungen/Zahlungseingänge
Eingezahlte Geldbeträge und Zahlungseingänge schreibt die 
MLP Banking AG dem Konto gut.

Überweisung
Bei einer institutsinternen Überweisung ist diese mit Gutschrift 
auf dem Konto des Begünstigten und Übermittlung der An-
gaben zur Person des Überweisenden und des angegebenen 
Verwendungszwecks erfüllt. Bei einer institutsübergreifenden 
Überweisung ist diese mit Gutschrift auf dem Konto des Kre-
ditinstituts des Begünstigten und Übermittlung der Angaben 
zur Person des Überweisenden und des angegebenen Verwen-
dungszwecks erfüllt. Die weiteren Einzelheiten ergeben sich 
aus den „Bedingungen für den Überweisungsverkehr“.

Lastschriftbelastung
Lastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung 

nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag nach ihrer Vornah-
me rückgängig gemacht wird (vgl. Nr. 9 Abs. 2 der „Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen“). 

4. Liquiditätskonto zum Vermögensdepot

Grundsätzlich dient das Liquiditätskonto als Verrechnungs-
konto für das Vermögensdepot. Es darf nicht für Zwecke des 
allgemeinen Zahlungsverkehrs verwendet werden und wird 
in laufender Rechnung gemäß den Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen der MLP geführt (Kontokorrentkonto), sofern keine 
abweichende Regelung besteht. Das Guthaben wird variabel 
verzinst. Der jeweils gültige Zinssatz ist dem jeweils aktuellen 
Preis- und Leistungsverzeichnis der MLP zu entnehmen. Für 
Neuverträge ab dem 01.01.2021 kann für Guthaben auf dem 
Liquiditätskonto ein Verwahrentgelt anfallen. Die Höhe des 
Verwahrentgelts wird im Preis- und Leistungsverzeichnis be-
kannt gegeben. Das Preis- und Leistungsverzeichnis kann über 
den MLP Berater bzw. den Kundenservice der MLP Banking AG 
angefordert werden. Darüber hinaus kann es auch unter www.
mlp-banking.de eingesehen werden. 

C. Informationen über die Besonderheiten des 
Fernabsatzvertrages

Zustandekommen des Vertrages
Der Kunde gibt gegenüber der MLP Banking AG ein ihn bin-
dendes Angebot auf Abschluss des Depotvertrages (und ge-
gebenenfalls ein damit verbundenes Abwicklungskonto) ab, 
indem er das ausgefüllte und unterzeichnete Formular für den 
Antrag auf Eröffnung des Depots und Abwicklungskontos an 
die Bank übermittelt und dieses ihr zugeht. Der Depotvertrag 
kommt zustande, wenn die MLP Banking AG dem Kunden – 
gegebenenfalls nach der erforderlichen Identitätsprüfung des 
Kunden – die Annahme des Vertrages erklärt.

Widerrufsbelehrung für Ihre Vertragserklärung zur Eröffnung 
eines Vermögensdepots und dem dazugehörigen Liquiditäts-
konto und zur Eröffnung eines Online-Wertpapierdepots:

Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklä-
rung widerrufen. Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags 
und nachdem Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend 
unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen auf einem 
dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) erhalten 
haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzei-
tige Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem 
dauerhaften Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an: 

Name der Bank:  MLP Banking AG
Straße:   Alte Heerstraße 40
Ort:   69168 Wiesloch
Telefax:   +49 (0) 6222 3169-8676
e-Mail:   banking@mlp.de

Abschnitt 2

Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informatio-
nen
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Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen 
folgende Angaben:

1. die Identität des Unternehmers; anzugeben ist auch das öf-
fentliche Unternehmensregister, bei dem der Rechtsträger ein-
getragen ist, und die zugehörige Registernummer oder gleich-
wertige Kennung;

2. die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers und die für 
seine Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde;

3. die Identität des Vertreters des Unternehmers in dem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union, in dem der Verbraucher sei-
nen Wohnsitz hat, wenn es einen solchen Vertreter gibt, oder 
einer anderen gewerblich tätigen Person als dem Unternehmer, 
wenn der Verbraucher mit dieser Person geschäftlich zu tun 
hat, und die Eigenschaft, in der diese Person gegenüber dem 
Verbraucher tätig wird;

4. zur Anschrift

a) die ladungsfähige Anschrift des Unternehmers und jede 
andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwi-
schen dem Unternehmer und dem Verbraucher maßgeb-
lich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen 
oder Personengruppen auch den Namen des Vertretungs-
berechtigten;

b) jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung 
zwischen dem Verbraucher und einem Vertreter des Un-
ternehmers oder einer anderen gewerblich tätigen Person 
als dem Unternehmer, wenn der Verbraucher mit dieser 
Person geschäftlich zu tun hat, maßgeblich ist, bei juristi-
schen Personen, Personenvereinigungen oder Personen-
gruppen auch den Namen des Vertretungsberechtigten;

5. die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie 
Informationen darüber, wie der Vertrag zustande kommt;

6. den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich al-
ler damit verbundenen Preisbestandteile sowie alle über den 
Unternehmer abgeführten Steuern oder, wenn kein genauer 
Preis angegeben werden kann, seine Berechnungsgrundlage, 
die dem Verbraucher eine Überprüfung des Preises ermöglicht;

7. gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten sowie einen 
Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht 
über den Unternehmer abgeführt oder von ihm in Rechnung 
gestellt werden;

8. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;

9. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts so-
wie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere 
Name und Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf 
zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließ-
lich Informationen über den Betrag, den der Verbraucher im Fall 
des Widerrufs für die erbrachte Leistung zu zahlen hat, sofern 
er zur Zahlung von Wertersatz verpflichtet ist (zugrunde lie-
gende Vorschrift: § 357b des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

10. die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich 
etwaiger Vertragsstrafen;

11. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht 
der Unternehmer der Aufnahme von Beziehungen zum Ver-
braucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;

12. eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare 
Recht oder über das zuständige Gericht;

13. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die 
in dieser Widerrufsbelehrung genannten Vorabinformationen 
mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Un-
ternehmer verpflichtet, mit Zustimmung des Verbrauchers die 
Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

14. den Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unternehmer 
unterworfen ist, nutzen kann, und gegebenenfalls dessen Zu-
gangsvoraussetzungen;

15. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschä-
digungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richtlinie 
2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über Einlagensicherungssysteme (ABl. L 173 
vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 
30.10.2014, S. 37) geschaffenen Einlagensicherungssysteme 
noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 3. März 1997 über Systeme für 
die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) 
geschaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen.

Abschnitt 3

Widerrufsfolgen

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfan-
genen Leistungen zurückzugewähren. Sie sind zur Zahlung 
von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstlei-
stung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung 
auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich 
zugestimmt haben, dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit 
der Ausführung der Gegenleistung begonnen werden kann. 
Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von Wertersatz, kann 
dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflich-
tungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen 
müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Ver-
trag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch 
vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt 
haben. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müs-
sen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist begin-
nt für Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns 
mit deren Empfang.

Ende der Widerrufsbelehrung
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Widerrufsbelehrung für Ihre Vertragserklärung zur Eröffnung 
eines Abwicklungskontos für das Online-Wertpapierdepot:

Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklä-
rung widerrufen. Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags 
und nachdem Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend 
unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen auf einem 
dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) erhalten 
haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzei-
tige Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem 
dauerhaften Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:

Name der Bank:  MLP Banking AG
Straße:   Alte Heerstraße 40
Ort:   69168 Wiesloch
Telefax:   +49 (0) 6222 3169-8676
e-Mail:   banking@mlp.de

Abschnitt 2

Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informatio-
nen

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen 
folgende Angaben:

Allgemeine Informationen:

1. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts so-
wie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere 
Name und Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf 
zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließ-
lich Informationen über den Betrag, den der Verbraucher im Fall 
des Widerrufs für die erbrachte Leistung zu zahlen hat, sofern 
er zur Zahlung von Wertersatz verpflichtet ist (zugrunde lie-
gende Vorschrift: § 357b des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

2. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht 
der Zahlungsdienstleister der Aufnahme von Beziehungen zum 
Verbraucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;

3. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;

4. gegebenenfalls anfallende Kosten sowie einen Hinweis auf 
mögliche Steuern oder Kosten, die nicht über den Zahlungs-
dienstleister abgeführt oder von ihm in Rechnung gestellt wer-
den;

5. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädi-
gungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richtlinie 
2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über Einlagensicherungssysteme (ABl. L 173 
vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 
30.10.2014, S. 37) geschaffenen Einlagensicherungssysteme 
noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 3. März 1997 über Systeme für 
die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) 
geschaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen;

Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten:

6. zum Zahlungsdienstleister

a) den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Haupt-
verwaltung sowie alle anderen Anschriften einschließlich 
E-Mail-Adresse, die für die Kommunikation mit dem 
Zahlungsdienstleister von Belang sind; 

b) die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichts 
behörden und das bei der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht geführte Register oder jedes andere 
relevante öffentliche Register, in das der Zahlungsdienst-
leister als zugelassen eingetragen ist, sowie seine Regi-
sternummer oder eine gleichwertige in diesem Register 
verwendete Kennung;

7. zur Nutzung des Zahlungsdienstes

a) eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu 
erbringenden Zahlungsdienstes;

b) Informationen oder Kundenkennungen, die für die 
ordnungsgemäße Auslösung oder Ausführung eines Zah-
lungsauftrags erforderlich sind; 

c) die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines 
Zahlungsauftrags oder zur Ausführung eines Zahlungs-
vorgangs und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags 
(zugrunde liegende Vorschriften: §§ 675j und 675p des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs);

d) den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegan-
gen gilt (zugrunde liegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e) einen vom Zahlungsdienstleister festgelegten Zeitpunkt 
nahe am Ende eines Geschäftstags, bei dessen Ablauf ein 
nach diesem Zeitpunkt zugegangener Zahlungsauftrag 
des Verbrauchers als am darauf folgenden Geschäftstag 
zugegangen gilt (zugrunde liegende Vorschrift: § 675n 
Absatz 1 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f) die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden 
Zahlungsdienste; 

g) einen Hinweis auf die Möglichkeit, Betragsobergrenzen 
für die Nutzung eines Zahlungsinstruments (wie bei-
spielsweise eine Zahlungskarte) zu vereinbaren (zugrunde 
liegende Vorschrift: § 675k Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs); 

8. zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen

a) alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienst-
leister zu entrichten hat, einschließlich derjenigen, die 
sich danach richten, wie und wie oft über die geforderten 
Informationen zu unterrichten ist; 

b) die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, 
bei Anwendung von Referenzzinssätzen und -wechsel-
kursen, die Methode für die Berechnung der tatsächlichen 
Zinsen sowie den maßgeblichen Stichtag und den Index 
oder die Grundlage für die Bestimmung des Referenzzins-
satzes oder -wechselkurses;
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9. zur Kommunikation

a) die Kommunikationsmittel, deren Nutzung für die Informa-
tionsübermittlung und Anzeigepflichten vereinbart wird, 
einschließlich der technischen Anforderungen an die Aus-
stattung und die Software des Verbrauchers; 

b) Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienst-
leister vor und während des Vertragsverhältnisses, vor der 
Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie bei einzelnen 
Zahlungsvorgängen zu erteilenden Informationen mitzu-
teilen oder zugänglich zu machen sind; 

c) die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der 
Vertrag zu schließen ist und in der oder in denen die Kom-
munikation für die Dauer des Vertragsverhältnisses erfol-
gen soll; 

d) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während 
der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermittlung der Ver-
tragsbedingungen sowie der in dieser Widerrufsbelehrung 
genannten vorvertraglichen Informationen zur Erbringung 
von Zahlungsdiensten in Papierform oder auf einem ande-
ren dauerhaften Datenträger zu verlangen;

10. zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen

a) eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungs-
instrument sicher aufbewahrt und wie er seine Pflicht 
gegenüber dem Zahlungsdienstleister oder einer von 
diesem benannten Stelle erfüllt, den Verlust, den Dieb-
stahl, die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige 
nicht autorisierte Nutzung eines Zahlungsinstruments 
unverzüglich anzuzeigen, nachdem er hiervon Kenntnis 
erlangt hat (zugrunde liegende Vorschrift: § 675l Absatz 
1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

b) eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unter-
richtung des Verbrauchers durch den Zahlungsdienstlei-
ster im Fall vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder 
bei Sicherheitsrisiken; 

c) die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienst-
leister das Recht vorbehält, ein Zahlungsinstrument des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zu sperren (zugrunde liegen-
de Vorschrift: § 675k Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs); 

d) Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, 
Diebstahl, Abhandenkommen oder sonstiger missbräuch-
licher Verwendung des Zahlungsinstruments einschließ-
lich Angaben zum Höchstbetrag (zugrunde liegende Vor-
schrift: § 675v des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstlei-
sters bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen (zu-
grunde liegende Vorschrift: § 675u des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs); 

f) Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Ver-
braucher dem Zahlungsdienstleister nicht autorisierte 
oder fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungs-
vorgänge anzeigen muss (zugrunde liegende Vorschrift: 
§ 676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

g) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstlei-
sters bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter 

Auslösung oder Ausführung von Zahlungsvorgängen 
sowie Informationen über dessen Verpflichtung, auf 
Verlangen Nachforschungen über den nicht oder 
fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang anzustellen 
(zugrunde liegende Vorschrift: § 675y des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

h) die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Ver-
brauchers bei einem vom oder über den Zahlungsemp-
fänger ausgelösten autorisierten Zahlungsvorgang (bei-
spielsweise bei SEPA-Lastschriften) (zugrunde liegende 
Vorschrift: § 675x des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

11. zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des  
Zahlungsdiensterahmenvertrags

a) die Vereinbarung, dass die Zustimmung des Verbrauchers 
zu einer Änderung der Vertragsbedingungen als erteilt 
gilt, wenn der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister 
seine Ablehnung nicht vor dem Zeitpunkt angezeigt hat, 
zu dem die geänderten Vertragsbedingungen in Kraft 
treten sollen (zugrunde liegende Vorschrift: § 675g des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

b) die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags; 

c) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Ver-
trag zu kündigen; 

d) gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungs-
relevante Vereinbarungen:

aa) die Vereinbarung einer Kündigungsfrist für das Recht 
des Verbrauchers, den Vertrag zu  kündigen, die einen 
Monat nicht überschreiten darf (zugrunde liegende Vor-
schrift: § 675h Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs),

bb) die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zah-
lungsdienstleisters unter Einhaltung einer Frist von min-
destens zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag 
auf unbestimmte Zeit geschlossen ist (zugrunde liegen-
de Vorschrift: § 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs),

cc) das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers 
vor dem Wirksamwerden einer vom Zahlungsdienstlei-
ster vorgeschlagenen Änderung des Vertrags, wenn die 
Zustimmung des Verbrauchers zur Änderung nach einer 
Vereinbarung im Vertrag ohne ausdrückliche Ablehnung 
als erteilt gälte, sofern der Zahlungsdienstleister den 
Verbraucher auf die Folgen seines Schweigens sowie auf 
das Kündigungsrecht hingewiesen hat (zugrunde liegen-
de Vorschrift: § 675g Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs);

12. die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdienste-
rahmenvertrag anwendbare Recht oder über das zuständige 
Gericht;

13. einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden 
Beschwerdeverfahren wegen mutmaßlicher Verstöße des Zah-
lungsdienstleisters gegen dessen Verpflichtungen (zugrunde 
liegende Vorschriften: §§ 60 bis 62 des Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetzes) sowie auf Verbrauchern offenstehende außer-
gerichtliche Rechtsbehelfsverfahren (zugrunde liegende Vor-
schrift: § 14 des Unterlassungsklagengesetzes).
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Abschnitt 3

Widerrufsfolgen

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits emp-
fangenen Leistungen zurückzugewähren. Überziehen Sie Ihr 
Konto ohne eingeräumte Überziehungsmöglichkeit oder über-
schreiten Sie die Ihnen eingeräumte Überziehungsmöglichkeit, 
so können wir von Ihnen über die Rückzahlung des Betrags der 
Überziehung oder Überschreitung hinaus weder Kosten noch 
Zinsen verlangen, wenn wir Sie nicht ordnungsgemäß über die 
Bedingungen und Folgen der Überziehung oder Überschreitung 
(z. B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert haben. Sie 
sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf er-
brachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer 
Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden 
und ausdrücklich zugestimmt haben, dass vor dem Ende der 
Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begon-
nen werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen 
Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf 
dennoch erfüllen müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzei-
tig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrück-
lichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufs-
recht ausgeübt haben. Verpflichtungen zur Erstattung von 
Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. 
Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufs-
erklärung, für uns mit deren Empfang.

Ende der Widerrufsbelehrung

Besondere Hinweise zur sofortigen Vertragsausführung
Die Bank wird sofort nach Annahme des Kontovertrages und 
noch vor Ablauf der Widerrufsfrist mit der Ausführung dieses 
Vertrages und der auf dessen Grundlage abgeschlossenen wei-
teren Verträge beginnen, wenn der Kunde hierzu seine aus-
drückliche Zustimmung erteilt. Die ausdrückliche Zustimmung 
holt die Bank bei Vertragsunterzeichnung ein. Die Bank ist auch 
dann zur vorzeitigen Vertragsausführung berechtigt, wenn der 
Kunde die vorgenannte Zustimmung nicht erteilt, es sei denn, 
der Kunde erteilt ausdrücklich eine anderslautende Weisung.

Gültigkeitsdauer dieser Informationen: Diese Informationen 
sind bis auf Weiteres gültig.
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Grundsätze und Informationen der MLP Banking AG 

im Rahmen des Wertpapiergeschäfts.

*Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verwenden wir die männliche 
 Form einheitlich für beide Geschlechter.

Informationen über die MLP Banking AG und 

unsere Dienstleistungen.

Wir, die MLP Banking AG (im Folgenden „MLP”), stehen 

unseren Kunden mit zahlreichen Dienstleistungen rund 

um die Beratung sowie den Erwerb, die Veräußerung und 

die Verwahrung von Finanzinstrumenten zur Verfügung.

Um die für unsere Kunden am besten geeigneten Vermö-

genskonzepte anbieten zu können, selektieren wir die am 

Markt er hältlichen Wertpapierdienstleistungen, Finanz-

instrumente und deren Emittenten nach strengen Qualitäts-

kriterien. Durch diese gezielte Fokussierung unserer 

Produktpalette auf bestimmte Anlageklassen und Anbieter, 

erbringen wir die Anlageberatung als sogenannte „nicht-

unabhängige Anlageberatung“.

Um unseren hohen Qualitätsansprüchen in der Anlagebe-

ratung gerecht zu werden, beraten unsere MLP Berater* 

bewusst nur zu von uns ausgewählten Investmentfonds und 

geschlossenen Beteiligungen. Die Einbeziehung von Nachhal-

tigkeitsrisiken auf Ebene der Investmentfonds und geschlos-

senen Beteiligungen erfolgt dabei aktuell auf Basis der von 

den Fondsgesellschaften zur Verfügung gestellten Informati-

onen; auch, sofern diese nur rudimentär vorliegen.

Auf Basis Ihrer persönlichen Ziele und Bedürfnisse sowie 

un ter Berücksichtigung Ihrer Vermögenssituation erhalten 

Sie im Rahmen einer Anlageberatung von Ihrem MLP  Berater 

eine individuelle, für Sie geeignete Anlageempfehlung. 

Dabei werden Ihre persönlichen Vorgaben, Wünsche und 

Nachhaltigkeitspräferenzen in die (Anlage-)Empfehlung ein-

bezogen. Allgemein unterscheiden sich Finanzinstrumente, 

die als nachhaltig gelten, die nachhaltige Investitionen 

beinhalten oder bei denen die wichtigsten nachteiligen 

Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren berücksichtigt 

werden, von anderen Finanzinstrumenten dadurch, dass sie 

für sich Nachhaltigkeitsziele definieren und verfolgen, mit 

denen beispielsweise Umweltziele oder Ziele zur Stärkung 

der sozialen Integration und des Zusammenhalts unter Be-

rücksichtigung guter Unternehmensführung verbunden sind 

(sog. ESG-Ziele: Environment, Social, Governance). Wir in-

formieren Sie auch über die Ergebnisse der Bewertungen der 

Fondsgesellschaften zu den zu erwartenden Auswirkungen 

von Nachhaltigkeitsrisiken auf die Rendite des jeweiligen 

Finanzinstruments. Eine regelmäßige Geeignetheitsprüfung 

Ihrer Anlagen nehmen wir nicht vor.

Darüber hinaus ermöglichen wir Ihnen auch ohne Inanspruch-

nahme einer Anlageberatung eine selbstständige Investition 

in alle von uns vorselektierten Investmentfonds, wobei wir 

Ihnen hierbei - abhängig von der Komplexität des Finanz- 

instruments - eine Ausführung mit Angemessenheitsprüfung 

(„beratungsfreies Geschäft“) oder ohne Angemessen-

heitsprüfung („Execution-only-Geschäft“) anbieten. 

Mit dem MLP Online- Wertpapierdepot können Sie ohne 

Inanspruchnahme einer Anlageberatung Aktien, Renten, 

Bezugsrechte oder sonstige Finanzinstrumente, die an 

einem deutschen Bör senplatz gehandelt werden, über MLP 

erwerben („beratungsfreies Geschäft“), Wertpapiere aller 

Art veräußern sowie bei uns verwahren. Ausgenommen im 

Rahmen des MLP Online-Wertpapierdepots ist der Erwerb von 

Investmentfonds.

Mit dem Erwerb bestimmter Wertpapiere (u. a. Aktien, Bank-

schuldverschreibungen sowie anderer Forderungen gegen 

Kreditinstitute) können sich im Abwicklungsfall des jewei-

ligen Kreditinstitutes Nachteile ergeben. Weitere Informa-

tionen zu diesen Regelungen zur Bankenabwicklung und 

Gläubigerbeteiligung (Bail-in) finden Sie unter www.mlp.de/

banking/mlp/rechtliche-hinweise/.

Aufträge in Wertpapiergeschäften können Sie bei MLP, Ihrem 

MLP  Berater oder für das MLP Online -Wertpapierdepot auch 

online in Ihrem FinancePilot erteilen. Wir nehmen grund-

sätzlich keine Order telefonisch entgegen. Die maßgebliche  

Sprache für Ihre Vertragsbeziehung zu uns ist Deutsch. 

Um unseren Kunden das höchste Schutzniveau zu gewähr-

leisten, klassifizieren wir unsere Kunden als Privatkunden. 

Dementsprechend richten wir unseren Zielmarkt für Wertpa-

pierdienstleistungen, insbesondere die Beratung und den 

Vertrieb von Finanzinstrumenten, auf Privatkunden aus. 

Diesen evaluieren wir regelmäßig in engem Austausch mit 

unseren Produktpartnern. 

MLP ist ein CRR-Kreditinstitut und bietet das Haftungsdach 

für Ihren MLP Berater, der bei der Anlageberatung und -ver-

mittlung als vertraglich gebundener Vermittler unter dem 

Haftungsdach der MLP tätig ist. 



Stand: 01/2023           D226980333_V 6.07_10012023 2/8

MLP wird von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn 

und Marie- Curie-Straße 24 28, 60439 Frankfurt am Main, 

Inter net: www.bafin.de sowie der Europäischen Zentral-

bank (EZB), Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main, 

Internet:  www.ecb.europa.eu, beaufsichtigt. Wir sind dem 

Einlagensi cherungsfonds des Bundesverbandes deutscher 

Banken e. V. angeschlossen. Der Umfang der durch den Ein-

lagensicherungs fonds geschützten Verbindlichkeiten ist in

Nr. 20 der Allgemei nen Geschäftsbedingungen der MLP 

beschrieben.

Die Verwahrung von Wertpapieren erfolgt gemäß unseren 

Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte. Inländische

Wertpapiere werden demgemäß regelmäßig bei der deut-

schen Wertpapiersammelbank (Clearstream Banking Frank-

furt) ver wahrt, sofern sie zur Girosammelverwahrung zuge-

lassen sind. Ausländische Wertpapiere werden in der Regel 

im Heimatmarkt des betreffenden Papiers oder in dem Land 

verwahrt, in dem der Kauf getätigt wurde. In welchem Land 

Ihre Wertpapiere verwahrt werden, teilen wir Ihnen auf der 

Wertpapierabrech nung mit. An den Wertpapieren, die wir 

wie zuvor beschrieben verwahren, erhalten Sie Eigentum 

bzw. eine eigentumsähn liche Rechtsstellung (vgl. Nr. 11 und 

12 Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte). Dadurch 

sind Sie nach Maßgabe der jeweils geltenden ausländischen 

Rechtsordnung vor dem Zu griff Dritter auf Ihre Wertpapiere 

geschützt. Im Übrigen haften wir bei der Verwahrung Ihrer 

Wertpapiere auch nach Nr. 19 der Sonderbedingungen für 

Wertpapiergeschäfte.

MLP unterhält u. a. Beziehungen zu ausländischen Lagerstel-

len in Luxemburg, Großbritannien und den USA. Wir möchten 

Sie darauf hinweisen, dass bei Wertpapieren, die öffentlich 

ange boten werden, der Prospekt beim Emittenten und in der 

Regel auf den Internetseiten des Emittenten verfügbar ist und 

eine Druckversion beim Emittenten angefordert werden kann.

Über Art, Häufigkeit und Zeitpunkt der Berichte, die wir un-

seren Kunden über die von uns erbrachten Dienstleistungen 

zur Verfügung stellen, in formiert unser Preis - und Leistungs-

verzeichnis. Des Weiteren können Sie diesem auch die Kosten 

und Nebenkosten unserer Produkte entnehmen. Auf Wunsch 

stellt Ihr MLP Berater Ihnen dies gerne zur Verfügung oder 

Sie entnehmen dies unserer Homepage.

Für weitere Informationen über MLP wenden Sie sich bitte 

an folgende Kontaktadresse:

MLP Banking AG 

Alte Heerstraße 40,  69168 Wiesloch

Tel  06222 • 3169 • 4000

Fax 06222 • 3169 • 8933

banking@mlp.de

Kundeninformationen zur Beurteilung des 

Zielmarkts, der Geeignetheit und Angemes-

senheit Ihrer Kapitalanlage.

Zur Beurteilung des Zielmarkts

Bei der Erbringung unserer Wertpapierdienstleistungen, 

insbesondere bei der Empfehlung beziehungsweise dem 

Vertrieb von Finanzinstrumenten prüfen wir grundsätzlich, 

ob diese dem von unseren Produktpartnern für Privatkun-

den sowie dem von MLP für unsere spezielle Kundengruppe 

definierten Zielmarkt entsprechen.

MLP-Kunden sind Privatkunden und verfolgen primär das 

Ziel der allgemeinen Vermögensbildung/Vermögensoptimie-

rung. 

Für den MLP-Zielmarkt für Investmentfonds des Vermögens-

depots gilt:

Das Ziel Vermögensbildung/Vermögensoptimierung versu-

chen sie mit einer Risikotoleranz zwischen 1 (konservativ) 

und 5 (spekulativ) mit den korrespondierenden Renditeer-

wartungen von „sehr gering“ bis „sehr hoch“ zu erreichen. 

Die MLP-Kunden akzeptieren Produkte ohne Kapitalschutz 

und können den Verlust des eingesetzten Kapitals tragen. 

Sie verfolgen Anlagehorizonte von „kurzfristig“ (kürzer als 3 

Jahre) über „mittelfristig“ (3 bis 5 Jahre) bis hin zu „lang-

fristig“ (länger als 5 Jahre). Dabei finden auf Wunsch auch 

nachhaltigkeitsbezogene Ziele Berücksichtigung. Diese 

Kunden haben im Allgemeinen Kenntnisse und/oder Erfah-

rungen im Bereich Wertpapiere insbesondere im Handel von 

Investmentfonds einschließlich komplexer Investmentfonds. 

MLP stellt sicher, dass die im Vermögensdepot angebotenen 

Fonds sich innerhalb dieses MLP-Zielmarktes bewegen. 

Für den MLP-Zielmarkt für geschlossene Beteiligungen gilt:

Das Ziel Vermögensbildung/Vermögensoptimierung versu-

chen sie mit einer sehr hohen Risikobereitschaft und der 

damit korrespondierenden sehr hohen Renditeerwartung 

zu erreichen. Die MLP-Kunden akzeptieren Produkte ohne 

Kapitalschutz und können den vollständigen Verlust des ein-

gesetzten Kapitals tragen, der sich durch die Inkaufnahme 
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des mit einer Beteiligung verbundenen unternehmerischen 

Risikos ergeben kann. Sie verfolgen Anlagehorizonte von 

„mittelfristig“ (3 bis 5 Jahre) bis „langfristig“ (länger als 5 

Jahre). Dabei finden auf Wunsch auch nachhaltigkeitsbezo-

gene Ziele Berücksichtigung. Diese Kunden verfügen über 

umfangreiche Kenntnisse und/oder Erfahrungen in Finan-

zanlagen insbesondere in der Investition in geschlossene 

Alternative Investmentfonds und der damit einhergehenden 

Rechte und Pflichten. MLP stellt sicher, dass die angebo-

tenen geschlossenen Alternativen Investmentfonds sich 

innerhalb dieses MLP-Zielmarktes bewegen. 

Für den MLP Zielmarkt für Vermögenswirksame Leistungen 

gilt: 

Das Ziel Vermögensbildung/Vermögensoptimierung 

versuchen sie mit einer Risikotoleranz zwischen 1 (kon-

servativ) und 5 (spekulativ) mit den korrespondierenden 

Renditeerwartungen von „sehr gering“ bis „sehr hoch“ zu 

erreichen. Die MLP-Kunden akzeptieren Produkte ohne Ka-

pitalschutz und können den Verlust des eingesetzten Kapi-

tals tragen. Sie verfolgen einen mittelfristigen (3 bis 5 Jahre) 

bis langfristigen (länger als 5 Jahre) Anlagehorizont. Dabei 

finden auf Wunsch auch nachhaltigkeitsbezogene Ziele 

Berücksichtigung. Diese Kunden  haben im Allgemeinen 

Kenntnisse und/oder Erfahrungen im Bereich Wertpapiere 

insbesondere im Handel von Investmentfonds einschließ-

lich komplexer Investmentfonds. MLP stellt sicher, dass die 

innerhalb Vermögenswirksamer Leistungen angebotenen 

Fonds sich innerhalb dieses MLP-Zielmarktes bewegen.

Informationen zur Geeignetheit und Angemessenheit 

Ihrer Kapitalanlage

Damit Ihr MLP  Berater im Rahmen einer An lageberatung ge-

meinsam mit Ihnen die für Sie und Ihre persönlichen Bedürf-

nisse geeigneten Finanzinstrumente auswählen und Ihnen 

empfehlen kann, benötigen wir verschiedene Angaben von 

Ihnen. Im Einzelnen handelt es sich da bei um Informationen 

über Ihre Kenntnisse und Erfahrungen in Bezug auf Geschäfte 

mit bestimmten Arten von Finanzinstru menten oder Wertpa-

pierdienstleistungen, über Ihre konkreten Anlageziele sowie 

über Ihre persönlichen und finanziellen Ver hältnisse, soweit 

diese erforderlich sind, um ein für Sie geeig netes Geldanla-

geprodukt auszuwählen. Diese benötigen wir auch, um zu 

prüfen, ob Sie mit einer Investition in den vom Produktgeber 

generell für Privatkunden sowie den von MLP für unsere spe-

zielle Kundengruppe ausgewiesenen Zielmarkt fallen.

Ihr MLP  Berater nutzt hierzu einen Erfas sungsbogen („Kun-

denangaben gemäß § 64 Abs. 3 WpHG“), der Ihre An gaben 

anschaulich zusammenfasst. Zu jedem von Ihnen defi nierten 

Anlageziel bespricht Ihr MLP Bera ter die von Ihnen jeweils ge-

wünschte maximale Risikoklasse, legt diese gemeinsam mit 

Ihnen fest und berücksichtigt auch Ihre Vorstellungen zur An-

lagedauer sowie individuell weitere Aspekte, wie zum Beispiel 

den Wunsch, bei der Investition das Thema Nachhaltigkeit zu 

berücksichtigen.

Auf Basis Ihrer Angaben nimmt Ihr MLP  Berater eine Beurtei-

lung vor, welche Finanzinstrumente oder Wertpapierdienst-

leistungen in unserer Produktpalette für Sie und Ihre Anlage-

wünsche geeignet sind (auch „Geeignet heitsprüfung“ ge-

nannt). Dabei wird auch beurteilt, ob Sie über ausreichende 

Kenntnisse und Erfahrungen verfügen, um die im Zusam-

menhang mit der Anlage erwachsenden Anlagerisiken zu 

verstehen und ob diese für Sie entsprechend Ihrer Anlageziele 

(Zweck der Anlage, Anlagedauer, Risikoklasse) finanziell trag-

bar sind. Nur auf Basis vollständiger und korrekter Angaben 

können wir Ihnen ein zu Ihrem Risikoprofil passendes Anla-

geprodukt empfehlen. Die Angaben im Bogen „Kundenanga-

ben“ dienen also dazu, in Ihrem In teresse ein für Sie geeig-

netes Produkt oder eine geeignete Dienstleistung auswählen 

zu können. Ohne diese relevanten Angaben dürfen wir 

Ihnen im Rahmen einer Anlageberatung kein Anlage produkt 

empfehlen, unabhängig davon, ob sich die Empfehlung Ihres 

MLP  Beraters auf den Kauf, das Hal ten oder den Verkauf 

einer Geldanlage bezieht.Wird die Anlageberatung für eine 

Gesellschaft, eine Gruppe von Personen oder im Interesse 

eines Minderjährigen erbracht, ergeben sich weitere Beson-

derheiten. Um auch in diesen Fällen die Geeignetheit der 

Anlage beurteilen zu können, benötigen wir die notwendi-

gen Angaben im Bogen „Kundenangaben“ auch von al len 

vertretungsberechtigten Personen (z. B. Geschäftsführer 

der Gesellschaft oder erziehungsberechtigte Eltern) bzw. 

von allen Personen, die über die Anlage verfügen sollen (z. 

B. mehrere Depotinhaber). Bei Gemeinschaftsdepots stellt 

MLP im Rahmen der Geeignetheitsprüfung auf die finanzi-

ellen Gesamtverhält nisse und die gemeinsamen Anlageziele 

(Zweck der Anlage) al ler Depotinhaber ab, in Bezug auf die 

Erfahrungen und Kennt nisse sowie die Anlagedauer und Ri-

sikoklasse auf die jeweils geringste Angabe. Bei Stellvertre-

tung wird auf die finanziellen Verhältnisse und Anlageziele 

des Vertretenen (z. B. Minderjäh riger oder Gesellschaft), 

für die Ermittlung der Erfahrungen und Kenntnisse auf den 

Vertreter (z. B. Eltern, Geschäftsführer der Gesellschaft) 

abgestellt, bei mehreren Vertretern auf den mit den gering-

sten Angaben.

Bei der Auswahl der für Sie passenden Anlage wird Ihr MLP 

Berater auch durch technische Systeme un terstützt. Diese 

validieren die Qualität der Anlageberatung, indem sie auch 

systemseitig sicherstellen, dass Ihnen nur solche Finanz-
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instrumente empfohlen werden, die mit den von Ihnen ge-

machten Angaben im Einklang stehen. Da sich Ihre individu-

ellen Verhältnisse, insbesondere ihre finanziellen Bedürfnisse, 

Ihre Anlageziele und Ihre Risikoneigung verändern können, 

über prüft Ihr MLP  Berater bei jeder Anlage empfehlung, ob 

Ihre Angaben noch aktuell oder Anpassungen notwendig 

sind. Zudem ist es besonders wichtig, dass Sie Änderungen 

Ihrer Angaben umgehend Ih rem MLP  Berater mitteilen, um 

die Geeignetheit Ihrer Anlagen zu gewährleisten. Die von 

Ihnen im Rahmen einer Anlagebera tung gemachten Angaben 

sowie die Ihnen gegenüber ausge sprochenen Empfehlungen 

in Bezug auf eine konkrete Anlageentscheidung fasst Ihr 

MLP  Berater für Sie in einer schriftlichen Geeignetheitserklä-

rung zusammen, die Sie im Anschluss an die Anlageberatung 

erhalten.

Zusammen mit der Geeignetheitserklärung erhalten Sie eine 

Übersicht über die mit der empfohlenen Transaktion ver-

bundenen Kosten (Bruttopreis inkl. MwSt.). Mit dieser 

„Ex-ante-Kostenübersicht“ erhalten Sie einen individuel-

len Überblick über alle mit der Transaktion verbundenen 

Dienstleistungskosten, z. B. die mit der Vermittlung und der 

Verwaltung/Verwahrung Ihrer Fondsanteile verbundenen 

Kosten. Diese werden Ihnen typischerweise unmittelbar in 

Rechnung gestellt. Dargestellt werden beispielsweise auch 

die konkreten Produktkosten des gewählten Finanzinstru-

ments. Diese Produktkosten fallen im Fonds an. Ein konkre-

tes Beispiel für die „Ex-ante-Kostenübersicht“ finden Sie am 

Ende dieses Dokuments.

Damit Sie Ihre Anlageentscheidung stets auf einer informier-

ten Basis treffen können, erläutert Ihr MLP  Berater Ihnen die 

für Sie geeigneten Finanzinstrumente und erklärt Ihnen dabei 

auch das Prinzip des Anlagerisikos, das Ver hältnis zwischen 

Risiko und Rendite sowie die Auswirkungen von Kosten auf 

Ihre Anlage. Zudem erhalten Sie von Ihrem MLP  Berater die 

Basisinformationen über Wert papiere und weitere Kapitalan-

lagen, die einen Gesamtüberblick über die wichtigsten For-

men der Vermögensanlagen in Wertpa pieren vermitteln 

und die mit diesen Geschäften typischerweise verbunde-

nen Risiken ausführlich darstellen. Mit dem MLP Online-

Wertpapierdepot oder über Ihren MLP Fi nancePilot können 

Sie bestimmte Geschäfte in Wertpapieren auch ohne die In-

anspruchnahme einer Anlageberatung durch Ihren MLP  Be-

rater tätigen (sog. „beratungs freies Geschäft“). Führen wir in 

Ihrem Auftrag Anlagegeschäfte ohne vorherige Beratung aus, 

müssen wir auf Basis der Infor mationen über Ihre Kenntnisse 

und Erfahrungen in Bezug auf Geschäfte mit bestimmten 

Arten von Finanzinstrumenten oder Wertpapierdienstleistun-

gen beurteilen, ob die von Ihnen ge wünschte Transaktion für 

Sie angemessen ist (sog. „Angemes senheitsprüfung“). Dies 

beurteilt sich danach, ob Sie auf Basis Ihrer Kenntnisse und 

Erfahrungen die Risiken in Zusammen hang mit dem beauf-

tragten Wertpapiergeschäft angemessen beurteilen können. 

Liegen uns die hierfür erforderlichen Infor mationen nicht vor 

oder kommt unsere interne Prüfung zu dem Ergebnis, dass 

das von Ihnen gewünschte Finanzinstrument oder die Wert-

papierdienstleistung nicht angemessen für Sie ist, müssen wir 

Sie hierüber informieren.

Nach einer vorangegangenen Anlageberatung können Sie 

mittels freiem Auftrag (z. B. durch eine Überweisung) eine 

Investition in alle von uns vorselektierten Investmentfonds 

tätigen. Diese selbstständige weitere Investition führen 

wir bei komplexen Finanzinstrumenten im beratungsfreien 

Geschäft mit Angemessenheitsprüfung, bei Investitionen 

in nicht-komplexe Finanzinstrumente im Wege des soge-

nannten „Execution-only-Geschäfts“ aus. In diesen Fällen 

prüfen wir nicht, ob das Produkt für Sie individuell geeignet 

beziehungsweise angemessen ist und ob Sie mit Ihrer indivi-

duellen Investition in den vom Produktgeber ausgewiesenen 

Zielmarkt des Produkts fallen.

Bei der Erbringung von Anlageberatung und Wertpapier-

dienstleistungen, die sich auf die Annahme, Übermittlung 

und Ausführung von Kundenaufträgen beziehen, ist MLP 

gesetzlich dazu verpflichtet, die Inhalte der in diesem 

Zusammenhang mit Ihnen geführten Telefongespräche auf-

zuzeichnen – selbst dann, wenn diese Gespräche nicht zum 

Abschluss solcher Geschäfte oder zur Erbringung solcher 

Dienstleistungen führen. Sie können der Aufzeichnung sol-

cher Gespräche in jedem Einzelfall widersprechen. Das führt 

allerdings dazu, dass wir die aufgeführten Dienstleistungen 

dann nicht telefonisch erbringen können. Die Aufbewah-

rungsfrist für die Aufzeichnungen beträgt grundsätzlich 

fünf Jahre. In Einzelfällen kann die Aufbewahrungsfrist 

durch die zuständige Aufsichtsbehörde um zwei Jahre 

verlängert werden. Eine Kopie der Aufzeichnung über diese 

Gespräche kann Ihnen auf Anfrage während der Aufbewah-

rungsfrist zur Verfügung gestellt werden. Die Aufbewah-

rungsfrist beginnt mit dem Erstellungsdatum.

Für weitergehende Informationen rund um das Thema 

Geeig netheit und Angemessenheit Ihrer Kapitalanlage steht 

Ihnen Ihr MLP  Berater jederzeit gerne zur Verfü gung.

Grundsätze der MLP Banking AG für den Um-

gang mit Interessenkonflikten.
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Bei der Erbringung unserer Dienstleistung versuchen wir 

stets, Interessenkonflikte zu vermeiden. Diese lassen sich 

bei Finanzdienstleistern, die für ihre Kunden eine Vielzahl

von  Wertpapierdienstleistungen erbringen, nicht immer 

gänzlich ausschließen. In Übereinstimmung mit den Vor-

gaben des Wertpapierhandelsgesetzes und der Richtlinie 

2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

über Märkte für Finanzinstrumente („MiFID II“) sowie der 

entsprechenden europäischen und nationalen Verordnun-

gen informieren wir Sie daher nachfolgend über unsere 

weitreichenden Vorkehrungen zum Umgang mit diesen 

Interessenkonflikten.

Interessenkonflikte können sich zwischen unserem Haus, 

an deren Unternehmen unserer Gruppe, unserer Geschäftslei-

tung, unseren Mitarbeitern, Vertriebsbeauftragten, vertrag-

lich gebundenen Vermittlern oder anderen Personen, die mit 

uns verbunden sind, und unseren Kunden oder zwischen un-

seren Kunden ergeben. Insbesondere können sich im Rahmen 

unserer Wertpapier - und Wertpapiernebendienstleistungen 

Interessenkonflikte ergeben:

• in der Anlageberatung und -vermittlung aus unserem 

Interesse am Absatz von Geldanlageprodukten und sons-

tigen Finanzinstrumenten

• bei Erhalt oder Gewähr von Zuwendungen, z. B. Ver-

triebs provisionen oder anderen geldwerten Vorteilen, 

von Dritten oder an Dritte im Zusammenhang mit 

Wertpapierdienst leistungen für Sie

• durch eine erfolgsbezogene Vergütung an Mitarbeiter, 

Vertriebsbeauftragte und Berater oder durch vertrieb-

liche Vorgaben in Bezug auf die Anlagebe ratung oder 

-vermittlung

• aus Beziehungen unseres Hauses zu anderen Dienstleis-

tern, etwa bei Kooperationen

• durch die Empfehlung oder die Vermittlung von Pro-

dukten, die wir selbst oder ein mit uns verbundenes 

Tochterunter nehmen ausgibt, managt oder verwaltet

• durch Erlangung und Verwendung von Informationen, 

die nicht öffentlich bekannt sind

• durch die Möglichkeit der Einflussnahme auf die Order-

annahme und  -ausführung sowie auf die Auswahl der 

Handelsplätze und externer Lagerstellen

• aus persönlichen Beziehungen unserer Mitarbeiter oder 

der Geschäftsleitung oder der mit diesen verbundenen 

Personen oder

• bei Mitwirkung dieser Personen in Aufsichts-  oder 

Beiräten.

Um zu vermeiden, dass sachfremde Interessen zum Beispiel 

die Beratung, die Zielmarktdefinition, die Qualität der Geeig-

netheitsprüfung oder die Auf tragsausführung beeinflussen, 

haben wir uns und unsere Mitarbeiter auf die Einhaltung von 

angemessenen Standards verpflichtet.

Wir erwarten jederzeit Sorgfalt und Redlichkeit, rechtmä-

ßiges und professionelles Handeln, die Beachtung von 

Branchenstandards und insbesondere immer die Beachtung 

des Kundeninteresses. Für unser Haus haben wir unter der 

direkten Verantwortung der Geschäftsleitung eine unabhän-

gige Compliance -Funktion ein gerichtet, der die Identifikation 

und das Management von Inte ressenkonflikten obliegt. Im 

Einzelnen ergreifen wir dabei unter anderem die folgenden 

Maßnahmen:

• Wir haben organisatorische Strukturen und Ver-

fahrens abläufe zur Wahrung der Kundeninteressen in 

der Anlage beratung und bei der Erbringung sonstiger 

Wertpapierdienstleistungen geschaffen, die regel-

mäßig überprüft und bei Bedarf angepasst werden

• Wir stellen durch organisatorische und technische 

Verfah ren sicher, dass die Beurteilung des Zielmarktes 

sowie die Auswahl der für den Kunden geeigneten 

Finanzinstrumente und Wertpapierdienstleistungen 

aus schließlich auf Basis der relevanten Kundenanga-

ben und im Einklang mit den Anlagezielen, finanziellen 

Verhältnissen und Interessen (einschließlich der vom 

Kunden angegebenen Nachhaltigkeitspräferenzen) 

sowie innerhalb des für unsere Kunden definierten 

Zielmarktes erfolgt

• Wertpapiergeschäfte von Mitarbeitern, Vertriebsbe-

auftragten und Beratern, bei de nen im Rahmen ihrer 

Tätigkeit Interessenkonflikte auftreten können, werden 

gegenüber unserer Compliance-Funktion offengelegt

• Unsere Mitarbeiter, Vertriebsbeauftragten und Berater 

verpflichten sich ausdrücklich zur Einhaltung der Be-

stimmungen zur Verhinderung von Marktmissbrauch

• Wir führen Beobachtungs - und Sperrlisten, die unter 

ande rem dazu dienen, möglichen Interessenkonflikten 

durch Ge schäftsverbote zu begegnen und den Infor-

mationsfluss innerhalb der MLP zu reglementieren

• Wir haben Regelungen etabliert zur Wahrung der 

Kundeninte ressen bei der Ausgestaltung, Umsetzung 

und Überwachung von Vertriebsvorgaben

• Wir stellen sicher, dass die Vergütung unserer Mitarbei-

ter, Vertriebsbeauftragten und Berater keine unange-

messenen Anreize bietet, nicht im besten Interesse 

        unserer Kunden zu handeln

• Wir haben den Umgang mit Zuwendungen sowie 

deren Of fenlegung geregelt und stellen sicher, dass 

Zuwendungen von Dritten nur angenommen oder an 

Dritte gewährt werden, sofern sie die Qualität unserer 
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Dienstleistungen verbessern und Kundeninteressen 

nicht entgegenstehen

• Wir schulen unsere Mitarbeiter, Vertriebsbeauftragten 

und Berater regelmäßig zu wesentlichen compliance-

relevanten Themen

Interessenkonflikte, die sich ausnahmsweise nicht vermeiden 

lassen, werden wir gegenüber den betroffenen Kunden im 

Rahmen der An lageberatung vor einem Geschäftsabschluss 

offenlegen. 

Auf folgende Punkte möchten wir Sie besonders 

hinweisen:

Den Erhalt oder die Gewährung von Zuwendungen durch 

Drit te legen wir unseren Kunden offen. So erhalten wir im 

Rahmen der Anlageberatung und dem Vertrieb von Wertpa-

pieren in der Regel Zuwendungen von Fondsgesellschaften 

und Wertpapier emissionshäusern, die wir vereinnahmen dür-

fen. Hierzu gehö ren Vertriebsfolgeprovisionen, die von den 

Fondsgesellschaf ten aus der jährlichen Verwaltungsvergütung 

der einzelnen Fonds an uns ausgezahlt werden. Die Vertriebs-

folgeprovision wird auf Grundlage des bei uns während eines 

Kalenderjahres gehaltenen Fondsbestands ermittelt.

Daneben erhalten wir Vertriebsprovisionen, die von Wert-

papieremittenten in der Form von Platzierungsprovisionen 

oder entsprechenden Abschlägen auf den Emissionspreis, 

geleistet werden. Darüber hinaus erhalten wir Ausgabeauf-

schläge, so weit sie beim Verkauf von Investmentanteilen 

oder anderen Wertpapieren erhoben werden. Weitere Infor-

mationen über die Höhe der Zuwendungen, die wir für ei-

nen konkreten Fonds er halten, stellt Ihnen Ihr MLP  Berater 

im Rah men der Geldanlageberatung gerne zur Verfügung.

Zudem können wir von anderen Dienstleistern im Zusam-

menhang mit unserem Wertpapiergeschäft unentgeltlich 

Zu wendungen wie Informationsmaterial, Schulungsunter-

lagen und zum Teil technische Dienste und Ausrüstung für 

den Zugriff auf Drittinformations-  und - verbreitungssysteme 

erhalten.

Die Entgegennahme von Zuwendungsleistungen durch 

Dritte erfolgt nur, wenn und soweit die damit verbunde-

nen Dienstleistungen im besten Interesse unserer Kunden 

erbracht werden und wir diese nutzen, um unsere Dienst-

leistungen in der von Ihnen beanspruchten hohen Qualität 

zu erbringen und fortlaufend zu verbessern. Wir unterneh-

men alle erforderlichen Schritte, um die Erfüllung unserer 

Pflichten als Wertpapierdienstleistungsunternehmen ehrlich, 

redlich, professionell und im bestmöglichen Interesse 

unserer Kunden zu erfüllen.

Ihr MLP  Berater ist als selbstständiger Han delsvertreter 

(§§ 84 ff. HGB) unter dem Haftungsdach unserer Gesell-

schaft tätig und wird in Form von Provisionen vergütet, 

deren Höhe grundsätzlich von der Vergütung abhängt, die 

MLP von Fondsgesellschaften und Wertpapieremissions-

häusern für den Vertrieb von Wertpapieren erhält. Diese 

kann je nach emp fohlenem Finanzinstrument variieren. 

Die Anlageberatung er bringen wir daher nicht als Honorar-

Anlageberatung.

Auf Ihren Wunsch werden wir Ihnen gerne weitere Einzel-

heiten zu diesen Grundsätzen zur Verfügung stellen.

Grundsätze für die bestmögliche Ausführung 

von Aufträgen in Finanzinstrumenten (Best 

Execution).

A. Vorbemerkung

Wir sind verpflichtet, Aufträge unserer Kunden über den 

Kauf oder Verkauf von Finanzinstrumenten in einem Ver-

fahren  auszuführen, das darauf ausgerichtet ist, das best-

mögliche Ergebnis für unseren Kunden zu erzielen.  

Es kommt dabei nicht darauf an, ob bei der Ausführung des 

einzelnen Auftrages tatsächlich das beste Ergebnis erzielt 

wird. Entscheidend ist, dass das angewandte Verfahren 

typischerweise zum bestmöglichen Ergebnis für unseren 

Kunden führt.

Aufträge für den Handel von Finanzinstrumenten (Wertpa-

piere und sonstige Finanzinstrumente) führen wir nach den 

folgenden Grundsätzen aus:

1. Anwendungsbereich

Diese Grundsätze gelten für die Ausführung von Aufträgen, 

die ein Privatkunde (im Folgenden der „Kunde“) der MLP 

zum Zweck des Erwerbs oder der Veräußerung von Wert-

papieren oder anderen Finanzinstrumenten erteilt. Ausfüh-

rung in diesem Sinne bedeutet, dass MLP auf Grundlage 

des Kundenauftrages für Rechnung des Kunden mit einer 

anderen Partei auf einem dafür geeigneten Markt ein ent-

sprechendes Ausführungsge schäft abschließt (Kommissi-

onsgeschäft), auch unter Einschal tung von Zwischenkom-

missionären. 

Grundsätze und Informationen der MLP Banking AG im Rahmen des Wertpapiergeschäfts
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In den Fällen, in denen die Depotführung nicht bei MLP 

erfolgt, wird MLP den Auftrag des Kunden nicht selbst 

ausführen, sondern ihn an das jeweilige depotführende 

Finanzdienstleistungsunternehmen bzw. Kreditinstitut 

weiterleiten. Der Auftrag des Kunden wird dann nach den 

Grundsätzen des anderen Finanzdienstleistungsunterneh-

mens bzw. Kreditinstituts ausgeführt. 

2. Vorrang von Kundenweisungen

Der Kunde kann MLP Weisungen erteilen, an welchen Aus-

füh rungsplätzen sein Auftrag ausgeführt werden soll. Einer 

Weisung des Kunden wird MLP bei der Ausführung eines 

Kauf- oder Verkaufsauftrages Folge leisten.

Liegt eine Kundenweisung vor, so erkennt der Kunde an, 

dass MLP durch seine Weisung von der Pflicht befreit ist, 

den Auf trag entsprechend diesen Grundsätzen auszufüh-

ren und bei weisungsgemäßer Ausführung die Pflicht zur 

Erzielung eines bestmöglichen Ergebnisses für den Kunden 

bei der Orderausführung als erfüllt gilt.

Soweit der Kunde keine Weisung erteilt, gelten die nachfol-

genden Ausführungsgrundsätze.

B. Grundsätze der bestmöglichen Ausführung

1. Kommissionsgeschäfte im Produkt „MLP Online-Wert-

papierdepot”

Zur Ausführung von Aufträgen im Produkt „MLP Online-

Wertpapierdepot“ als Kommissionsgeschäfte gemäß Ziffer 

1.2 der Bedingungen für Wertpapiergeschäfte beauftragt 

MLP die Deutsche WertpapierService Bank AG (dwpbank) als 

Zwischenkommissionärin, ein Ausführungsgeschäft abzu-

schließen. Durch die Weiterleitung von Kundenaufträgen zur 

Ausführung an die dwpbank verfolgen wir das Ziel, dass bei 

der Ausführung gleichbleibend das bestmögliche Ergebnis er-

zielt wird. Für die nachfolgend aufgeführten Klassen von 

Finanzinstrumenten kommen die von der dwpbank aufge-

stellten Ausführungsgrundsätze zur Anwendung. 

Die kompletten Ausführungsgrundsätze der dwpbank sowie 

ergänzende Informationen sind über die Website der dwp-

bank (www.dwpbank.de) abrufbar. Auf Wunsch des Kunden 

händigen wir diese Informationen über den MLP Kundenser-

vice (banking@mlp.de) in Papierform aus. 

Die dwpbank ermöglicht durch die Bereitstellung von auf 

uns abgestimmte, standardisierte Prozesse eine effektive 

und kostengünstige Ausführung, Abwicklung und Abrech-

nung von Wertpapiergeschäften für unsere Kunden. Durch 

die Bündelung dieser Faktoren bei der dwpbank werden 

insbesondere Kostenvorteile für den Kunden erzielt. Bei der 

Ausführung von Kundenaufträgen über die dwpbank wer-

den Finanzinstrumente in folgenden Klassen untergliedert:

• Eigenkapitalinstrumente – Aktien und Hinterlegungs-

scheine

• Schuldtitel (z. B. Staatsanleihen, Unternehmensanleihen)

• Verbriefte Derivate

• Börsengehandelte Produkte (börsengehandelte Fonds, 

börsengehandelte Schuldverschreibungen) 

Auf Basis der gesetzlichen Grundlage ist die Ausgabe und 

Rücknahme von Anteilen eines Investmentvermögens nicht 

Gegenstand der dargestellten Grundsätze. Die Ausgabe und 

Rücknahme von Anteilen in Investmentvermögen erfolgt 

über die Verwahrstelle. Möchte der Kunde einen Kauf- oder 

Verkaufsauftrag an einem organisierten Markt (Börse) oder 

an einem multilateralen Handelssystem tätigen, so erteilt er 

uns eine entsprechende Weisung. 

 

Aufträge in anderen Klassen von Finanzinstrumenten führen 

wir ausschließlich auf Basis einer individuellen Weisung des 

Kunden aus.

2. Festpreisgeschäfte

Soweit Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Finanzinstru-

menten im Rahmen eines Festpreisgeschäfts erfolgen, stel-

len wir organisatorisch sicher, dass diese zu marktgerechten 

Bedingungen ausgeführt werden.

3. Kommissionsgeschäft im Produkt „Vermögensdepot”

Aufträge zum Erwerb oder zur Veräußerung von Anteilen 

an Investmentfonds führt MLP als Kommissionsgeschäfte 

gemäß Ziffer 1.2 der Bedingungen für Wertpapiergeschäfte 

grundsätzlich unter Einsatz der Deutsche WertpapierService 

Bank AG (dwpbank) als Zwischenkommissionärin wie folgt 

aus: 

• Anteile von Investmentfonds werden nach Maßgabe 

des Kapitalanlagegesetzbuchs direkt über die Verwahr-

stelle ausgeführt.

• Anteile an Exchange Traded Funds (ETFs) werden ge-

mäß den Vertragsbedingungen ausschließlich außer-

börslich mit Abrechnung der Aufträge zum aktuellen 

Nettoinventarwert (NAV) ausgeführt. Die von der dwp-

bank für Kommissionsgeschäfte, insbesondere für den 

Handel von ETFs, aufgestellten Ausführungsgrundsätze 

kommen demgemäß nicht zur Anwendung.

Grundsätze und Informationen der MLP Banking AG im Rahmen des Wertpapiergeschäfts
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C. Überprüfung der Grundsätze

Wir überprüfen unsere Grundsätze für die Weiterleitung von 

Aufträgen zur Ausführung durch die dwpbank regelmäßig, 

mindestens jährlich, sowie anlassbezogen.

Grundsätze und Informationen der MLP Banking AG im Rahmen des Wertpapiergeschäfts
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Preise und Leistungsmerkmale bei Zahlungsdiensten sowie beim
Scheckverkehr

Die nachfolgend aufgeführten Preise werden nicht berechnet, wenn die entsprechende Position bereits mit dem Grundpreis des
Giro- oder Einlagenkontos, der MLP Kreditkarte bzw. mit dem Grundpreis des Wertpapierproduktes abgegolten ist.

Umrechnungskurs bei Fremdwährungsgeschäften

Zahlungsverkehr:

Außerhalb von Festpreisgeschäften wird bei Umrechnungen von Euro in Fremdwährungen oder umgekehrt wie folgt verfahren (soweit
nichts anderes vereinbart ist):

1. Abrechnungskurs

Die Bank rechnet bei Kundengeschäften (z. B. Zahlungsein- bzw. -ausgänge) in fremder Währung (Devisen) den An- und Verkauf von
Devisen zu dem nach Ziff. 2 festgesetzten An- bzw. Verkaufskurs ab. Die Abrechnung von Fremdwährungsgeschäften, die die Bank im
Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs bis um 12:00 Uhr nicht mehr durchführen kann, rechnet die Bank zu dem am nächsten
Handelstag festgesetzten Kurs ab.

2. Ermittlung der Abrechnungskurse für Devisengeschäfte

Die Ermittlung der jeweiligen Devisenkurse findet durch die DZ BANK einmal an jedem Handelstag beginnend ab 13:00 Uhr
(Abrechnungszeitraum) unter Berücksichtigung der im internationalen Devisenmarkt für die jeweilige Währung notierten (quotierten)
Kurse statt. Die An- und Verkaufskurse basieren auf den ermittelten Devisenkursen.

3. Veröffentlichung der Devisenkurse

Die Devisenkurse werden an jedem Handelstag im Internet unter www.genofx.dzbank.de ab 14:00 Uhr veröffentlicht und stellen die
Referenzwechselkurse der jeweiligen Währung dar.

4. Kursänderungen

Eine Änderung des in Ziff. 3 genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden
wirksam.

Kartenzahlungen:

Innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)1:
Bei Zahlungsvorgängen in fremder Währung aus dem Einsatz von Karten im EWR erfolgt die Währungsumrechnung auf Basis des Euro-
Referenzwechselkurses der Europäischen Zentralbank des der Buchung vorangehenden Geschäftstages.

Außerhalb des EWR:
Bei Zahlungsvorgängen in fremder Währung aus dem Einsatz von Karten außerhalb des EWR rechnet grundsätzlich die jeweilige
internationale Kartenorganisation den Betrag zu dem von ihr für die jeweilige Abrechnung festgesetzten Wechselkurs in Euro um
und belastet der Bank einen Euro-Betrag. Der Karteninhaber hat der Bank diesen Betrag zu ersetzen. Der Fremdwährungsumsatz, der
Euro-Betrag und der sich daraus ergebende Kurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt. Dieser Kurs stellt zugleich den Referenz-
wechselkurs dar. Änderungen der von den Kartenorganisationen festgesetzten Wechselkurse werden unmittelbar und ohne vorherige
Benachrichtigung wirksam. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Abrechnung des Fremdwährungsumsatzes ist der von der Einreichung des
Umsatzes durch die Kartenakzeptanzstelle bei der Bank abhängige nächstmögliche Abrechnungstag der jeweiligen internationalen
Kartenorganisation.

1 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe,
Martinique, Mayotte, Réunion) , Finnland, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern und die Länder Island, Liechtenstein und Norwegen.
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Übersicht über Annahme und Ausführung sowie Entgelte für Überweisungen

Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)1 in EUR oder in anderen
EWR-Währungen3sowie SEPA-Überweisungsaufträge (EWR-Staaten1 sowie sonstige Staaten und Gebiete2) oder in anderen EWR-
Währungen3

SEPA-Überweisungen (Euro und Gebührenteilung)
Annahmefrist/Ausführungsfrist/Entgelte

Auftragsart/Vorgang Annahmefrist je
Geschäftstag

Ausführungsfrist
(in Geschäftstagen)

Entgelt je Vorgang
in EUR

Beleglosx – online 16:00 Uhr 1 kostenfrei
Beleghaft – belegleserfähig 15:30 Uhr 2 0,50
Beleghaft – formlos, schriftlich, per freien Auftrag 15:00 Uhr 2 1,90
Beleghaft belegleserfähig oder formlos
für das MLP PremiumKonto

15:00 Uhr 2 0,50 ab 11 St/Mon

OUR-Überweisung* in Euro
Überweisungsbetrag in Euro Entgelt in Euro pro Überweisung

bis 2.499,99 10,00
von 2.500,00 bis 12.500,00 15,00
über 12.500,00 1,000 ‰, mind. 15,00, max. 50,00

Überweisung in anderen EWR-Währungen
Annahmefrist/Ausführungsfrist

Auftragsart/Vorgang Annahmefrist je Geschäftstag Ausführungsfrist
(in Geschäftstagen)

Auftragsgegenwert bis 12.500,00 Euro bei EWR-Währung2

innerhalb EWR1

13:00 Uhr 4 Tage

Auftragsgegenwert über 12.500,00 Euro bei EWR-
Währung2 innerhalb EWR1

10:00 Uhr 4 Tage

Entgelte EUR
Der Überweisende kann als Entgeltregelung zwischen SHARE- und OUR-Überweisung wählen. Sofern im Auftrag keine Entgeltregelung
angegeben ist, wird die Überweisung als SHARE-Überweisung* ausgeführt.

SHARE-Überweisungen* 
Umrechnungsbetrag in EUR Entgelt in EUR pro Überweisung
bis 2.499,99 10,00
von 2.500,00 bis 12.500,00 15,00
über 12.500,00 1,000 ‰, mind. 15,00, max. 50,00

OUR-Überweisungen*
Umrechnungsbetrag in EUR Entgelt in EUR pro Überweisung zzgl. Fremdspesenpauschale in EUR

bis 2.499,99 10,00 12,50
von 2.500,00 bis 12.500,00 15,00 17,50
über 12.500,00 1,000 ‰, mind. 15,00, max. 50,00 25,00

*Erläuterung/Regelung Entgeltpflichtiger:

SHARE-Überweisung
Der Auftraggeber trägt nur die Kosten und Entgelte der Bank. Die übrigen Kosten und Entgelte gehen zu Lasten des Begünstigten. Bei einer SHARE-
Überweisung können durch ein zwischengeschaltetes Kreditinstitut und dem Kreditinstitut des Begünstigten vom Überweisungsbetrag gegebenenfalls
Entgelte abgezogen werden. Diese Regelung gilt immer, wenn der Auftraggeber keine der nachfolgenden Regelungen gewählt hat.

OUR-Überweisung
Der Auftraggeber trägt alle im Rahmen der Überweisung anfallenden Kosten und Entgelte

1 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe,

Martinique, Mayotte, Réunion) , Finnland, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei,

Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern und die Länder Island, Liechtenstein und Norwegen.

2 Sonstige Staaten und Gebiete: Andorra, Monaco, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, sowie Saint-Pierre und Miquelon, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Jersey,
Guernsey sowie Isle of Man.
3 Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Britisches Pfund Sterling, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu,
Schwedische Krone, Schweizer Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.
x über den MLP Financepilot (kein freier Auftrag).
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Sonstige Entgelte (Zahlungsverkehr innerhalb Deutschlands) EUR

Daueraufträge/Überschuss-Sparen
Ausführung von Daueraufträgen kostenfrei
Einrichtung/Änderung – online (im MLP Financepilot Banking) kostenfrei
Einrichtung/Änderung– schriftlich, formlos, per freien Auftrag (gilt nicht für das MLP PremiumKonto, da
im monatl. Grundpreis enthalten)

1,50

Dauerauftrag Aussetzung/Löschung auf Wunsch des Kunden kostenfrei
Berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten Dauerauftrages oder Terminüberweisung
durch MLP

1,50

Bestätigung einer Überweisung auf Anforderung des Kunden 5,00
Überweisungsrückruf/Bearbeitung eines Überweisungswiderrufs nach Zugang des
Überweisungsauftrages

5,00

Bemühung der Bank um Wiederbeschaffung von Überweisungen mit fehlerhafter Angabe der
Kundenkennung des Zahlungsempfängers durch den Kunden 5,00
Ausführung als Eilüberweisung 15,00
Berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten Überweisungsauftrages durch MLP1 1,50

1 Der Kunde wird über die Ablehnung unterrichtet.



Auszug aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis

Seite 13
01. November 2023

Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)1 in Währungen eines 
Staates außerhalb der EWR1  (Drittstaatenwährung) sowie Überweisungen in Staaten außerhalb der EWR1 (Drittstaaten)2

Auftragsart/Vorgang Annahmefrist je Geschäftstag Ausführungsfrist
(in Geschäftstagen)

Auftragsgegenwert bis 12.500,00 Euro in Drittstaaten2 oder in
Drittstaatenwährung

13:00 Uhr baldmöglichst

Auftragsgegenwert über 12.500,00 Euro in Drittstaaten2 oder in
Drittstaatenwährung

10:00 Uhr baldmöglichst

Entgelte für die Ausführung von Zahlungen im Außenwirtschaftsverkehr (Umrechnungsbetrag in EUR)
Sofern im Auftrag keine Entgeltregelung angegeben ist, wird die Überweisung als SHARE-Überweisung* ausgeführt.

SHARE-Überweisungen*
Umrechnungsbetrag in EUR Entgelt in EUR
bis 2.499,99 10,00
von 2.500,00 bis 12.500,00 15,00
über 12.500,00 1,000 ‰, mind. 15,00, max. 50,00

OUR-Überweisungen*
Umrechnungsgegenwert in EUR Entgelt in EUR zzgl. Fremdspesenpauschale in

EUR bei Auftrag in EUR oder
Fremdwährung außer USD

zzgl. Fremdspesenpauschale in EUR
bei Auftrag in USD

bis 2.499,99 10,00 12,50 17,50
von 2.500,00 bis 12.500,00 15,00 17,50 17,50
über 12.500,00 1,000 ‰, mind. 15,00, max.50,00 25,00 25,00

*Erläuterung/Regelung Entgeltpflichtiger:

SHARE-Überweisung
Der Auftraggeber trägt nur die Kosten und Entgelte der Bank. Die übrigen Kosten und Entgelte gehen zu Lasten des Begünstigten. Bei
einer SHARE-Überweisung können durch ein zwischengeschaltetes Kreditinstitut und dem Kreditinstitut des Begünstigten vom
Überweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden. Diese Regelung gilt immer, wenn der Auftraggeber keine der
nachfolgenden Regelungen gewählt hat.

OUR-Überweisung
Der Auftraggeber trägt alle im Rahmen der Überweisung anfallenden Kosten und Entgelte.

BEN-Überweisung
Der Begünstigte trägt sämtliche anfallenden Kosten und Entgelte. Bei einer BEN-Überweisung können von jedem der beteiligten
Kreditinstitute vom Überweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden. Das von der Bank in Abzug gebrachte Entgelt
entspricht einer SHARE-Überweisung.

Sonstige Entgelte (SEPA und Auslandszahlungsverkehr (außerhalb Deutschlands)) EUR

Überweisungsrückruf/Bearbeitung eines Überweisungswiderrufs nach Zugang des
Überweisungsauftrages

25,00
(zzgl. Fremdspesen als

Aufwendungsersatz)

Bemühung der Bank um Wiederbeschaffung von Überweisungen mit fehlerhafter Angabe der
Kundenkennung des Zahlungsempfängers durch den Kunden

25,00
(zzgl. Fremdspesen als

Aufwendungsersatz)

Repair-Entgelt für manuelle Korrekturen durch die Bank bei fehlerhaften Angaben (wie ungültiger 
BIC-Code und/ oder IBAN) oder Rückfragen beim Auftraggeber wegen Unstimmigkeiten in der
Auftragserteilung

10,00

Ausführung als EILIG (SWIFT) 15,00
Erstellung SWIFT-Avise/Individuelle Avise des Kunden 25,00
Berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten Überweisungsauftrages durch MLP3 1,50
Bestätigung einer Überweisung auf Anforderung des Kunden 5,00
Dauerauftrag Einrichtung/Änderung auf Wunsch des Kunden 5,00
Dauerauftrag Aussetzung/Löschung auf Wunsch des Kunden 0,00

1 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe,
Martinique, Mayotte, Réunion), Finnland, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern und die Länder Island, Liechtenstein und Norwegen.
2 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (derzeit: Die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich
(einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen,
Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, Zypern und die Länder Island, Liechtenstein und Norwegen).
3 Der Kunde wird über die Ablehnung unterrichtet.
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Lastschriften

Ausführungsfristen für Zahlungen aus SEPA-Basislastschriften und SEPA-Firmenlastschriften an den Zahlungsempfänger

Die Bank ist verpflichtet, sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spätestens innerhalb von max. einem Geschäftstag beim
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

Entgelte für die Einlösung von SEPA-Basis- und SEPA-Firmenlastschriften EUR

SEPA-Basislastschrift
Lastschrifteinlösung 0,00
Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten Lastschrift wegen
fehlender Kontodeckung durch MLP

1,50

SEPA-Firmenlastschrift
Lastschrifteinlösung 0,00
Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten Lastschrift wegen
fehlender Kontodeckung durch MLP

1,50

Vormerkung eines Firmen-Lastschriftmandats für SEPA-Firmenlastschrift (pro Jahr) 5,00

Scheckverkehr

Übersicht über Wertstellung und Entgelte für den Scheckverkehr im Inland

Vorgang (Währung: Euro - für in Fremdwährung ausgestellte Schecks siehe
grenzüberschreitender Scheckverkehr)

Wertstellung Entgelt je Vorgang in EUR

Scheckeinreichung eigenes Kreditinstitut (Gutschrift) Buchungstag kostenfrei
Scheckeinreichung anderes Kreditinstitut (Gutschrift) Buchungstag plus

2 Geschäftstage
kostenfrei

Scheckeinlösung (Belastung) Tag der Vorlage kostenfrei

Sonstige Entgelte EUR
Ausstellung eines Bundesbankverrechnungsschecks
(im MLP PremiumKonto ist ein Bundesbankverrechnungsscheck pro Quartal im Grundpreis enthalten)

20,00

Hinweis: Bitte beachten Sie, dass die Gutschrift des Scheckbetrages unter dem Vorbehalt seiner Einlösung 
erfolgt und Sie daher über den Scheckbetrag erst 5 Arbeitstage nach der Gutschrift verfügen können.

Übersicht über Wertstellungen und Entgelte im grenzüberschreitenden Scheckverkehr

Scheckeinreichung (Gutschrift) EUR
Scheckeinreichung (Gutschrift) E. v. (Eingang vorbehalten) Buchungstag plus 4

Geschäftstage
0,500 ‰, mind. 12,50 zzgl. 

Entgelt 0,250 ‰ 
zzgl. fremde Spesen/Porto

Scheckeinreichung (Gutschrift) n. E. (nach Eingang/Inkasso) Buchungstag plus 4
Geschäftstage

3,500 ‰, mind. 40,00 zzgl.
Entgelt 0,250 ‰ 

zzgl. fremde Spesen/Porto
Scheckrückgabe von zur Gutschrift eingereichten Schecks Fremde Spesen/Porto

Scheckeinlösung (Belastung) Wertstellung: Tag der Vorlage
Umrechnungsgegenwert in EUR Entgelt in EUR zzgl. Fremdspesenpauschale in EUR

bei Auftrag in EUR oder
Fremdwährung außer USD

zzgl. Fremdspesenpauschale in
EUR bei Auftrag in USD

bis 2.499,99 10,00 12,50 17,50
von 2.500,00 bis 12.500,00 15,00 17,50 17,50
über 12.500,00 1,000 ‰, max. 50,00 25,00 25,00
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Girocard/Digitale Girocard
Ausführungsfristen für Zahlungen der Bank aus Kartenverfügungen des Kunden an den Zahlungsempfänger

Vorgang Ausführungsfrist in Geschäftstagen
Kartenzahlungen in Euro innerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR)1

1 Geschäftstag

Kartenzahlungen innerhalb des EWR1 in anderen EWR-Währungen 
als Euro

1 Geschäftstag

Kartenzahlung außerhalb des EWR1 baldmöglichst

Entgelte je Vorgang EUR
Barauszahlung
Geldautomaten der Postbank – eine Niederlassung der DB Privat- und Firmenkundenbank AG und der ING
(ab 100,00 EUR Auszahlungsbetrag)
Geldautomaten der Postbank – eine Niederlassung der DB Privat- und Firmenkundenbank AG und der ING
(Auszahlungsbetrag unter 100,00 EUR)

0,00

3,00

Alle anderen Geldautomaten im Inland – zzgl. Fremdkosten2 0,00
An Geldautomaten im Ausland 5,00

Auslandseinsatz zum Bezahlen von Waren und Dienstleistungen
In den Euro-Teilnehmerstaaten kostenfrei
In anderen Staaten 1,000 %, mind. 0,80, max. 3,80

Autorisierte Auskunftserteilung an Dritte bei unterschriftsgestützter Girocard- und
Digitaler Girocard-Zahlung (gilt nicht für MLP PremiumKonto, da im Grundpreis enthalten)

15,00

Sperrung der Girocard/Digitaler Girocard kostenfrei
Ersatz-Girocard, soweit durch den Kunden zu vertreten ist und die MLP Banking AG nicht als
Zahlungsdienstleister gesetzlich verpflichtet ist, die Ersatzkarte zu erteilen.

5,00

Ersatz-PIN, soweit durch den Kunden zu vertreten ist und die MLP Banking AG nicht als Zahlungsdienstleister
gesetzlich verpflichtet ist, den Ersatz des PIN-Briefs zu erteilen.

2,50

MLP Kreditkarten
Ausführungsfristen für Zahlungen der Bank aus Kartenverfügungen des Kunden an den Zahlungsempfänger

Vorgang Ausführungsfrist
Kartenzahlungen in Euro innerhalb des Europäischen
Wirtschaftsraums (EWR)1

1 Geschäftstag

Kartenzahlungen innerhalb des EWR1 in anderen EWR-Währungen
als Euro

1 Geschäftstag

Kartenzahlung außerhalb des EWR1 baldmöglichst

Entgelte je Vorgang EUR

Barauszahlung – gilt für alle MLP Kreditkarten, außer MLP Debit Mastercard für Studenten

Vier Barauszahlungen pro Kalendermonat ohne Berücksichtigung eines Mindestauszahlungsbetrages,
bei gleichzeitiger Führung eines MLP Girokontos

kostenfrei

Ab der fünften Barauszahlung im Kalendermonat bei gleichzeitiger Führung eines MLP Girokontos, pro
Auszahlung

3,00

Unabhängig vom Auszahlungsbetrag ohne gleichzeitige Führung eines MLP Girokontos 2,000 %, mind. 5,00
Am Schalter konzernfremder Kreditinstitute 3,000 %, mind. 5,00
Zzgl. Auslandseinsatzentgelt bei Transaktionen in Fremdwährung (EWR-Währungen und Drittstaatenwährungen)

         (ausgenommen Umsätze in Schwedischen Kronen und Rumänischen Leu)
1,500 %

Der Betreiber des Geldautomaten kann Ihnen ein direktes Entgelt berechnen. Die Höhe des Entgeltes wird mit Ihnen
während des Auszahlungsvorganges am Geldautomaten vereinbart und Ihnen zusätzlich zu dem Auszahlungsbetrag
belastet. MLP hat keinen Einfluss auf die Berechnung und die Höhe des Entgeltes.

Barauszahlung – gilt nur für die MLP Debit Mastercard für Studenten
Bei gleichzeitiger Führung eines MLP CampusGirokontos und ab einem Auszahlungsbetrag von 30,00 EUR
Bei gleichzeitiger Führung eines MLP CampusGirokontos unter einem Auszahlungsbetrag von 30,00 EUR
Am Schalter konzernfremder Institute

kostenfrei
3,00

3,000 %, mind. 5,00

1 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte,

Réunion), Finnland, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische

Republik, Ungarn, Zypern und die Länder Island, Liechtenstein und Norwegen.

2 Der Betreiber des Geldautomaten kann Ihnen ein direktes Entgelt berechnen. Die Höhe des Entgeltes wird mit Ihnen während des Auszahlungsvorganges am Geldautomaten vereinbart und Ihnen
zusätzlich zu dem Auszahlungsbetrag belastet. MLP hat keinen Einfluss auf die Berechnung und die Höhe des Entgeltes.
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Hinweis zu Bargeldauszahlungen mit der MLP Kreditkarte:
Der Betreiber des Geldautomaten kann Ihnen jedoch ein direktes Entgelt berechnen. Die Höhe des Entgeltes wird mit Ihnen
während des Auszahlungsvorganges am Geldautomaten vereinbart und Ihnen zusätzlich zu dem Auszahlungsbetrag belastet.
MLP hat keinen Einfluss auf die Berechnung und die Höhe des Entgeltes.

Einsatz zum Bezahlen von Waren und Dienstleistungen– gilt für alle MLP Kreditkarten
Transaktionen in Euro kostenfrei
Transaktionen in Fremdwährung (EWR-Währungen und Drittstaatenwährungen)
(ausgenommen Umsätze in Schwedischen Kronen und Rumänischen Leu)

zzgl. 1,500 %

Bargeldeinzahlungen zu Gunsten Ihres MLP Kontos

Entgelte je Einzahlungsbeleg EUR

Pro Einzahlung/Einzahlungsbeleg1

(Bargeldeinzahlungsentgelte von Fremdinstituten werden erstattet)
3,00

SEPA-Echtzeitüberweisung (SCTInst)

Betragsgrenze
         Der maximale Betrag für eine SEPA-Echtzeitüberweisung (SCTInst) beträgt 15.000,00 Euro

Annahmefrist
        Ganztägig an allen Kalendertagen

Ausführungsfrist
         Taggleich

Gutschrift
         Taggleich

Entgelte je SEPA-Echtzeitüberweisung (SCTInst) EUR

Ausgehende SEPA-Echtzeitüberweisung (SCTInst) 0,50

1 Erstattungsfähig sind nur solche Bargeldeinzahlungsentgelte, für die eine Erstattung bei der MLP Banking AG innerhalb von 6 Monaten ab Einzahlungsdatum beantragt und der
Einzahlungsbeleg des Fremdinstituts vorgelegt wird.
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Preise und Leistungsmerkmale für Wertpapierdienstleistungen

Allgemeines

Die nachfolgend aufgeführten Wertpapierprodukte bestehen aus je einem Depot und einem dazugehörigen Liquiditäts-/Abwicklungs-
konto.

Für alle Wertpapierprodukte gibt es den Zugang zum MLP Financepilot.

Aus Geschäften im Zusammenhang mit Finanzinstrumenten können weitere Kosten und Steuern entstehen, die nicht über die
Bank bezahlt oder in Rechnung gestellt werden.

Für Leistungen, die nicht nachfolgend aufgeführt sind, gelten die Preise unter „Sonstige allgemeine Dienstleistungen“.

Geschäftstage
Ein Geschäftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausführung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienstleister den für
die Ausführung von Zahlungsvorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. Die MLP Banking AG (nachfolgend Bank)
unterhält den für die Ausführung von Zahlungsvorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb an allen Werktagen am Sitz der Bank
(Baden-Württemberg), mit Ausnahme aller Samstage, dem 24. Dezember und dem 31. Dezember.
Bitte beachten Sie, dass in Baden-Württemberg die folgenden Feiertage bestehen, die nicht bundesweit gelten: Heilige Drei Könige
(6. Januar), Allerheiligen (1. November) sowie der bewegliche Feiertag Fronleichnam.
Diese regionalen Feiertage sind wie die bundeseinheitlichen Feiertage ebenfalls keine Geschäftstage.

Darstellung der Preise
Preise ohne Kennzeichnung unterliegen nicht der Mehrwertsteuer.

Umrechnungskurs bei Fremdwährungsgeschäften (außer Zahlungsdienste)
Umrechnungen von Euro in Fremdwährungen und von Fremdwährungen in Euro erfolgen auf der Basis der von der Deutschen Wertpapier-
Service Bank AG verwendeten FX-Referenzkurse. Diese Kurse können im Internet unter http://www.dwpbank.de/devisenkurse-omnibus/
abgerufen werden. Liegt ein solcher Kurs nicht vor, erfolgt die Umrechnung zu einem anderen Marktkurs.
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MLP Online-Wertpapierdepot

Depotpreis in % vom Depotbestand1 p. a.2 0,100 % (0,119 %)3

Minimum in EUR p. a. 12,50 (14,88)3

Maximum in EUR p. a. 5.000,00 (5.950,00)3

Zinssätze für das Abwicklungskonto MLP Online-Wertpapierdepot (variabel) p. a.
Zinssatz für Guthaben - - -
Sollzinssatz für geduldete Überziehung 9,900 %

Postalischer Versand von Dokumenten (z. B. Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen etc.) auf Wunsch Porto12

des Kunden, wenn elektronische Kommunikation vereinbart ist11.

Verwahrentgelt (variabel) p. a.
Ab einem Betrag von 10.000,01 EUR 0,000 %4

Leistungsmerkmale und Entgelte MLP Online-
Wertpapierdepot

Preise für Transaktionen je Vorgang in EUR
Kauf/Verkauf von Wertpapieren5 – Online6 0,190 %
Minimum 14,50
Maximum 75,00

Kauf/Verkauf von Bezugsrechten, Teilrechten, Spitzenausgleich 0,190 %
Minimum 2,50
Maximum 75,00

Orderänderung (Vormerkungsentgelt) 2,50
Vormerkungsentgelt für limitierte Aufträge bei Fristablauf7 2,50
Orderstreichung durch den Kunden kostenfrei

Zusätzlich zu den Transaktionspreisen werden Handelsplatzentgelt und evtl. anfallende fremde Spesen in Rechnung gestellt.

Preise für die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren je Vorgang in EUR
Lagerstellenwechsel8 30,00 (35,70)3

Ausübung von Bezugsrechten und Optionsscheinen 10,00

Sonstiges
Monatlicher Grundpreis für das Abwicklungskonto in EUR 2,509

Rechnungsabschluss des Abwicklungskontos quartalsweise
Erstellung elektronischer10 Kontoauszüge – Abwicklungskonto monatlich/kostenfrei
Zertifikat EUWAX Gold WKN EWG0LD: Auslieferung in Gold 50,00

1 Depotbestand ist der Kurswert des Depots in EUR. Stichtag für die Berechnung ist der Ultimo eines Kalenderjahres.
2 Die Belastung erfolgt jährlich; bei unterjähriger Kündigung zeitanteilig.
3 Preis ohne Mehrwertsteuer (Preis inklusive Mehrwertsteuer von derzeit 19,00 %).
4 Das Verwahrentgelt ist variabel und entspricht dem Zinssatz des Eurosystems für geldpolitische Einlagefazilität. Steigt der Referenzzinssatz auf oder über null, wird kein Verwahrentgelt
erhoben. Eine Änderung des Referenzzinssatzes wird mit der Veröffentlichung auf der Internetseite der Bundesbank (www.bundesbank.de) wirksam.
5 Anleihen, Aktien, Zertifikate, Optionsscheine, die an deutschen Börsenplätzen zum Handel zugelassen sind.
6 Mittels der dafür vorgesehenen Online-Banking-Anwendung im MLP Financepilot.
7 Das Entgelt wird für limitierte Aufträge bei Nichtausführung aufgrund Fristablauf erhoben und zum Zeitpunkt des Fristablaufs belastet.
8 Kauf/Verkauf erfolgte an unterschiedlichen internationalen Börsenplätzen.
9 Ergänzend gelten die „Preise und Leistungsmerkmale bei Zahlungsdiensten sowie beim Scheckverkehr“. Optional kann ein MLP-Girokonto als Abwicklungskonto dienen.
10 Über den MLP Financepilot.
11 Die Belastung erfolgt quartalsweise.
12 Gilt nicht für den postalischen Versand von Informationen, die Ihnen nach dem 11. Abschnitt des WpHG bereitzustellen sind.
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1. Kontovertrag
(Diese Ziffer gilt nur, wenn das bestehende MLP Girokonto 
nicht als Abwicklungskonto gewünscht wird)
Zur Abwicklung der Wertpapiergeschäfte wird ein Wertpapier-
abwicklungskonto eröffnet.

2. Elektronische Kommunikation
Hiermit treffe ich/treffen wir mit der MLP Banking AG die 
Vereinbarung, dass mir/uns Kontoauszüge nebst Anlagen, 
Rechnungsabschlüsse und Kontoinformationen über Zah-
lungsvorgänge und sonstige erforderliche Mitteilungen zum 
Abwicklungskonto des MLP Online-Wertpapierdepots grund-
sätzlich nicht in Papierform, sondern elektronisch über den 
MLP Financepilot zur Verfügung gestellt werden. Dies gilt 
auch für Wertpapierabrechnungen, Ertragsabrechnungen, 
Bestätigungsschreiben, Informationen zu Depotüberträgen, 
Fälligkeitsanschreiben, Depotauszüge und sonstige erforder-
liche Mitteilungen in Bezug auf das MLP Online-Wertpapier-
depot. Es gelten insoweit die Nutzungsbedingungen für den 
MLP Financepilot der MLP Banking AG. Ein Zugang für mich/
uns zum MLP Financepilot besteht bereits oder wird gesondert 
beantragt. 

3. Konto-, Depotauszüge und Rechnungsabschlüsse
Das Abwicklungskonto wird in laufender Rechnung gemäß 
den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der MLP Banking 
AG geführt (Kontokorrentkonto), sofern keine abweichende 
Regelung besteht. Die MLP Banking AG erteilt mindestens zum 
Ende eines Kalenderjahres einen Rechnungsabschluss zum 
Abwicklungskonto und einen Depotauszug. Konto-/
Depotauszüge, Rechnungsabschlüsse und sonstige Mittei-
lungen werden allen Konto-/Depotinhabern, die über einen 
entsprechenden Online-Zugang verfügen, bereitgestellt. Jeder 
Konto-/Depotinhaber hat Vollmacht zur Prüfung und Geneh-
migung (auch durch Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen) 
der vorgenannten Dokumente für den jeweils anderen Konto-/
Depotinhaber.
Wurde mit der MLP Banking AG vereinbart, dass Mitteilungen 
zum Abwicklungskonto des MLP Online-Wertpapierdepots und 
Mitteilungen in Bezug auf das MLP Online-Wertpapierdepot 
nicht elektronisch über den MLP Financepilot, sondern in 
Papierform zur Verfügung gestellt werden, dann werden die 
entsprechenden Dokumente nur dem ersten im Antrag ge-
nannten Konto-/Depotinhaber übermittelt. Der erste Konto-/
Depotinhaber hat in diesem  Fall Vollmacht zur Prüfung und 
Genehmigung (auch durch Unterlassen rechtzeitiger Einwen-
dungen) von Konto-/Depotauszügen, Rechnungsabschlüssen 
und sonstigen Mitteilungen für den zweiten Konto-/Depotin-
haber.

4. Bedingungen Gemeinschaftskonten/-depots 
(Oder-Konten)

4.1. Einzelverfügungsberechtigung
Jeder Konto-/Depotinhaber darf über die Konten/Depots ohne 
Mitwirkung der anderen Konto-/Depotinhaber verfügen und 
zu Lasten der Konten/Depots alle mit der Depotführung im Zu-
sammenhang stehenden Vereinbarungen treffen, sofern nicht 
nachstehend etwas anderes geregelt ist:
a) Erteilung und Widerruf von Vollmachten: Eine Konto-/De-

potvollmacht kann nur von allen Konto-/Depotinhabern ge-
meinschaftlich erteilt werden. Der Widerruf durch einen der 
Konto-/Depotinhaber führt zum Erlöschen der Vollmacht.

 Über einen Widerruf ist die MLP Banking AG unverzüglich 
und aus Beweisgründen in Textform zu informieren.

b)	 Auflösung	der	Konten/Depots:	Eine	Auflösung	der	Konten/
Depots kann nur durch alle Konto-/Depotinhaber gemein-
schaftlich erfolgen.

4.2. Gesamtschuldnerische Haftung
Für die Verbindlichkeiten aus den Gemeinschaftskonten/ 
-depots haften die Konto-/Depotinhaber als Gesamtschuldner,  
d. h., die MLP Banking AG kann von jedem  einzelnen Konto-/
Depotinhaber die Erfüllung sämtlicher  Ansprüche fordern.

4.3. Widerruf der Einzelverfügungsberechtigung
Jeder Konto-/Depotinhaber kann die Einzelverfügungsbe-
rechtigung eines anderen Konto-/Depotinhabers jederzeit 
mit Wirkung für die Zukunft der MLP Banking AG gegen-
über widerrufen. Über den Widerruf ist die MLP Banking AG 
unverzüglich und aus Beweisgründen möglichst schriftlich zu 
unterrichten. Sodann können alle Konto-/Depotinhaber nur 
noch gemeinsam über die Konten/Depots verfügen.

4.4. Regelung für den Todesfall eines Kontoinhabers/Depot-
inhabers
Nach dem Tod eines Konto-/Depotinhabers bleiben die Be-
fugnisse des/der anderen Konto-/Depotinhaber/s unverändert 
bestehen. Der/Die überlebende/n Konto-/Depotinhaber kann/
können	ohne	Mitwirkung	der	Erben	die	Konten/Depots	auflö-
sen. Die Rechte des Verstorbenen werden durch dessen Erben 
gemeinschaftlich wahrgenommen. Das Recht zum Widerruf 
der Einzelverfügungsberechtigung steht jedoch jedem Erben 
auch allein zu. Widerruft ein Miterbe, bedarf jede Verfügung 
über die Konten/Depots seiner Mitwirkung. Widerrufen sämt-
liche Miterben die Einzelverfügungsberechtigung eines Kon-
to-/Depotinhabers, so können sämtliche Konto-/Depotinhaber 
nur noch gemeinschaftlich mit sämtlichen Miterben über die 
Konten/Depots verfügen.

Vertragsbedingungen
zum MLP Online-Wertpapierdepot
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5. Einlieferungen und Auslieferungen effektiver 
Stücke
Einlieferungen und Auslieferungen effektiver Stücke von 
Wertpapieren sind nicht möglich. 

6. Depotüberträge
Ein Übertrag von Wertpapieren wird unverzüglich nach 
Eingang des Auftrages bei der MLP Banking AG ausgeführt. 
Verbleiben ausschließlich Bruchteilsrechte, werden diese 
veräußert und der Gegenwert auf das vom Kunden benannte 
Konto überwiesen.

7. Steuerlich veranlasste Buchungen

7.1. Steuereinbehalt
Soweit gesetzlich vorgesehen, nimmt die MLP Banking AG den 
Kapitalertragsteuerabzug für Rechnung des Kunden vor. Dabei 
behält die MLP Banking AG die auf den Ertrag entfallende 
Kapitalertragsteuer, den Solidaritätszuschlag und gegebenen-
falls die Kirchensteuer ein und führt diese an das zuständige 
Finanzamt ab.

7.2. Steuererstattungen
Im Rahmen der Kapitalertragsteuer gegebenenfalls ausgelöste 
Steuererstattungen werden automatisch verbucht und ver-
bleiben auf dem Abwicklungskonto.

7.3. Steuernachbelastungen
Zur Deckung von gegebenenfalls durch nachträgliche 
Änderungen der steuerlichen Bemessungsgrundlagen (z. B. 
unterjähriger Kundenauftrag zu Einbehalt und Abführung 
der Kirchensteuer) oder Stornierungen von fehlerhaften 
Buchungen an das Finanzamt abzuführenden Beträgen ist 
die MLP Banking AG ermächtigt, diese Beträge zu Lasten des 
Abwicklungskontos einzuziehen.

8. Gebührenregelungen
Die zu entrichtenden Gebühren sind dem jeweils aktuellen 
Preis- und Leistungsverzeichnis der MLP Banking AG zu ent-
nehmen. Das Preis- und Leistungsverzeichnis kann über den/
die MLP Berater/in bzw. den MLP Kundenservice angefordert 
werden. Darüber hinaus kann es auch unter www.mlp.de 
eingesehen werden. Die MLP Banking AG ist ermächtigt, die 
vertraglich vereinbarten Kosten und Gebühren zu Lasten des 
bei ihr zur Abwicklung geführten Kontos einzuziehen.
Änderungen der Gebühren werden dem Kunden spätestens 
zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirk-
samwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der 
MLP Banking AG im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen 
elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. den 
MLP Financepilot), können die Änderungen auch auf diesem 
Weg angeboten werden. 

9. Aufzeichnung von Telefongesprächen
Telefonate mit dem MLP Kundenservice werden entsprechend 
der	Verpflichtungen	nach	dem	Wertpapierhandelsgesetz	auf-
gezeichnet. Aus technischen Gründen läuft die Aufzeichnung 

auch, wenn das Telefonat nicht in direktem Zusammenhang 
mit Wertpapiergeschäften steht. Die Kunden erklären sich mit 
dieser Aufzeichnung durch die MLP Banking AG einverstanden.

10. Kommunikation
Die Kommunikation mit der MLP Banking AG, einschließlich 
aller von ihr zu erhaltenden Dokumente und Informationen, 
erfolgt in deutscher Sprache per E-Mail, Telefax, Post, Telefon 
oder den MLP Financepilot.
Kundenaufträge zum Kauf/Verkauf von Wertpapieren oder 
Auftragsänderungen, die damit im Zusammenhang stehen  (z. B. 
Limitänderung, Auftragsstreichung), werden nur über die dafür 
vorgesehene Online-Banking-Anwendung im MLP Financepi-
lot entgegengenommen. Ein sogenannter „Freier Auftrag“ zum 
Kauf/Verkauf von Wertpapieren oder zur Auftragsänderung 
über den MLP Financepilot ist nicht möglich. Der Kunde kann 
nur die im Preis- und Leistungsverzeichnis genannten Wert-
papiergattungen (z. B. Aktien) über die MLP Banking AG durch 
Kommissionsgeschäfte erwerben. Im Übrigen kann der Kunde 
Wertpapiere aller Art veräußern.
Sonstige Kundenaufträge werden nur in Textform per Telefax, 
per Post oder über den MLP Financepilot entgegengenommen, 
sofern die MLP Banking AG mit dem Kunden keine weiteren 
Kommunikationsmittel für die Entgegennahme von Aufträgen 
vereinbart hat.

11. Vereinbarungen mit Wertpapieremittenten und 
Investmentgesellschaften über Zuwendungen

11.1. Allgemeines
Die MLP Banking AG erhält, neben der Vergütung durch den 
Kunden, für ihre Tätigkeit von Wertpapieremittenten, deren 
Wertpapiere über die MLP Banking AG vertrieben werden, 
Zuwendungen (Vertriebs- und Vertriebsfolgeprovisionen). 

11.2. Vertriebsprovisionen
Die MLP Banking AG erhält bei Investmentfonds die Ausga-
beaufschläge in voller Höhe als Vertriebs provision, soweit sie 
beim Verkauf von Investmentfonds anteilen erhoben werden. 
Daneben erhält die MLP Banking AG bei bestimmten Wertpa-
pieren	(insbesondere	Zertifikaten)	Vertriebsprovisionen,	die	
von Wertpapieremittenten in Form von Platzierungsprovisi-
onen oder entsprechenden Ab schlägen auf den Emissionspreis 
geleistet werden.

11.3. Vertriebsfolgeprovisionen
Bei Investmentfonds werden Vertriebsfolgeprovisionen an 
die MLP Banking AG gezahlt. Die Vertriebsfolgeprovisionen 
werden von den Investmentgesellschaften aus den jähr-
lichen Verwaltungsgebühren der einzelnen Investmentfonds 
entnommen. Die Vertriebsfolgeprovision wird auf Grundlage 
des bei der MLP Banking AG während eines Kalenderjahres 
gehaltenen Investmentfondsbestandes ermittelt. 
Daneben erhält die MLP Banking AG bei bestimmten Wertpa-
pieren	(insbesondere	bestimmten	Zertifikaten)	Vertriebsfolge-
provisionen von Wertpapier emittenten.
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11.4. Höhe der Zuwendungen
Die genaue Höhe der Zuwendungen (sowohl Vertriebs- als 
auch Vertriebsfolgeprovisionen) hängt von verschiedenen 
Faktoren ab. Hierzu gehören die Art des Wertpapiers, der mit 
dem jeweiligen Wertpapieremittenten vereinbarte Vergü-
tungssatz, teilweise die Haltedauer des jeweiligen Wertpapiers 
im Depot und teilweise das vertriebene  Gesamtvolumen des 
Wertpapiers. 

11.5. Herausgabe nicht geschuldet
Der Kunde erklärt sich damit einverstanden, dass die MLP Ban-
king AG diese Zuwendungen annimmt und behält. Eine 
Herausgabe dieser Zuwendungen an den Kunden wird von der 
MLP Banking AG nicht geschuldet.

11.6. Umgang mit Interessenkonflikten
Die MLP Banking AG hat Grundsätze für den Umgang mit 
Interessenkonflikten	aufgestellt,	die	der	Erbringung	der	Leis-
tungen für den Kunden zugrunde liegen. Weitere Einzelheiten 
können diesen Grundsätzen für den Umgang mit Interessen-
konflikten	entnommen	werden.	Auf	Wunsch	werden	dem	Kun-
den weitere Einzelheiten zu diesen Grundsätzen, insbesondere 
zu Zuwendungen, mitgeteilt.

12. Beendigung der Geschäftsverbindung
Die Geschäftsverbindung kann von beiden Seiten jederzeit in 
Textform (einschließlich per Fax) gekündigt werden, für den 
Kunden ohne Einhaltung einer Frist, für die MLP Banking AG 
unter Einhaltung einer Frist von zwei Monaten.
Die	zu	diesem	Zeitpunkt	in	dem	Depot	befindlichen	Wert­
papiere werden mit Beendigung des MLP Online-Wertpapier-
depots nach Wahl des Kunden entweder, soweit möglich, 
veräußert oder auf ein von ihm benanntes Depot übertragen, 
wobei im Fall der Übertragung verbleibende Bruchteilsrechte 
veräußert und der Erlös überwiesen wird. Im Fall der Ver-
äußerung wird der Euro-Gegenwert, gegebenenfalls nach 
Abzug von Kosten und Gebühren, auf das Abwicklungskonto 
gebucht und anschließend unverzüglich auf das vom Kunden 
benannte Konto überwiesen. Im Zeitpunkt der Kündigung 
schwebende Geschäfte werden von der Kündigung nicht 
berührt; sie sind unverzüglich abzuwickeln.

13. Änderungen der Bedingungen
Änderungen dieser Bedingungen werden dem Kunden spä-
testens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde 
mit der MLP Banking AG im Rahmen der Geschäftsbeziehung 
einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. 
MLP Financepilot), können die Änderungen auch auf diesem 
Weg angeboten werden.  
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Grundregeln für die Beziehung  
zwischen Kunde und Bank

1. Geltungsbereich und Änderungen dieser Ge schäfts- 
bedingungen und der Sonder bedingungen für  
einzelne Geschäftsbeziehungen
(1) Geltungsbereich
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte 
Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und den inländischen 
Geschäftsstellen der Bank (im Folgenden Bank genannt). Dane­
ben gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel für 
das Wertpapiergeschäft, den Zahlungsverkehr und für den Spar­
verkehr) Sonderbedingungen, die Abweichungen oder Ergänzun­
gen zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten; sie 
werden bei der Kontoeröffnung oder bei Erteilung eines Auftrages 
mit dem Kunden vereinbart. Unterhält der Kunde auch Geschäfts­
verbindungen zu ausländischen Geschäftsstellen, sichert das 
Pfandrecht der Bank (Nummer 14 dieser Geschäftsbe dingungen) 
auch die Ansprüche dieser ausländischen Geschäftsstellen.
(2) Änderungen
a) Änderungsangebot
 Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonder­

bedingungen werden dem Kunden spätestens zwei Monate 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in 
Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen 
der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunika­
tionsweg vereinbart (zum Beispiel das Online­Banking), können 
die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. 

b) Annahme durch den Kunden
 Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirk­

sam, wenn der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im 
Wege der nachfolgend geregelten Zustimmungsfiktion.

c) Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungs fiktion
 Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des 

Änderungsangebots (Zustimmungsfiktion), wenn
 (aa)  das Änderungsangebot der Bank erfolgt, um die Über­

einstimmung der vertraglichen Bestimmungen mit einer 
veränderten Rechtslage wiederherzustellen, weil eine 
Bestimmung dieser Geschäftsbedingungen oder der Son­
derbedingungen

  –  aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließ­
lich unmittelbar geltender Rechtsvorschriften der 
Europäischen Union, nicht mehr der Rechtslage ent­
spricht oder

  –  durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, 
auch durch ein Gericht erster Instanz, unwirksam wird 
oder nicht mehr verwendet werden darf oder 

  –  aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die 
Bank zuständigen nationalen oder internationalen 
Behörde (z. B. der Bundesanstalt für Finanzdienst­
leistungsaufsicht oder der Europäischen Zentralbank) 
nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtun­
gen der Bank in Einklang zu bringen ist

 und
 (bb)  der Kunde das Änderungsangebot der Bank nicht vor 

dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Änderungen abgelehnt hat.

 Die Bank wird den Kunden im Änderungsangebot auf die Fol­
gen seines Schweigens hinweisen.

d) Ausschluss der Zustimmungsfiktion
 Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
 –  bei Änderungen der Nummern 1 Absatz 2 und 12 Absatz 5 

der Geschäftsbedingungen und der entsprechenden 
Regelungen in den Sonderbedingungen oder

 –  bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Ver­
trages und die Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder

 –  bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das 
vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung hinausgehende 
Zahlung des Verbrauchers gerichtet sind, oder

 –  bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertra­
ges gleichkommen, oder

 –  bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis 
von Leistung und Gegenleistung erheblich zugunsten der 
Bank verschieben würden.

 In diesen Fällen wird die Bank die Zustimmung des Kunden zu 
den Änderungen auf andere Weise einholen.

e) Kündigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion
 Macht die Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann 

der Kunde den von der Änderung betroffenen Vertrag vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Änderungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses 
Kündigungsrecht wird die Bank den Kunden in ihrem Ände­
rungsangebot besonders hinweisen. 

2. Bankgeheimnis und Bankauskunft
(1) Bankgeheimnis
Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen 
Tatsachen und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis 
erlangt (Bankgeheimnis). Informationen über den Kunden darf 
die Bank nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies  
gebieten oder der Kunde eingewilligt hat oder die Bank zur Ertei­
lung einer Bankauskunft befugt ist. 
(2) Bankauskunft
Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellungen 
und Bemerkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kun­
den, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit; betragsmäßige 
Angaben über Kontostände, Sparguthaben, Depot­ oder sonstige 
der Bank anvertraute Vermögenswerte sowie Angaben über die 
Höhe von Kreditinanspruchnahmen werden nicht gemacht.
(3) Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft
Die Bank ist befugt, über juristische Personen und im Handelsre­
gister eingetragene Kaufleute Bankauskünfte zu erteilen, sofern 
sich die Anfrage auf ihre geschäftliche Tätigkeit bezieht. Die Bank 
erteilt jedoch keine Auskünfte, wenn ihr eine anders lautende Wei­
sung des Kunden vorliegt. Bankauskünfte über andere Personen, 
insbesondere über Privatkunden und Vereinigungen, erteilt die 
Bank nur dann, wenn diese generell oder im Einzelfall ausdrück­
lich zugestimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur erteilt, wenn 
der Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewünschten 
Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass schutzwürdige Belange des Kunden der Auskunfts­
erteilung entgegenstehen.
(4) Empfänger von Bankauskünften
Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie ande­
ren Kreditinstituten für deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

3. Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden
(1) Haftungsgrundsätze
Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes Ver­
schulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen 
für einzelne Geschäftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen 
etwas Abweichendes regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der 
Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten (zum Beispiel durch Ver­
letzung der in Nr. 11 dieser Geschäftsbedingungen aufgeführten 
Mitwirkungspflichten) zu der Entstehung eines Schadens beigetra­
gen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
(2) Weitergeleitete Aufträge
Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form 
ausgeführt wird, dass die Bank einen Dritten mit der weiteren  
Erledigung betraut, erfüllt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie 
ihn im eigenen Namen an den Dritten weiterleitet (weitergeleite­
ter Auftrag). Dies betrifft zum Beispiel die Einholung von Bank­
auskünften bei anderen Kreditinstituten oder die Verwahrung 
und Verwaltung von Wertpapieren im Ausland. In diesen Fällen  
beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl 
und Unterweisung des Dritten.
(3) Störung des Betriebs
Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Auf­
ruhr, Kriegs­ und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr 
nicht zu vertretende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, Aussper­
rung, Verkehrsstörung, Verfügungen von hoher Hand im In­ oder 
Ausland) eintreten.

Allgemeine Geschäftsbedingungen
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4. Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der 
kein Verbraucher ist
Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderungen der 
Bank nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt sind. Diese Aufrechnungsbeschränkung 
gilt nicht für eine vom Kunden zur Aufrechnung gestellte Forde­
rung, die ihren Rechtsgrund in einem Darlehen oder einer Finan­
zierungshilfe gemäß §§ 513, 491 bis 512 BGB hat. 

5. Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden 
Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der 
Bank auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine 
erb rechtliche Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen.
Wird der Bank eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift 
der letztwilligen Verfügung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehö­
riger Eröffnungsniederschrift vorgelegt, darf die Bank denjenigen, 
der darin als Erbe oder Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als 
Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen und insbesondere mit 
befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank 
bekannt ist, dass der dort Genannte (zum Beispiel nach Anfech­
tung oder wegen Nichtigkeit des Testaments) nicht verfügungsbe­
rechtigt ist oder wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt 
geworden ist.

6. Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei  
kaufmännischen und öffentlich-rechtlichen Kunden
(1) Geltung deutschen Rechts
Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der 
Bank gilt deutsches Recht.
(2) Gerichtsstand für Inlandskunden
Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschäftsbe­
ziehung dem Betriebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, 
so kann die Bank diesen Kunden an dem für die kontoführende 
Stelle zuständigen Gericht oder bei einem anderen zuständigen 
Gericht verklagen; dasselbe gilt für eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts und für öffentlich-rechtliche Sondervermögen. 
Die Bank selbst kann von diesen Kunden nur an dem für die kon­
toführende Stelle zuständigen Gericht verklagt werden.
(3) Gerichtsstand für Auslandskunden
Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im Aus­
land eine vergleichbare gewerbliche Tätigkeit ausüben, sowie für 
ausländische Institutionen, die mit inländischen juristischen Per­
sonen des öffentlichen Rechts oder mit einem inländischen öffent­
lich­rechtlichen Sondervermögen vergleichbar sind.

Kontoführung
7. Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten  

(Konten in laufender Rechnung) 
(1) Erteilung der Rechnungsabschlüsse
Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas 
anderes vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderquartals 
einen Rechnungsabschluss; dabei werden die in diesem Zeitraum 
entstandenen beiderseitigen Ansprüche (einschließlich der Zin­
sen und Ent gelte der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf den  
Saldo, der sich aus der Verrechnung ergibt, nach Nummer 12 dieser  
Geschäftsbedingungen oder nach der mit dem Kunden ander­
weitig getroffenen Vereinbarung Zinsen berechnen.
(2) Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines 
Rechnungsabschlusses hat der Kunde spätestens vor Ablauf von 
sechs Wochen nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine 
Einwendungen in Textform geltend, genügt die Absen dung inner­
halb der Sechs­Wochen­Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Ein­
wendungen gilt als Genehmigung. Auf diese Folge wird die Bank 
bei Erteilung des Rechnungsabschlusses beson ders hinweisen. 
Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung des 
Rechnungs abschlusses verlangen, muss dann aber beweisen, 
dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm zustehende 
Gutschrift nicht erteilt wurde.

8. Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank 
(1) Vor Rechnungsabschluss
Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel 
wegen einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum 
nächsten Rechnungsabschluss durch eine Belastungsbuchung 
rückgängig machen, soweit ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen 
den Kunden zusteht (Stornobuchung); der Kunde kann in diesem 
Fall gegen die Belastungsbuchung nicht einwenden, dass er in 
Höhe der Gutschrift bereits verfügt hat.
(2) Nach Rechnungsabschluss
Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rech­
nungsabschluss fest und steht ihr ein Rückzahlungsanspruch  

gegen den Kunden zu, so wird sie in Höhe ihres Anspruchs sein 
Konto belasten (Berichtigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen 
die Berichtigungsbuchung Einwendungen, so wird die Bank den 
Betrag dem Konto wieder gutschreiben und ihren Rückzahlungs­
anspruch gesondert geltend machen.
(3) Information des Kunden; Zinsberechnung
Über Storno­ und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den 
Kunden unverzüglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die 
Bank hinsichtlich der Zinsberechnung rückwirkend zu dem Tag 
vor, an dem die fehlerhafte Buchung durchgeführt wurde.

9. Einzugsaufträge
(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung
Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften 
schon vor ihrer Einlösung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt 
ihrer Einlösung, und zwar auch dann, wenn diese bei der Bank 
selbst zahlbar sind. Reicht der Kunde andere Papiere mit dem 
Auftrag ein, von einem Zahlungspflichtigen einen Forderungsbe­
trag zu beschaffen (zum Beispiel Zinsscheine), und erteilt die Bank 
über den Betrag eine Gutschrift, so steht diese unter dem Vor­
behalt, dass die Bank den Betrag erhält. Der Vorbehalt gilt auch 
dann, wenn die Schecks, Lastschriften und anderen Papiere bei 
der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks oder Lastschriften 
nicht eingelöst oder erhält die Bank den Betrag aus dem Einzugs­
auftrag nicht, macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift rückgän­
gig. Dies geschieht unabhängig davon, ob in der Zwischenzeit ein 
Rechnungsabschluss erteilt wurde.
(2) Einlösung von Lastschriften und vom Kunden 

ausgestellter Schecks
Lastschriften sowie Schecks sind eingelöst, wenn die Belastungs­
buchung nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag1 – bei 
SEPA­Firmenlastschriften nicht spätestens am dritten Bank­
arbeitstag – nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. 
Barschecks sind bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger ein­
gelöst. Schecks sind auch schon dann eingelöst, wenn die Bank 
im Einzelfall eine Bezahltmeldung absendet. Schecks, die über 
die Abrechnungsstelle der Bundesbank vorgelegt werden, sind 
eingelöst, wenn sie nicht bis zu dem von der Bundesbank festge­
setzten Zeitpunkt zurückgegeben werden.

10. Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei Fremd-
währungskonten
(1) Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten
Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an 
den Kunden und Verfügungen des Kunden in fremder Währung 
bargeldlos abzuwickeln. Verfügungen über Guthaben auf Fremd­
währungskonten (zum Beispiel durch Überweisungen zu Lasten 
des Fremdwährungsguthabens) werden unter Einschaltung von 
Banken im Heimatland der Währung abgewickelt, wenn sie die 
Bank nicht vollständig innerhalb des eigenen Hauses ausführt.
(2) Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem 

Kunden
Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (zum Beispiel 
ein Devisentermingeschäft) ab, aus dem sie die Verschaffung  
eines Betrages in fremder Währung schuldet, wird sie ihre Fremd­
währungsverbindlichkeit durch Gutschrift auf dem Konto des 
Kunden in dieser Währung erfüllen, sofern nicht etwas anderes 
vereinbart ist.
(3) Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die 

Bank
Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zu 
Lasten eines Fremdwährungsguthabens (Absatz 1) oder zur 
Erfüllung einer Fremdwährungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in 
dem Umfang und solange ausgesetzt, wie die Bank in der Wäh­
rung, auf die das Fremdwährungs guthaben oder die Verbindlich­
keit lautet, wegen politisch bedingter Maß nahmen oder Ereignisse 
im Lande dieser Währung nicht oder nur eingeschränkt verfügen 
kann. In dem Umfang und solange diese Maßnahmen oder Ereig­
nisse andauern, ist die Bank auch nicht zu einer Erfüllung an 
einem anderen Ort außerhalb des Landes der Währung, in einer 
anderen Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung 
von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausfüh­
rung einer Verfü gung zu Lasten eines Fremdwährungs guthabens 
ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank vollständig im 
eigenen Haus aus führen kann. Das Recht des Kunden und der 
Bank, fällige gegenseitige Forderungen in dersel ben Währung 
miteinander zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden Rege­
lungen unbe rührt.
(4) Wechselkurs 
Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwährungsge­
schäften ergibt sich aus dem „Preis­ und Leistungsverzeichnis“. 
Bei Zahlungsdiensten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterah­
menvertrag.
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Mitwirkungspflichten des Kunden

11. Mitwirkungspflichten des Kunden
(1) Mitteilung von Änderungen 
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist es 
erforderlich, dass der Kunde der Bank Änderungen seines Namens 
und seiner Anschrift sowie das Erlöschen oder die Ände rung einer 
gegenüber der Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere einer 
Voll macht) unverzüglich mitteilt. Diese Mitteilungspflicht besteht 
auch dann, wenn die Ver tretungs macht in ein öffentliches Regis­
ter (zum Beispiel in das Handelsregister) einge tragen ist und ihr 
Erlöschen oder ihre Änderung in dieses Register eingetragen wird. 
Darüber hinaus können sich weitergehende gesetzliche Mitteilungs­
pflichten, insbesondere aus dem Geldwäschegesetz, ergeben.
(2) Klarheit von Aufträgen
Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht 
ein deutig formulierte Aufträge können Rückfragen zur Folge  
haben, die zu Verzögerungen führen können. Vor allem hat der 
Kunde bei Aufträgen auf die Richtigkeit und Vollständigkeit sei­
ner Angaben, insbesondere der Kontonummer und Bankleitzahl 
oder IBAN2 und BIC3 sowie der Währung zu achten. Änderungen, 
Bestätigungen oder Wiederholungen von Aufträgen müssen als 
solche gekennzeichnet sein.
(3) Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung 

eines Auftrags 
Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere Eile 
für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formu­
larmäßig erteilten Auf trägen muss dies außerhalb des Formulars 
erfolgen.
(4) Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen, Depot­ 
und Erträgnisaufstellun gen, sonstige Abrechnungen, Anzeigen 
über die Ausführung von Aufträgen sowie Informationen über 
erwartete Zahlungen und Sendungen (Avise) auf ihre Richtig keit 
und Vollständigkeit unverzüglich zu überprüfen und etwaige Ein­
wendungen unver züg lich zu erheben.
(5) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von 

Mitteilungen
Falls Rechnungsabschlüsse und Depotaufstellungen dem Kun­
den nicht zugehen, muss er die Bank unverzüglich benachrichti­
gen. Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Aus bleiben 
anderer Mitteilungen, deren Eingang der Kunde erwartet 
(Wertpapierab rech nungen, Kontoauszüge nach der Ausführung 
von Aufträgen des Kunden oder über Zahlungen, die der Kunde 
erwartet).

Kosten der Bankdienstleistungen
12. Zinsen, Entgelte und Aufwendungen

(1) Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Verbrauchern
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleistun­
gen, die die Bank gegenüber Verbrauchern erbringt, einschließ­
lich der Höhe von Zahlungen, die über die für die Hauptleistung 
vereinbarten Entgelte hinausgehen, ergeben sich aus dem „Preis­
aushang – Regelsätze im standardisierten Privatkundengeschäft“ 
und aus dem „Preis­ und Leistungsverzeichnis“.
Wenn ein Verbraucher eine dort aufgeführte Hauptleistung in 
Anspruch nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung  
getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im „Preisaus­
hang“ oder „Preis­ und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zin­
sen und Entgelte. 
Eine Vereinbarung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt 
für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers  
gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur ausdrücklich 
treffen, auch wenn sie im „Preisaushang“ oder im „Preis- und Leis­
tungsverzeichnis“ ausgewiesen ist. 
Für die Vergütung der nicht im „Preisaushang“ oder im „Preis­ und 
Leistungsverzeichnis“ aufgeführten Leistungen, die im Auftrag 
des Verbrauchers erbracht werden und die, nach den Umständen 
zu urteilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, gelten, 
soweit keine andere Vereinbarung getroffen wurde, die gesetzli­
chen Vorschriften. 
(2) Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Kunden, die keine 

Verbraucher sind 
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleistun­
gen, die die Bank gegenüber Kunden, die keine Verbraucher sind, 
erbringt, ergeben sich aus dem „Preisaushang – Regelsätze im 
standardisierten Privatkundengeschäft“ und aus dem „Preis­ und 
Leistungsverzeichnis“, soweit der „Preisaushang“ und das „Preis­ 
und Leistungsverzeichnis“ übliche Bankleistungen gegenüber 
Kunden, die keine Verbraucher sind (zum Beispiel Geschäftskun­
den), ausweisen.
Wenn ein Kunde, der kein Verbraucher ist, eine dort aufgeführte 
Bankleistung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende 
Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im 
„Preisaushang“ oder „Preis­ und Leistungsverzeichnis“ angege­
benen Zinsen und Entgelte. 

Im Übrigen bestimmt die Bank, sofern keine andere Vereinbarung 
getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen dem nicht ent­
gegenstehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach billigem 
Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs). 
(3) Nicht entgeltfähige Leistungen 
Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes 
oder aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder 
die sie im eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Ent­
gelt berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird 
nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung erhoben.
(4) Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei 

Erhöhung 
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen 
Zinssatz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarung mit 
dem Kunden. Die Bank wird dem Kunden Änderungen von Zin­
sen mitteilen. Bei einer Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts  
anderes vereinbart ist, die davon betroffene Kreditvereinbarung 
innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe der Ände­
rung mit sofortiger Wirkung kündigen. Kündigt der Kunde, so wer­
den die erhöhten Zinsen für die gekündigte Kreditvereinbarung 
nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung eine ange­
messene Frist einräumen.
(5) Änderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft 

in Anspruch genommenen Leistungen 
Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden 
im Rahmen der Geschäftsverbindung typischerweise dauer­
haft in Anspruch genommen werden (zum Beispiel Konto­ und 
Depotführung), werden dem Kunden spätestens zwei Monate 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in 
Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen 
der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikations­
weg vereinbart (zum Beispiel das Online­Banking), können die 
Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von 
der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn 
der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung 
eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausge­
hende Zahlung eines Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank 
mit dem Verbraucher nur ausdrücklich treffen.
(6)  Ersatz von Aufwendungen 
Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Aufwendungen 
richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.
(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen 

und Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für 
Zahlungen

Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträ­
gen mit Verbrauchern für Zahlungen richten sich die Zinsen und 
die Kosten (Entgelte und Auslagen) nach den jeweiligen vertragli­
chen Vereinbarungen und Sonderbedingungen sowie ergänzend 
nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Änderung von Entgelten 
von Zahlungsdiensterahmenverträgen (z. B. Girovertrag) richtet 
sich nach Absatz 5.

Sicherheiten für die Ansprüche  
der Bank gegen den Kunden

13. Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten
Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäfts­
verbindung die Bestellung bankmäßiger Sicherheiten verlangen, 
und zwar auch dann, wenn die Ansprüche bedingt sind (zum Bei­
spiel Aufwendungsersatzanspruch wegen der Inanspruchnahme 
aus einer für den Kunden übernommenen Bürgschaft). Hat der 
Kunde gegenüber der Bank eine Haftung für Verbindlichkeiten 
eines anderen Kunden der Bank übernommen (zum Beispiel als 
Bürge), so besteht für die Bank ein Anspruch auf Bestellung oder 
Verstärkung von Sicherheiten im Hinblick auf die aus der Haf­
tungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.
(2) Veränderung des Risikos
Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den Kun­
den zunächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestel­
lung oder Verstärkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie 
auch später noch eine Besicherung fordern. Voraussetzung hier­
für ist jedoch, dass Umstände eintreten oder bekannt werden, die 
eine erhöhte Risikobewertung der Ansprüche gegen den Kunden 
rechtfertigen. Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn
– sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig 

verändert haben oder sich zu verändern drohen oder
– sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlechtert 

haben oder zu verschlechtern drohen.
Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn aus­
drücklich vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschließlich 
im Einzelnen benannte Sicherheiten zu bestellen hat. Bei Verbrau­
cherdarlehensverträgen besteht der Anspruch auf die Bestellung 
oder Verstärkung von Sicherheiten nur, soweit die Sicherheiten 
im Kreditvertrag angegeben sind. Übersteigt der Nettodarlehens­
betrag 75.000 Euro, besteht der Anspruch auf Bestellung oder 
Verstärkung auch dann, wenn in einem vor dem 21. März 2016 
abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag oder in einem ab 
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dem 21. März 2016 abgeschlossenen Allgemein­Verbraucherdar­
lehensvertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder keine 
abschließenden Angaben über Sicherheiten enthalten sind.
(3) Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von 

Sicherheiten 
Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die 
Bank eine angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt die Bank, 
von ihrem Recht zur fristlosen Kündigung nach Nr. 19 Absatz 3 
dieser Geschäftsbedingungen Gebrauch zu machen, falls der 
Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten nicht fristgerecht nachkommt, wird sie ihn zuvor hie­
rauf hinweisen.

14. Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank
(1) Einigung über das Pfandrecht
Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank ein 
Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen 
eine inländische Geschäftsstelle im bankmäßigen Geschäftsver­
kehr Besitz erlangt hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt 
ein Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kunden gegen 
die Bank aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung zustehen 
oder künftig zustehen werden (zum Beispiel Kontoguthaben).
(2) Gesicherte Ansprüche
Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künfti­
gen und bedingten Ansprüche, die der Bank mit ihren sämtlichen 
in­ und ausländischen Geschäftsstellen aus der bankmäßigen 
Geschäftsverbindung gegen den Kunden zustehen. Hat der 
Kunde gegenüber der Bank eine Haftung für Verbindlichkeiten 
eines anderen Kunden der Bank übernommen (zum Beispiel 
als Bürge), so sichert das Pfandrecht die aus der Haftungsüber­
nahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.
(3) Ausnahmen vom Pfandrecht
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die 
Verfügungsgewalt der Bank, dass sie nur für einen bestimmten 
Zweck verwendet werden dürfen (zum Beispiel Bareinzahlung 
zur Einlösung eines Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der 
Bank nicht auf diese Werte. Dasselbe gilt für die von der Bank 
selbst ausgegebenen Aktien (eigene Aktien) und für die Wertpa­
piere, die die Bank im Ausland für den Kunden verwahrt. Außer­
dem erstreckt sich das Pfandrecht nicht auf die von der Bank 
selbst ausgegebenen eigenen Genussrechte/Genussscheine und 
nicht auf die verbrieften und nicht verbrieften nachrangigen Ver­
bindlichkeiten der Bank.
(4) Zins- und Gewinnanteilscheine
Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde 
nicht berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehören­
den Zins­ und Gewinnanteilscheine zu verlangen.

15. Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und  
diskontierten Wechseln 
(1) Sicherungsübereignung
Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks 
und Wechseln im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigen­
tum. An diskontierten Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt des 
Wechselankaufs uneingeschränktes Eigentum; belastet sie dis­
kontierte Wechsel dem Konto zurück, so verbleibt ihr das Siche­
rungseigentum an diesen Wechseln.
(2) Sicherungsabtretung
Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen 
auch die zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank über; ein 
Forderungsübergang findet ferner statt, wenn andere Papiere 
zum Einzug eingereicht werden (zum Beispiel Lastschriften, kauf­
männische Handelspapiere).
(3) Zweckgebundene Einzugspapiere
Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe eingereicht, 
dass ihr Gegenwert nur für einen bestimmten Zweck verwendet 
werden darf, erstrecken sich die Sicherungsübereignung und die 
Sicherungsabtretung nicht auf diese Papiere.
(4) Gesicherte Ansprüche der Bank
Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen 
der Sicherung aller Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden 
bei Einreichung von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrent­
konten zustehen oder die infolge der Rückbelastung nicht einge­
löster Einzugspapiere oder diskontierter Wechsel entstehen. Auf 
Anforderung des Kunden nimmt die Bank eine Rückübertragung 
des Sicherungseigentums an den Papieren und der auf sie über­
gegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls ihr im Zeit­
punkt der Anforderung keine zu sichernden Ansprüche gegen den 
Kunden zustehen oder sie ihn über den Gegenwert der Papiere 
vor deren endgültiger Bezahlung nicht verfügen lässt.

16. Begrenzung des Besicherungsanspruchs und  
Freigabeverpflichtung
(1) Deckungsgrenze 
Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung 
von Sicherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare 
Wert aller Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller Ansprüche aus der 
bankmäßigen Geschäftsverbindung (Deckungsgrenze) entspricht.

(2) Freigabe
Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze 
nicht nur vorübergehend übersteigt, hat die Bank auf Verlangen 
des Kunden Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und zwar 
in Höhe des die Deckungsgrenze übersteigenden Betrages; sie 
wird bei der Auswahl der freizugebenden Sicherheiten auf die 
berechtigten Belange des Kunden und eines dritten Sicherungs­
gebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten 
bestellt hat, Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen ist die Bank 
auch verpflichtet, Aufträge des Kunden über die dem Pfandrecht 
unterliegenden Werte auszuführen (zum Beispiel Verkauf von 
Wertpapieren, Auszahlung von Sparguthaben).
(3) Sondervereinbarungen
Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaßstab 
als der realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze 
oder ist eine andere Grenze für die Freigabe von Sicherheiten 
vereinbart, so sind diese maßgeblich.

17. Verwertung von Sicherheiten
(1) Wahlrecht der Bank
Wenn die Bank verwertet, hat die Bank unter mehreren Sicher­
heiten die Wahl. Sie wird bei der Verwertung und bei der Auswahl 
der zu verwertenden Sicherheiten auf die berechtigten Belange 
des Kunden und eines dritten Sicherungsgebers, der für die Ver­
bindlichkeiten des Kunden Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht 
nehmen.
(2) Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht
Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird 
die Bank dem Kunden über den Erlös eine Gutschrift erteilen, 
die als Rechnung für die Lieferung der als Sicherheit dienenden 
Sache gilt und den Voraussetzungen des Umsatzsteuerrechts 
entspricht.

Kündigung
18. Kündigungsrechte des Kunden

(1) Jederzeitiges Kündigungsrecht
Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne 
Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), für die 
weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung 
vereinbart ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
kündigen.
(2) Kündigung aus wichtigem Grund
Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abwei­
chende Kündigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kündi­
gung nur dann ausgesprochen werden, wenn hierfür ein wichtiger 
Grund vorliegt, der es dem Kunden, auch unter Berücksichtigung 
der berechtigten Belange der Bank, unzumutbar werden lässt, die 
Geschäftsbeziehung fortzusetzen.
(3) Gesetzliche Kündigungsrechte 
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

19. Kündigungsrechte der Bank
(1) Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne 
Geschäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine 
abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jeder zeit unter 
Einhaltung einer angemessenen Kündigungsfrist kündigen (zum 
Beispiel den Scheckvertrag, der zur Nutzung von Scheckvordru­
cken berechtigt). Bei der Bemessung der Kündigungs frist wird die 
Bank auf die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht neh­
men. Für die Kündigung eines Zahlungsdiensterahmenvertrages 
(zum Beispiel laufendes Konto oder Kartenvertrag) und eines 
Depots beträgt die Kündigungsfrist mindes tens zwei Monate.
(2) Kündigung unbefristeter Kredite
Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch eine 
abweichende Kündigungs regelung vereinbart ist, kann die Bank 
jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungs frist kündi gen. Die 
Bank wird bei der Ausübung dieses Kündigungsrechts auf die 
berechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen.
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die 
Kündigung eines Verbraucherdarlehensvertrages vorsieht, kann 
die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen. 
(3) Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 

Kündigungsfrist
Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung oder 
einzelner Geschäftsbe zie hungen ist zulässig, wenn ein wichti­
ger Grund vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung auch unter 
Berücksichtigung der berechtigten Belange des Kunden unzumut­
bar werden lässt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, 
– wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögens­

verhältnisse gemacht hat, die für die Entscheidung der Bank 
über eine Kreditgewährung oder über andere mit Risiken für 
die Bank verbundene Geschäfte (zum Beispiel Aushändigung 
einer Zahlungskarte) von erheb licher Bedeutung waren; bei 
Verbraucherdarlehen gilt dies nur, wenn der Kunde für die Kre­
ditwürdigkeitsprüfung relevante Informationen wissentlich vor­
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enthalten oder diese gefälscht hat und dies zu einem Mangel 
der Kreditwürdigkeitsprüfung geführt hat oder

– wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögensver­
hältnisse des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit 
eintritt oder einzutreten droht und dadurch die Rück zahlung 
des Darlehens oder die Erfüllung einer sonstigen Verbindlich­
keit gegen über der Bank – auch unter Verwertung einer hierfür 
bestehenden Sicherheit – gefähr det ist oder

– wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Ver­
stärkung von Sicher heiten nach Nummer 13 Absatz 2 dieser 
Geschäftsbedingungen oder aufgrund einer sons tigen Ver­
einbarung nicht innerhalb der von der Bank gesetzten ange­
messenen Frist nach kommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen 
Pflicht, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur 
Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder nach erfolgloser 
Abmahnung zulässig, es sei denn, dies ist wegen der Besonder­
heiten des Einzel falles (§ 323 Absätze 2 und 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches) entbehrlich.
(4) Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei 

Verzug
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die 
Kündigung wegen Verzuges mit der Rückzahlung eines Verbrau­
cherdarlehensvertrages vorsieht, kann die Bank nur nach Maß­
gabe dieser Regelungen kündigen.
(5) Kündigung eines Basiskontovertrages
Einen Basiskontovertrag kann die Bank nur nach den zwischen 
der Bank und dem Kunden auf Grundlage des Zahlungskontenge­
setzes getroffenen Vereinbarungen und den Bestimmungen des 
Zahlungskontengesetzes kündigen.
(6) Abwicklung nach einer Kündigung
Im Falle einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank 
dem Kunden für die Abwicklung (insbesondere für die Rückzah­
lung eines Kredits) eine angemessene Frist einräumen, soweit 
nicht eine sofortige Erledigung erforderlich ist (zum Beispiel bei 
der Kündigung des Scheckvertrages die Rückgabe der Scheck­
vordrucke).

Einlagensicherung
20. Schutz der Einlagen 

Information über die Einlagensicherung
(1) Einlagen
Einlagen sind Guthaben, die sich im Rahmen von Bankgeschäf­
ten aus Beträgen, die auf einem Konto verblieben sind oder aus 
Zwischenpositionen ergeben und die nach den geltenden gesetz­
lichen und vertraglichen Bedingungen von der Bank zurückzuzah­
len sind, wie zum Beispiel Guthaben auf Girokonten, Festgelder, 
Spareinlagen, Sparbriefe und Namensschuldverschreibungen. 
Maßgeblich sind die Definitionen in § 2 Absatz 3 des Einlagen­
sicherungsgesetzes (EinSiG) bzw. § 6 Absatz 1 des Statuts des 
innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. beste­
henden Einlagensicherungsfonds deutscher Banken (Einlagensi­
cherungsfonds).
(2) Gesetzliche Einlagensicherung
Die Bank ist der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken 
GmbH als Träger der gesetzlichen Einlagensicherung der pri­
vaten Banken zugeordnet. Die gesetzliche Einlagensicherung 
schützt nach Maßgabe des EinSiG und vorbehaltlich der darin 
vorgesehenen Ausnahmen Einlagen bis zu einem Gegenwert 
von 100.000 Euro pro Einleger. In den in § 8 Absatz 2 EinSiG 
genannten Fällen erhöht sich dieser Betrag auf 500.000 Euro. 
Dazu gehören insbesondere Beträge, die aus Immobilientransak­
tionen im Zusammenhang mit privat genutzten Wohnimmobilien 
resultieren. Nicht geschützt werden insbesondere Einlagen von 
finanziellen Unternehmen, staatlichen Stellen einschließlich kom­
munaler Gebietskörperschaften, Einlagen, die im Zusammenhang 
mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung entstanden sind 
und Inhaberschuldverschreibungen. Einzelheiten sind im EinSiG, 
insbesondere dessen § 8, geregelt.
(3) Einlagensicherungsfonds
Die Bank wirkt außerdem am Einlagensicherungsfonds mit. Die­
ser sichert nach Maßgabe seines Statuts und vorbehaltlich der 
darin vorgesehenen Ausnahmen Einlagen bei einer inländischen 
Haupt­ oder Zweigniederlassung bzw. Zweigstelle je Gläubiger 
maximal bis zur folgenden Höhe (Sicherungsgrenze):
(a) (i) 5 Millionen Euro für natürliche Personen und rechtsfähige 

Stiftungen unabhängig von ihrer Laufzeit und (ii) 50 Millio­
nen Euro für nichtfinanzielle Unternehmen, gemeinnützige 
Organisationen, Verbände und Berufsorganisationen ohne 
Erwerbszweck und andere in § 6 Absatz 3 des Statuts des 
Einlagensicherungsfonds genannte Gläubiger. In jedem Fall 
werden Einlagen bis maximal 15% der Eigenmittel der Bank 
im Sinne von Artikel 72 CRR geschützt, wobei Ergänzungs­
kapital nur bis zur Höhe von 25% des Kernkapitals im Sinne 
von Artikel 25 CRR Berücksichtigung findet. Weitere Ein­
zelheiten zur Berechnung der relevanten Eigenmittel regelt 
§ 6 Absatz 8 Unterabsatz (a) des Statuts des Einlagensiche­
rungsfonds.

(b) Ab dem 1. Januar 2025: (i) 3 Millionen Euro für natürliche Per­
sonen und rechtsfähige Stiftungen unabhängig von ihrer Lauf­
zeit und (ii) 30 Millionen Euro für nichtfinanzielle Unternehmen, 
gemeinnützige Organisationen, Verbände und Berufsorgani­
sationen ohne Erwerbszweck und andere in § 6 Absatz 3 des 
Statuts des Einlagensicherungsfonds genannte Gläubiger. In 
jedem Fall werden Einlagen bis maximal 8,75% der Eigenmit­
tel im Sinne von Unterabsatz (a) Sätze 2 und 3 geschützt.

(c) Ab dem 1. Januar 2030: (i) 1 Million Euro für natürliche Perso­
nen und rechtsfähige Stiftungen unabhängig von ihrer Laufzeit 
und (ii) 10 Millionen Euro für nichtfinanzielle Unternehmen, 
gemeinnützige Organisationen, Verbände und Berufsorgani­
sationen ohne Erwerbszweck und andere in § 6 Absatz 3 des 
Statuts des Einlagensicherungsfonds genannte Gläubiger. In 
jedem Fall werden Einlagen bis maximal 8,75% der Eigenmit­
tel im Sinne von Unterabsatz (a) Sätze 2 und 3 geschützt.

(d) Für Einlagen, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 
gesichert wurden, finden die zu diesem Zeitpunkt geltenden 
Sicherungsgrenzen weiterhin Anwendung, bis die Einlage fäl­
lig ist, prolongiert wird oder vom Kunden erstmals gekündigt 
werden kann oder auf eine ausländische Zweigniederlassung 
oder Zweigstellen übertragen wird. Für Einlagen, die nach 
dem 31. Dezember 2022 begründet oder prolongiert werden, 
gelten die jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab den oben 
genannten Stichtagen.

Maßgebend für die Entschädigung ist die Sicherungsgrenze, die 
der Bank als Ergebnis der Feststellung des Prüfungsverbandes 
mitgeteilt worden ist und im Internet unter www.bankenverband.de 
abgerufen werden kann. Die Sicherungsgrenze wird dem Kunden 
von der Bank auf Verlangen bekannt gegeben.
Nicht geschützt werden insbesondere Einlagen von finanziellen 
Unternehmen, staatlichen Stellen einschließlich kommunaler 
Gebietskörperschaften, Einlagen, die im Zusammenhang mit 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung entstanden sind und 
Inhaberschuldverschreibungen. Im Fall von Gläubigern nach 
Buchstaben (a) (ii), (b) (ii) und (c) (ii) werden Einlagen mit einer 
Laufzeit von mehr als 12 Monaten sowie Verbindlichkeiten aus 
Schuldscheindarlehen, Namensschuldverschreibungen und ver­
gleichbaren Schuldtiteln ausländischen Rechts nicht geschützt.
Für Verbindlichkeiten von Banken, die bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2022 gemäß § 6 der am 18. November 2021 im 
Vereinsregister eingetragenen Fassung des Statuts des Einlagen­
sicherungsfonds gesichert wurden, besteht die Sicherung nach 
Maßgabe dieser Vorschrift fort. Nach dem 31. Dezember 2022 
entfällt dieser Bestandsschutz, sobald die betreffende Verbind­
lichkeit fällig wird, gekündigt oder anderweitig zurückgefordert 
werden kann oder wenn die Verbindlichkeit im Wege einer Ein­
zel­ oder Gesamtrechtsnachfolge übergeht oder auf eine auslän­
dische Zweigniederlassung oder Zweigstelle übertragen wird.
Einzelheiten zum Schutzumfang einschließlich der Sicherungs­
grenzen sind im Statut des Einlagensicherungsfonds, insbeson­
dere dessen § 6, geregelt.
Das Statut wird auf Verlangen zur Verfügung gestellt und kann 
auch im Internet unter www.bankenverband.de aufgerufen wer­
den.

Forderungsübergang und Auskunftserteilung
(4) Forderungsübergang
Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter 
Zahlungen an einen Kunden leistet, gehen dessen Forderungen 
gegen die Bank in entsprechender Höhe mit allen Nebenrechten 
Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfonds über.
(5) Auskunftserteilung
Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem 
von ihm Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderli­
chen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stel­
len.

Beschwerdemöglichkeiten/  
Ombudsmannverfahren

21. Beschwerde- und Alternative Streitbeilegungsverfah-
ren 
Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten:
– Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die im „Preis­ 

und Leistungsverzeichnis“ genannte Kontaktstelle der Bank 
wenden. Die Bank wird Beschwerden in geeigneter Weise 
beantworten, bei Zahlungsdiensteverträgen erfolgt dies in 
Textform (zum Beispiel mittels Brief, Telefax oder E­Mail).

– Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbrau­
cherschlichtungsstelle „Ombudsmann der privaten Banken“ 
(www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat der Verbraucher 
die Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitigkeit mit der Bank 
den Ombudsmann der privaten Banken anzurufen. Betrifft 
der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit über einen 
Zahlungsdienstevertrag (§ 675f des Bürgerlichen Gesetz­
buches), können auch Kunden, die keine Verbraucher sind, 
den Ombudsmann der privaten Banken anrufen. Näheres 
regelt die „Verfahrensordnung des Ombudsmanns der priva­
ten Banken“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird oder 
im Internet unter www.bankenombudsmann.de abrufbar ist. 
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Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder E­Mail) 
an die Geschäftsstelle des Ombudsmanns der privaten Banken, 
Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, E­Mail: schlichtung@bdb.de, 
zu richten.

– Ferner besteht für den Kunden die Möglichkeit, sich jederzeit 
schriftlich oder zur dortigen Niederschrift bei der Bundesan­
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 
108, 53117 Bonn, über Verstöße der Bank gegen das Zah­
lungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG), die §§ 675c bis 676c des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) oder gegen Artikel 248 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
(EGBGB) zu beschweren.

– Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/
consumers/odr/ eine Europäische Online­Streitbeilegungs­
plattform (OS­Plattform) errichtet. Die OS­Plattform kann ein 
Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung einer Streitig­
keit aus Online­Verträgen mit einem in der EU niedergelasse­
nen Unternehmen nutzen. 
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Geschäfte in Wertpapieren
1. Formen des Wertpapiergeschäfts
(1) Kommissions-/Festpreisgeschäfte

Bank und Kunde schließen Wertpapiergeschäfte in Form von Kommis-
sionsgeschäften (2) oder Festpreisgeschäften (3) ab.

(2) Kommissionsgeschäfte
Führt die Bank Aufträge ihres Kunden zum Kauf oder Verkauf von 
Wertpapieren als Kommissionärin aus, schließt sie für Rechnung 
des Kunden mit einem anderen Marktteilnehmer oder einer Zentralen 
Gegenpartei ein Kauf- oder Verkaufsgeschäft (Ausführungsgeschäft) 
ab, oder sie beauftragt einen anderen Kommissionär (Zwischenkom-
missionär), ein Ausführungsgeschäft abzuschließen. Im Rahmen des 
elektronischen Handels an einer Börse kann der Auftrag des Kunden 
auch gegen die Bank oder den Zwischenkommissionär unmittelbar 
ausgeführt werden, wenn die Bedingungen des Börsenhandels dies 
zulassen. 

(3) Festpreisgeschäfte
Vereinbaren Bank und Kunde miteinander für das einzelne Geschäft 
einen festen oder bestimmbaren Preis (Festpreisgeschäft), so kommt 
ein Kaufvertrag zustande; dementsprechend übernimmt die Bank vom 
Kunden die Wertpapiere als Käuferin, oder sie liefert die Wertpapiere 
an ihn als Verkäuferin. Die Bank berechnet dem Kunden den verein-
barten Preis, bei verzinslichen Schuldverschreibungen zuzüglich auf-
gelaufener Zinsen (Stückzinsen).

2. Ausführungsgrundsätze für Wertpapiergeschäfte
Die Bank führt Wertpapiergeschäfte nach ihren jeweils geltenden 
Ausführungsgrundsätzen aus. Die Ausführungsgrundsätze sind Be-
standteil der Sonderbedingungen. Die Bank ist berechtigt, die Aus-
führungsgrundsätze entsprechend den aufsichtsrechtlichen Vorgaben 
zu ändern. Über die Änderungen der Ausführungsgrundsätze wird die 
Bank den Kunden jeweils informieren. 

Besondere Regelungen für das  
Kommissionsgeschäft
3. Usancen/Unterrichtung/Preis
(1) Geltung von Rechtsvorschriften/Usancen/Geschäftsbedingungen

Die Ausführungsgeschäfte unterliegen den für den Wertpapierhandel 
am Ausführungsplatz geltenden Rechtsvorschriften und Geschäftsbe-
dingungen (Usancen); daneben gelten die Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen des Vertragspartners der Bank.

(2) Unterrichtung
Über die Ausführung des Auftrags wird die Bank den Kunden unver-
züglich unterrichten. Wurde der Auftrag des Kunden im elektronischen 
Handel an einer Börse gegen die Bank oder den Zwischenkommis-
sionär unmittelbar ausgeführt, bedarf es keiner gesonderten Benach-
richtigung. 

(3) Preis des Ausführungsgeschäfts/Entgelt/Aufwendungen
Die Bank rechnet gegenüber dem Kunden den Preis des Ausführungs-
geschäfts ab; sie ist berechtigt, ihr Entgelt in Rechnung zu stellen. Ein 
möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Aufwendungen richtet 
sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

4. Erfordernis eines ausreichenden Kontoguthabens/
Depotbestandes
Die Bank ist zur Ausführung von Aufträgen oder zur Ausübung von Be-
zugsrechten nur insoweit verpflichtet, als das Guthaben des Kunden, 
ein für Wertpapiergeschäfte nutzbarer Kredit oder der Depotbestand 
des Kunden zur Ausführung ausreichen. Führt die Bank den Auftrag 
ganz oder teilweise nicht aus, so wird sie den Kunden unverzüglich 
unterrichten.

5. Festsetzung von Preisgrenzen
Der Kunde kann der Bank bei der Erteilung von Aufträgen Preisgrenzen 
für das Ausführungsgeschäft vorgeben (preislich limitierte Aufträge).

6. Gültigkeitsdauer von unbefristeten Kundenaufträgen
(1) Preislich unlimitierte Aufträge

Ein preislich unlimitierter Auftrag gilt entsprechend den Ausführungs-
grundsätzen (Nr. 2) nur für einen Handelstag; ist der Auftrag für eine 
gleichtägige Ausführung nicht so rechtzeitig eingegangen, dass seine 
Berücksichtigung im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs 

Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte
Diese Sonderbedingungen gelten für den Kauf oder Verkauf sowie für die Verwahrung von Wertpapieren, und zwar auch dann, wenn die 
Rechte nicht in Urkunden verbrieft sind (nachstehend: „Wertpapiere“). 

möglich ist, so wird er für den nächsten Handelstag vorgemerkt. Wird 
der Auftrag nicht ausgeführt, so wird die Bank den Kunden hiervon 
unverzüglich benachrichtigen.

(2) Preislich limitierte Aufträge
Ein preislich limitierter Auftrag ist bis zum letzten Handelstag des lau-
fenden Monats gültig (Monats-Ultimo). Ein am letzten Handelstag ei-
nes Monats eingehender Auftrag wird, sofern er nicht am selben Tag 
ausgeführt wird, entsprechend den Ausführungsgrundsätzen (Nr. 2) 
für den nächsten Monat vorgemerkt. Die Bank wird den Kunden über 
die Gültigkeitsdauer seines Auftrags unverzüglich unterrichten.

7. Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf von 
Bezugsrechten
Preislich unlimitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Bezugs-
rechten sind für die Dauer des Bezugsrechtshandels gültig. Preislich 
limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten erlö-
schen mit Ablauf des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels. Die 
Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf ausländischer 
Bezugsrechte bestimmt sich nach den maßgeblichen ausländischen 
Usancen. Für die Behandlung von Bezugsrechten, die am letzten Tag 
des Bezugsrechtshandels zum Depotbestand des Kunden gehören, 
gilt Nr. 15 Abs. 1.

8. Erlöschen laufender Aufträge
(1) Dividendenzahlungen, sonstige Ausschüttungen, Einräumung 

von Bezugsrechten, Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln
Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Aktien an in-
ländischen Ausführungsplätzen erlöschen bei Dividendenzahlung, 
sonstigen Ausschüttungen, der Einräumung von Bezugsrechten oder 
einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln mit Ablauf des Han-
delstages, an dem die Aktien letztmalig einschließlich der vorgenann-
ten Rechte gehandelt werden, sofern die jeweiligen Regelungen des 
Ausführungsplatzes ein Erlöschen vorsehen. Bei Veränderung der 
Einzahlungsquote teileingezahlter Aktien oder des Nennwertes von 
Aktien und im Falle des Aktiensplittings erlöschen preislich limitierte 
Aufträge mit Ablauf des Handelstages vor dem Tag, an dem die Aktien 
mit erhöhter Einzahlungsquote bzw. mit dem veränderten Nennwert 
bzw. gesplittet notiert werden.

(2) Kursaussetzung
Wenn an einem inländischen Ausführungsplatz die Preisfeststellung 
wegen besonderer Umstände im Bereich des Emittenten unterbleibt 
(Kursaussetzung), erlöschen sämtliche an diesem Ausführungsplatz 
auszuführenden Kundenaufträge für die betreffenden Wertpapiere, 
sofern die Bedingungen des Ausführungsplatzes dies vorsehen. 

(3) Ausführung von Kundenaufträgen an ausländischen  
Ausführungsplätzen 
Bei der Ausführung von Kundenaufträgen an ausländischen Ausfüh-
rungsplätzen gelten insoweit die Usancen der ausländischen Ausfüh-
rungsplätze.

(4) Benachrichtigung
Von dem Erlöschen eines Kundenauftrags wird die Bank den Kunden 
unverzüglich benachrichtigen. 

9. Haftung der Bank bei Kommissionsgeschäften
Die Bank haftet für die ordnungsgemäße Erfüllung des Ausführungs-
geschäfts durch ihren Vertragspartner oder den Vertragspartner des 
Zwischenkommissionärs. Bis zum Abschluss eines Ausführungsge-
schäfts haftet die Bank bei der Beauftragung eines Zwischenkommis-
sionärs nur für dessen sorgfältige Auswahl und Unterweisung.

Erfüllung der Wertpapiergeschäfte 
10. Erfüllung im Inland als Regelfall

Die Bank erfüllt Wertpapiergeschäfte im Inland, soweit nicht die nach-
folgenden Bedingungen oder eine anderweitige Vereinbarung die An-
schaffung im Ausland vorsehen.

11. Anschaffung im Inland
Bei der Erfüllung im Inland verschafft die Bank dem Kunden, sofern 
die Wertpapiere zur Girosammelverwahrung bei der deutschen Wert-
papiersammelbank (Clearstream Banking AG) zugelassen sind, Mit-
eigentum an diesem Sammelbestand – Girosammel-Depotgutschrift 
– (GS-Gutschrift). Soweit Wertpapiere nicht zur Girosammelverwah-
rung zugelassen sind, wird dem Kunden Alleineigentum an Wertpapie-
ren verschafft. Diese Wertpapiere verwahrt die Bank für den Kunden 
gesondert von ihren eigenen Beständen und von denen Dritter (Streif-
bandverwahrung).
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des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels keine andere Weisung 
des Kunden erhalten hat, wird sie sämtliche zum Depotbestand des 
Kunden gehörenden inländischen Bezugsrechte bestens verkaufen; 
ausländische Bezugsrechte darf die Bank gemäß den im Ausland gel-
tenden Usancen bestens verwerten lassen.

(2) Options- und Wandlungsrechte
Über den Verfall von Rechten aus Optionsscheinen oder Wandlungs-
rechten aus Wandelschuldverschreibungen wird die Bank den Kunden 
mit der Bitte um Weisung benachrichtigen, wenn auf den Verfalltag in 
den »Wertpapier-Mitteilungen« hingewiesen worden ist.

16. Weitergabe von Nachrichten
Werden in den »Wertpapier-Mitteilungen« Informationen veröffent-
licht, die die Wertpapiere des Kunden betreffen, oder werden der Bank 
solche Informationen vom Emittenten oder von ihrem ausländischen 
Verwahrer/Zwischenverwahrer übermittelt, so wird die Bank dem Kun-
den diese Informationen zur Kenntnis geben, soweit sich diese auf 
die Rechtsposition des Kunden erheblich auswirken können und die 
Benachrichtigung des Kunden zur Wahrung seiner Interessen erfor-
derlich ist. So wird sie insbesondere Informationen über

 – gesetzliche Abfindungs- und Umtauschangebote,
 – freiwillige Kauf- und Umtauschangebote,
 – Sanierungsverfahren

zur Kenntnis geben. Eine Benachrichtigung kann unterbleiben, wenn 
die Information bei der Bank nicht rechtzeitig eingegangen ist oder 
die vom Kunden zu ergreifenden Maßnahmen wirtschaftlich nicht zu 
vertreten sind, weil die anfallenden Kosten in einem Missverhältnis zu 
den möglichen Ansprüchen des Kunden stehen.

17. Prüfungspflicht der Bank
Die Bank prüft anhand der Bekanntmachungen in den »Wertpapier-
Mitteilungen« einmalig bei der Einlieferung von Wertpapierurkunden, 
ob diese von Verlustmeldungen (Opposition), Zahlungssperren und 
dergleichen betroffen sind. Die Überprüfung auf Aufgebotsverfahren 
zur Kraftloserklärung von Wertpapierurkunden erfolgt auch nach Ein-
lieferung.

18. Umtausch sowie Ausbuchung und Vernichtung von 
Urkunden

(1) Urkundenumtausch
Die Bank darf ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden einer in 
den »Wertpapier-Mitteilungen« bekannt gemachten Aufforderung zur 
Einreichung von Wertpapierurkunden Folge leisten, wenn diese Ein-
reichung offensichtlich im Kundeninteresse liegt und damit auch keine 
Anlageentscheidung verbunden ist (wie z.B. nach der Fusion der Emit-
tentin mit einer anderen Gesellschaft oder bei inhaltlicher Unrichtigkeit 
der Wertpapierurkunden). Der Kunde wird hierüber unterrichtet.

(2) Ausbuchung und Vernichtung nach Verlust der  
Wertpapiereigenschaft
Verlieren die für den Kunden verwahrten Wertpapierurkunden ihre 
Wertpapiereigenschaft durch Erlöschen der darin verbrieften Rech-
te, so können sie zum Zwecke der Vernichtung aus dem Depot des 
Kunden ausgebucht werden. Im Inland verwahrte Urkunden werden 
soweit möglich dem Kunden auf Verlangen zur Verfügung gestellt. Der 
Kunde wird über die Ausbuchung, die Möglichkeit der Auslieferung 
und die mögliche Vernichtung unterrichtet. Erteilt er keine Weisung, so 
kann die Bank die Urkunden nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten 
nach Absendung der Mitteilung an den Kunden vernichten.

19. Haftung
(1) Inlandsverwahrung

Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Inland haftet die Bank für 
jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit dem Kunden eine 
GS-Gutschrift erteilt wird, haftet die Bank auch für die Erfüllung der 
Pflichten der Clearstream Banking AG.

(2) Auslandsverwahrung
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Ausland beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
des von ihr beauftragten ausländischen Verwahrers oder Zwischen-
verwahrers. Bei einer Zwischenverwahrung durch die Clearstream 
Banking AG oder einen anderen inländischen Zwischenverwahrer so-
wie einer Verwahrung durch eine eigene ausländische Geschäftsstelle 
haftet die Bank für deren Verschulden.

20. Sonstiges
(1) Auskunftsersuchen 

Ausländische Wertpapiere, die im Ausland angeschafft oder veräußert 
werden oder die ein Kunde von der Bank im Inland oder im Ausland 
verwahren lässt, unterliegen regelmäßig einer ausländischen Rechts-
ordnung. Rechte und Pflichten der Bank oder des Kunden bestimmen 
sich daher auch nach dieser Rechtsordnung, die auch die Offenlegung 
des Namens des Kunden vorsehen kann. Die Bank wird entsprechen-
de Auskünfte an ausländische Stellen erteilen, soweit sie hierzu ver-
pflichtet ist; sie wird den Kunden hierüber benachrichtigen. 

(2) Einlieferung/Überträge
Diese Sonderbedingungen gelten auch, wenn der Kunde der Bank 
in- oder ausländische Wertpapiere zur Verwahrung effektiv einliefert 
oder Depotguthaben von einem anderen Verwahrer übertragen lässt. 
Verlangt der Kunde die Verwahrung im Ausland, wird ihm eine WR-
Gutschrift nach Maßgabe dieser Sonderbedingungen erteilt.

12. Anschaffung im Ausland
(1) Anschaffungsvereinbarung

Die Bank schafft Wertpapiere im Ausland an, wenn
 – sie als Kommissionärin Kaufaufträge in in- oder ausländischen 

Wertpapieren im Ausland ausführt, oder
 – sie dem Kunden im Wege eines Festpreisgeschäftes ausländische 

Wertpapiere verkauft, die im Inland weder börslich noch außer-
börslich gehandelt werden oder

 – sie als Kommissionärin Kaufaufträge in ausländischen Wertpapie-
ren ausführt oder dem Kunden ausländische Wertpapiere im Wege 
eines Festpreisgeschäftes verkauft, die zwar im Inland börslich 
oder außerbörslich gehandelt, üblicherweise aber im Ausland an-
geschafft werden.

(2) Einschaltung von Zwischenverwahrern
Die Bank wird die im Ausland angeschafften Wertpapiere im Ausland 
verwahren lassen. Hiermit wird sie einen anderen in- oder ausländi-
schen Verwahrer (z.B. Clearstream Banking AG) beauftragen oder 
eine eigene ausländische Geschäftsstelle damit betrauen. Die Ver-
wahrung der Wertpapiere unterliegt den Rechtsvorschriften und Usan-
cen des Verwahrungsorts und den für den oder die ausländischen 
Verwahrer geltenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

(3) Gutschrift in Wertpapierrechnung
Die Bank wird sich nach pflichtgemäßem Ermessen unter Wahrung 
der Interessen des Kunden das Eigentum oder Miteigentum an den 
Wertpapieren oder eine andere im Lagerland übliche, gleichwertige 
Rechtsstellung verschaffen und diese Rechtsstellung treuhänderisch 
für den Kunden halten. Hierüber erteilt sie dem Kunden Gutschrift in 
Wertpapierrechnung (WR-Gutschrift) unter Angabe des ausländischen 
Staates, in dem sich die Wertpapiere befinden (Lagerland).

(4) Deckungsbestand
Die Bank braucht die Auslieferungsansprüche des Kunden aus der 
ihm erteilten WR-Gutschrift nur aus dem von ihr im Ausland unter-
haltenen Deckungsbestand zu erfüllen. Der Deckungsbestand besteht 
aus den im Lagerland für die Kunden und für die Bank verwahrten 
Wertpapieren derselben Gattung. Ein Kunde, dem eine WR-Gutschrift 
erteilt worden ist, trägt daher anteilig alle wirtschaftlichen und recht-
lichen Nachteile und Schäden, die den Deckungsbestand als Folge 
von höherer Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereignissen oder durch 
sonstige von der Bank nicht zu vertretende Zugriffe Dritter im Aus-
land oder im Zusammenhang mit Verfügungen von hoher Hand des 
In- oder Auslands treffen sollten.

(5) Behandlung der Gegenleistung
Hat ein Kunde nach Absatz 4 Nachteile und Schäden am Deckungs-
bestand zu tragen, so ist die Bank nicht verpflichtet, dem Kunden den 
Kaufpreis zurückzuerstatten.

Die Dienstleistungen im Rahmen der Verwahrung
13. Depotauszug

Die Bank erteilt mindestens einmal jährlich einen Depotauszug.
14. Einlösung von Wertpapieren/Bogenerneuerung
(1) Inlandsverwahrte Wertpapiere

Bei im Inland verwahrten Wertpapieren sorgt die Bank für die Einlö-
sung von Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheinen sowie von rückzahl-
baren Wertpapieren bei deren Fälligkeit. Der Gegenwert von Zins-, 
Gewinnanteil- und Ertragscheinen sowie von fälligen Wertpapieren je-
der Art wird unter dem Vorbehalt gutgeschrieben, dass die Bank den 
Betrag erhält, und zwar auch dann, wenn die Papiere bei der Bank 
selbst zahlbar sind. Die Bank besorgt neue Zins-, Gewinnanteil- und 
Ertragscheinbogen (Bogenerneuerung).

(2) Auslandsverwahrte Wertpapiere
Diese Pflichten obliegen bei im Ausland verwahrten Wertpapieren dem 
ausländischen Verwahrer.

(3) Auslosung und Kündigung von Schuldverschreibungen
Bei im Inland verwahrten Schuldverschreibungen überwacht die Bank 
den Zeitpunkt der Rückzahlung infolge Auslosung und Kündigung an-
hand der Veröffentlichungen in den »Wertpapier-Mitteilungen«. Bei 
einer Auslosung von im Ausland verwahrten rückzahlbaren Schuld-
verschreibungen, die anhand deren Urkundennummern erfolgt (Num-
mernauslosung), wird die Bank nach ihrer Wahl den Kunden für die 
ihm in Wertpapierrechnung gutgeschriebenen Wertpapiere entweder 
Urkundennummern für die Auslosungszwecke zuordnen oder in einer 
internen Auslosung die Aufteilung des auf den Deckungsbestand ent-
fallenden Betrages auf die Kunden vornehmen. Diese interne Auslo-
sung wird unter Aufsicht einer neutralen Prüfungsstelle vorgenommen; 
sie kann stattdessen unter Einsatz einer elektronischen Datenverar-
beitungsanlage durchgeführt werden, sofern eine neutrale Auslosung 
gewährleistet ist.

(4) Einlösung in fremder Währung
Werden Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheine sowie fällige Wertpa-
piere in ausländischer Währung oder Rechnungseinheiten eingelöst, 
wird die Bank den Einlösungsbetrag auf dem Konto des Kunden in 
dieser Währung gutschreiben, sofern der Kunde ein Konto in dieser 
Währung unterhält. Andernfalls wird sie dem Kunden hierüber eine 
Gutschrift in Euro erteilen, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.

15. Behandlung von Bezugsrechten/Optionsscheinen/
Wandelschuldverschrei bungen

(1) Bezugsrechte
Über die Einräumung von Bezugsrechten wird die Bank den Kunden 
benachrichtigen, wenn hierüber eine Bekanntmachung in den »Wert-
papier-Mitteilungen« erschienen ist. Soweit die Bank bis zum Ablauf 
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Nähere Angaben zur Bank sind im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ enthalten.

1 Allgemein
1.1 Wesentliche Merkmale der Überweisung  

einschließlich des Dauerauftrags 
Der Kunde kann die Bank beauftragen, durch eine Überweisung Geld-
beträge bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempfängers an den Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfängers zu übermitteln. Der Kunde 
kann die Bank auch beauftragen, jeweils zu einem bestimmten wieder-
kehrenden Termin einen gleich bleibenden Geldbetrag an das gleiche 
Konto des Zahlungsempfängers zu überweisen (Dauerauftrag). 

1.2 Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde folgende Kundenkennung des Zah-
lungsempfängers zu verwenden:

Zielgebiet Währung Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers

Inland Euro ● IBAN1

Grenzüberschreitend 
innerhalb des  
Europäischen  
Wirtschaftsraums2

Euro ● IBAN

Inland oder  
innerhalb des  
Europäischen 
Wirtschaftsraums

Andere  
Währung  
als Euro

● IBAN und BIC3

oder
● Kontonummer und BIC

Außerhalb des 
Europäischen  
Wirtschaftsraums

Euro 
oder andere 
Währung

● IBAN und BIC 
oder

● Kontonummer und BIC

Die für die Ausführung der Überweisung erforderlichen Angaben 
bestimmen sich nach Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1.

1.3 Erteilung des Überweisungsauftrags und  
Autorisierung 

(1) Der Kunde erteilt der Bank einen Überweisungsauftrag mittels 
eines von der Bank zugelassenen Formulars oder in der mit der 
Bank anderweitig vereinbarten Art und Weise (zum Beispiel per 
Online Banking) mit den erforderlichen Angaben gemäß Num-
mer 2.1 beziehungsweise Nummern 3.1.1 und 3.2.1.  
Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollständigkeit und Rich-
tigkeit der Angaben zu achten. Unleserliche, unvollständige 
oder fehlerhafte Angaben können zu Verzögerungen und zu 
Fehlleitungen von Überweisungen führen; daraus können 
Schäden für den Kunden entstehen. Bei unleserlichen, unvoll-
ständigen oder fehlerhaften Angaben kann die Bank die Aus-
führung ablehnen (siehe auch Nummer 1.7). Hält der Kunde 
bei der Ausführung der Überweisung besondere Eile für nötig, 
hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmä-
ßig erteilten Überweisungen muss dies außerhalb des Formu-
lars erfolgen, falls das Formular selbst keine entsprechende 
Angabe vorsieht.

(2) Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unter-
schrift oder in der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art 
und Weise (zum Beispiel per Online-Banking-PIN/TAN). In 
dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustim-
mung enthalten, dass die Bank die für die Ausführung der 
Überweisung notwendigen personenbezogenen Daten des 
Kunden abruft (aus ihrem Datenbestand), verarbeitet, über-
mittelt und speichert.  

(3) Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausführung eines 
einzelnen Überweisungsauftrags die maximale Ausführungs-
frist für diesen Zahlungsvorgang sowie die in Rechnung zu 
stellenden Entgelte und gegebenenfalls deren Aufschlüsse-
lung mit.

(4) Der Kunde ist berechtigt, für die Erteilung des Überweisungs-
auftrages an die Bank auch einen Zahlungsauslösedienst 
gemäß § 1 Absatz 33 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz zu nut-
zen, es sei denn, das Zahlungskonto des Kunden ist für ihn 
nicht online zugänglich.

1.4 Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank
(1) Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank 

zugeht. Das gilt auch, wenn der Überweisungsauftrag über 
einen Zahlungsauslösedienstleister erteilt wird. Der Zugang 
erfolgt durch den Eingang des Auftrags in den dafür vorge-
sehenen Empfangsvorrichtungen der Bank (zum Beispiel 
mit Abgabe in den Geschäftsräumen oder Eingang auf dem 
Online-Banking-Server der Bank).

(2) Fällt der Zeitpunkt des Eingangs des Überweisungsauftrags 
nach Absatz 1 Satz 3 nicht auf einen Geschäftstag der Bank 
gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“, so gilt der Über-
weisungsauftrag erst am darauf folgenden Geschäftstag als 
zugegangen.

(3) Geht der Überweisungsauftrag nach dem an der Empfangs-
vorrichtung der Bank oder im „Preis- und Leistungsver-
zeichnis“ angegebenen Annahmezeitpunkt ein, so gilt der 
Überweisungsauftrag im Hinblick auf die Bestimmung der 
Ausführungsfrist (siehe Nummer 2.2.2) erst als am darauf fol-
genden Geschäftstag zugegangen.

1.5 Widerruf des Überweisungsauftrags 
(1) Bis zum Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank 

(siehe Nummer 1.4 Absätze 1 und 2) kann der Kunde die-
sen durch Erklärung gegenüber der Bank widerrufen. Nach 
dem Zugang des Überweisungsauftrags ist vorbehaltlich der 
Absätze 2 und 3 ein Widerruf nicht mehr möglich. Nutzt der 
Kunde für die Erteilung seines Überweisungsauftrags einen 
Zahlungsauslösedienstleister, so kann er den Überweisungs-
auftrag abweichend von Satz 1 nicht mehr gegenüber der 
Bank widerrufen, nachdem er dem Zahlungsauslösedienstlei-
ster die Zustimmung zur Auslösung der Überweisung erteilt 
hat. 

(2) Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin für die Aus-
führung der Überweisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 
Absatz 2), kann der Kunde die Überweisung beziehungs-
weise den Dauerauftrag (siehe Nummer 1.1) bis zum Ende 
des vor dem vereinbarten Tag liegenden Geschäftstags der 
Bank widerrufen. Die Geschäftstage der Bank ergeben sich 
aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. Nach dem recht-
zeitigen Zugang des Widerrufs eines Dauerauftrags bei der 
Bank werden keine weiteren Überweisungen mehr aufgrund 
des bisherigen Dauerauftrags ausgeführt.

(3) Nach den in Absätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann 
der Überweisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn 
Kunde und Bank dies vereinbart haben. Die Vereinbarung 
wird wirksam, wenn es der Bank gelingt, die Ausführung zu 
verhindern oder den Überweisungsbetrag zurück zu erlangen. 
Nutzt der Kunde für die Erteilung seines Überweisungsauf-
trags einen Zahlungsauslösedienstleister, bedarf es ergän-
zend der Zustimmung des Zahlungsauslösedienstleisters und 

Bedingungen für den Überweisungsverkehr
Für die Ausführung von Überweisungsaufträgen von Kunden gelten die folgenden Bedingungen.

1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
2 EWR = Europäischer Wirtschaftsraum. Hierzu gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, 
Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Zypern und die Länder Island, Liechtenstein und Norwegen.
3 Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungscode).
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der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg 
vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angebo-
ten werden. Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur 
wirksam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die 
Änderung eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinaus-
gehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, kann die Bank mit dem 
Kunden nur ausdrücklich treffen.
Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag 
(Girovertrag) richtet sich nach Nummer 12 Absatz 5 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen.

1.10.2  Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind
Bei Entgelten und deren Änderung für Überweisungen von Kunden, 
die keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Num-
mer 12 Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.11 Wechselkurs 
Erteilt der Kunde einen Überweisungsauftrag in einer anderen Wäh-
rung als der Kontowährung, wird das Konto gleichwohl in der Kon-
towährung belastet. Die Bestimmung des Wechselkurses bei solchen 
Überweisungen ergibt sich aus der Umrechnungsregelung im „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“.
Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung genannten Refe-
renzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrich-
tigung des Kunden wirksam. Der Referenzwechselkurs wird von der 
Bank zugänglich gemacht oder stammt aus einer öffentlich zugängli-
chen Quelle.

1.12 Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht
Der Kunde hat die Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht 
zu beachten.

2 Überweisungen innerhalb 
Deutschlands und in andere Staaten 
des Europäischen Wirtschaftsraums4 
(EWR) in Euro oder in anderen  
EWR-Währungen5 

2.1 Erforderliche Angaben 
Der Kunde muss im Überweisungsauftrag folgende Angaben machen:

 – Name des Zahlungsempfängers,
 – Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 

1.2), ist bei Überweisungen in anderen EWR-Währungen 
als Euro der BIC unbekannt, ist stattdessen der vollständige 
Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zah-
lungsempfängers anzugeben,

 – Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
 – Betrag,
 – Name des Kunden,
 – IBAN des Kunden,
 – und bei grenzüberschreitenden Überweisungen die Entgelt-

weisung „Entgeltteilung“ zwischen Kunde und Zahlungsemp-
fänger.

2.2 Maximale Ausführungsfrist 
2.2.1 Fristlänge
Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Überweisungsbe-
trag spätestens innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
angegebenen Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers eingeht. 

2.2.2 Beginn der Ausführungsfrist 
(1) Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs 

des Überweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe 
Nummer 1.4).

(2) Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausführung der 
Überweisung an einem bestimmten Tag oder am Ende eines 
bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde 
der Bank den zur Ausführung erforderlichen Geldbetrag in der 
Auftragswährung zur Verfügung gestellt hat, beginnen soll, 
so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig verein-
barte Termin für den Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich. 
Fällt der vereinbarte Termin nicht auf einen Geschäftstag der 

4 Siehe Fußnote 2.
5 Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone, Schwei-
zer Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.

des Zahlungsempfängers. Für die Bearbeitung eines solchen 
Widerrufs des Kunden berechnet die Bank das im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.  

1.6 Ausführung des Überweisungsauftrags
(1) Die Bank führt den Überweisungsauftrag des Kunden aus, 

wenn die zur Ausführung erforderlichen Angaben (siehe Num-
mern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise 
(siehe Nummer 1.3 Absatz 1) vorliegen, dieser vom Kunden 
autorisiert ist (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) und ein zur Aus-
führung der Überweisung ausreichendes Guthaben in der 
Auftragswährung vorhanden oder ein ausreichender Kredit 
eingeräumt ist (Ausführungsbedingungen). 

(2) Die Bank und die weiteren an der Ausführung der Überwei-
sung beteiligten Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die 
Überweisung ausschließlich anhand der vom Kunden ange-
gebenen Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe 
Nummer 1.2) auszuführen. 

(3) Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monat-
lich über die Ausführung von Überweisungen auf dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg. Mit Kunden, die keine 
Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche 
Folge der Unterrichtung gesondert vereinbart werden. 

1.7 Ablehnung der Ausführung 
(1) Sind die Ausführungsbedingungen (siehe Nummer 1.6 

Absatz 1) nicht erfüllt, kann die Bank die Ausführung des 
Überweisungsauftrags ablehnen. Hierüber wird die Bank den 
Kunden unverzüglich, auf jeden Fall aber innerhalb der in 
Nummer 2.2.1 beziehungsweise 3.1.2 und 3.2.2 vereinbarten 
Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem für Kontoinforma-
tionen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, 
soweit möglich, die Gründe der Ablehnung sowie die Möglich-
keiten angeben, wie Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, 
berichtigt werden können.

(2) Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung für die 
Bank erkennbar keinem Zahlungsempfänger, keinem Zah-
lungskonto oder keinem Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfängers zuzuordnen, wird die Bank dem Kunden hierüber 
unverzüglich eine Information zur Verfügung stellen und ihm 
gegebenenfalls den Überweisungsbetrag wieder herausge-
ben. 

(3) Für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autori-
sierten Überweisungsauftrags berechnet die Bank das im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

1.8 Übermittlung der Überweisungsdaten
Im Rahmen der Ausführung der Überweisung übermittelt die Bank die 
in der Überweisung enthaltenen Daten (Überweisungsdaten) unmit-
telbar oder unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers. Der Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfängers kann dem Zahlungsempfänger die 
Überweisungsdaten, zu denen auch die IBAN des Zahlers gehört, 
ganz oder teilweise zur Verfügung stellen.
Bei grenzüberschreitenden Überweisungen und bei Eilüberweisungen 
im Inland können die Überweisungsdaten auch über das Nachrich-
tenübermittlungssystem Society for Worldwide Interbank Financial 
Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers weitergeleitet werden. Aus 
Gründen der Systemsicherheit speichert SWIFT die Überweisungs-
daten vorübergehend in seinen Rechenzentren in der Europäischen 
Union, in der Schweiz und in den USA.

1.9 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft  
ausgeführter Überweisungen 

Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht 
autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisungsauftrags zu 
unter richten. Dies gilt auch im Fall der Beteiligung eines Zahlungsaus-
lösedienstleisters.

1.10 Entgelte und deren Änderung
1.10.1 Entgelte für Verbraucher
Die Entgelte im Überweisungsverkehr ergeben sich aus dem „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“.
Änderungen der Entgelte im Überweisungsverkehr werden dem Kun-
den spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwer-
dens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen 
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Bank, so beginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden 
Geschäftstag. Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus 
dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“.

(3) Bei Überweisungsaufträgen in einer vom Konto des Kunden 
abweichenden Währung beginnt die Ausführungsfrist erst an 
dem Tag, an dem der Überweisungsbetrag in der Auftrags-
währung vorliegt.

2.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatz-
ansprüche des Kunden 

2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
Im Fall einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 
Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf 
Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden 
den Überweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem 
Konto des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den 
Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung mit der nicht 
autorisierten Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist 
spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der 
Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist oder 
die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank 
einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass 
ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitge-
teilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen 
und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde 
die Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, 
so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.

2.3.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäte-
ter Ausführung einer autorisierten Überweisung

(1) Im Fall einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung 
einer autorisierten Überweisung kann der Kunde von der 
Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Über-
weisungsbetrages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht 
erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto 
des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den 
Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder feh-
lerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird 
eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslöse-
dienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 
1 und 2 die Bank. Soweit vom Überweisungsbetrag von der 
Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen 
worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zah-
lungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag. 

(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die 
Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlan-
gen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten 
oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung 
gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3) Im Fall einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Über-
weisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank 
vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, 
die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto 
des Zahlungsempfängers so vorzunehmen, als sei die Über-
weisung ordnungsgemäß ausgeführt worden. Die Pflicht aus 
Satz 1 gilt auch, wenn die Überweisung vom Kunden über 
einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst wird. Weist die 
Bank nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, 
entfällt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn 
der Kunde kein Verbraucher ist. 

(4) Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, 
wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvor-
gang nachvollziehen und den Kunden über das Ergebnis 
unterrichten.

2.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung 

einer autorisierten Überweisung oder bei einer nicht auto-
risierten Überweisung kann der Kunde von der Bank einen 
Schaden, der nicht bereits von den Nummern 2.3.1 und 2.3.2 
erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hier-
bei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle 
zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei 
denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischenge-
schalteten Stelle liegt, die der Kunde vorgegeben hat. Hat der 
Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung 
eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grund-
sätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und 
Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. 
Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht

• für nicht autorisierte Überweisungen,
• bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank, 
• für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, 

und
• für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist. 

2.3.4 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.3.2 und in Nummer 
2.3.3 haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolg-
ten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung 
oder bei einer nicht autorisierten Überweisung neben etwaigen Her-
ausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich 
Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
 – Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde 

durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

 – Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unter-
weisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergelei-
teter Auftrag).

 – Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Höhe nach auf 
den Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Bank in Rech-
nung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich 
hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, 
ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je Überweisung 
begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht für 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefah-
ren, die die Bank  besonders übernommen hat, sowie für nicht 
autorisierte Überweisungen.

2.3.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1) Eine Haftung der Bank nach Nummern 2.3.2 bis 2.3.4 ist in 

folgenden Fällen ausgeschlossen:
• Die Bank weist  gegenüber dem Kunden nach, dass der 

Überweisungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen 
ist.

• Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom 
Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausgeführt. 
In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch 
verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlan-
gen. Ist die Wiedererlangung des Überweisungsbetrags 
nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kunden 
auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen 
mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsächlichen 
Empfänger der Überweisung einen Anspruch auf Erstat-
tung des Überweisungsbetrags geltend machen kann. 
Für die Tätigkeiten der Bank nach den Sätzen 2 und 3 die-
ses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(2) Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.3.1 bis 2.3.4 und 
Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht 
oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund 
nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn 
der Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem 
Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft 
ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf 
der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über die 
Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb 
eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; 
anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung 
maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach Nummer 2.3.3 
kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend 
machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung die-
ser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, 
wenn der Kunde die Überweisung über einen Zahlungsauslö-
sedienstleister auslöst.

(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen 
Anspruch begründenden Umstände

• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 
beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat und dessen 
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hät-
ten vermieden werden können, oder

• von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung 
herbeigeführt wurden.
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3 Überweisungen innerhalb 

Deutschlands und in andere Staaten 
des Europäischen Wirtschaftsraums 
(EWR)6 in Währungen eines 
Staates außerhalb des EWR 
(Drittstaatenwährung)7 sowie  
Überweisungen in Staaten außerhalb 
des EWR (Drittstaaten)8 

3.1 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in 
andere Staaten des Europäischen Wirtschafts-
raums (EWR) in Währungen eines Staates außer-
halb des EWR (Drittstaatenwährung)

3.1.1  Erforderliche Angaben
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Anga-
ben machen:

 – Name des Zahlungsempfängers,
 – Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 

1.2); ist bei grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC 
unbekannt, ist stattdessen der vollständige Name und die 
Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfän-
gers anzugeben,

 – Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
 – Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
 – Betrag,
 – Name des Kunden,
 – Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.1.2  Ausführungsfrist
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt. 

3.1.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprü-
che des Kunden

3.1.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
Im Fall einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 
Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf 
Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den 
Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des 
Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu 
bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autori-
sierte Überweisung befunden hätte. 
Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags 
gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag 
folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung nicht 
autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten 
hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den 
Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schrift-
lich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu 
prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. 
Wurde die Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleis ter aus-
gelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.

3.1.3.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäte-
ter Ausführung einer autorisierten Überweisung 

(1) Im Fall einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung 
einer autorisierten Überweisung kann der Kunde von der 
Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Über-
weisungsbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht 
erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto 
des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den 
Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder feh-
lerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird 
eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslöse-
dienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 
1 und 2 die Bank. Soweit vom Überweisungsbetrag von der 
Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen 
worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zah-
lungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag. 

(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die 
Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlan-
gen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten 
oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung 
gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3) Im Fall einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Über-
weisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank 
vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, 
die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto 
des Zahlungsempfängers so vorzunehmen, als sei die Über-
weisung ordnungsgemäß ausgeführt worden. Die Pflicht aus 
Satz 1 gilt auch, wenn die Überweisung vom Kunden über 
einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst wird. Weist die 
Bank nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, 
entfällt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn 
der Kunde kein Verbraucher ist.

(4) Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, 
wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvor-
gang nachvollziehen und den Kunden über das Ergebnis 
unterrichten.

3.1.3.3  Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung 

einer autorisierten Überweisung oder bei einer nicht auto-
risierten Überweisung kann der Kunde von der Bank einen 
Schaden, der nicht bereits von Nummern 3.1.3.1 und 3.1.3.2 
erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hier-
bei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle 
zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei 
denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischenge-
schalteten Stelle liegt, die der Kunde vorgegeben hat. Hat der 
Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung 
eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grund-
sätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und 
Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. 
Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht

 – für nicht autorisierte Überweisungen,
 –  bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank, 
 –  für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, 

und
 –  für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

3.1.3.4  Sonderregelung für die außerhalb des EWR getätigten 
Bestandteile der Überweisung 

Für die außerhalb des EWR getätigten Bestandteile der Überweisung 
bestehen abweichend von den Ansprüchen in Nummern 3.1.3.2 und 
3.1.3.3 bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten 
autorisierten Überweisung neben etwaigen Herausgabeansprüchen 
nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprü-
che nach Maßgabe folgender Regelungen:
 – Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde 

durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

 – Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unter-
weisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergelei-
teter Auftrag).

 – Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Über-
weisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, 
die die Bank besonders übernommen hat.

3.1.3.5 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 
haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, 
fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung 
oder bei einer nicht autorisierten Überweisung neben etwaigen Her-
ausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich 
Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
 –  Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde 

durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

 – Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unter-

6 EWR = Europäischer Wirtschaftsraum. Hierzu gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, 
Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Zypern und die Länder Island, Liechtenstein und Norwegen.
7 Z. B. US-Dollar
8 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums derzeit: siehe Fußnote 6).
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weisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergelei-
teter Auftrag).

 – Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Höhe nach 
auf den Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Bank in 
Rechnung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es 
sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden han-
delt, ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je Überwei-
sung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht 
für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefah-
ren, die die Bank besonders übernommen hat, sowie für nicht 
autorisierte Überweisungen.

3.1.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1) Eine Haftung der Bank nach Nummern 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist 

in folgenden Fällen ausgeschlossen:
 – Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der 

Überweisungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.

 – Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom 
Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In 
diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlan-
gen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum 
bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die 
Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nach Satz 2 
nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kunden 
auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen 
mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsächlichen 
Empfänger der Überweisung einen Anspruch auf Erstat-
tung des Überweisungsbetrags geltend machen kann. 
Für die Tätigkeiten nach den Sätzen 2 bis 3 dieses Unter-
punkts berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(2) Ansprüche des Kunden nach Nummern 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 
und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund 
nicht oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder auf-
grund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlos-
sen, wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate 
nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder 
fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. 
Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden 
über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend 
dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens 
innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unter-
richtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der 
Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach 
Nummer 3.1.3.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist 
in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der 
Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gel-
ten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über einen 
Zahlungsauslösedienstleister auslöst. 

(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen 
Anspruch begründenden Umstände

 – auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereig-
nis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat und 
dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt 
nicht hätten vermieden werden können, oder

 – von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung 
herbeigeführt wurden.

3.2 Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR 
(Drittstaaten)9

3.2.1 Erforderliche Angaben
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Anga-
ben machen:
 –  Name des Zahlungsempfängers,
 –  Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 

1.2); ist bei grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC 
unbekannt, ist stattdessen der vollständige Name und die 
Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfän-
gers anzugeben,

 – Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
 –  Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
 –  Betrag,
 – Name des Kunden,
 – Kontonummer und Bankleitzahl  oder IBAN des Kunden.

3.2.2  Ausführungsfrist
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.

3.2.3 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden 

3.2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
(1) Im Fall einer nicht autorisierten Überweisung (siehe oben 

Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden kei-
nen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist ver-
pflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, 
sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden 
ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es 
sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überwei-
sung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis 
zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der 
Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert 
ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten 
hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte 
Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten 
des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre 
Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfül-
len, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die 
Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister ausge-
löst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.

(2) Bei sonstigen Schäden, die aus einer nicht autorisierten Über-
weisung resultieren, haftet die Bank für eigenes Verschulden. 
Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Ent-
stehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach 
den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang 
Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

3.2.3.2 Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter 
Ausführung einer autorisierten Überweisung

Bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten 
autorisierten Überweisung hat der Kunde neben etwaigen Heraus-
gabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB Schadenser-
satzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
 – Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde 

durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

 – Für das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet 
die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung 
der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der 
ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

 – Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Über-
weisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, 
die die Bank besonders übernommen hat. 

3.2.3.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1) Eine Haftung der Bank nach Nummer 3.2.3.2 ist in folgenden 

Fällen ausgeschlossen:
 – Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der 

Überweisungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.

 – Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom 
Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In 
diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlan-
gen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum 
bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Für die 
Tätigkeiten der Bank nach Satz 2 dieses Unterpunkts 
berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ ausgewiesene Entgelt.

(2) Ansprüche des Kunden nach Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 
und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund 
nicht oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder auf-
grund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlos-
sen, wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate 
nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder 
fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. 
Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden 
über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend 
dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens 
innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unter-
richtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der 
Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche kann 

9 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums derzeit: siehe Fußnote 6).
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der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend 
machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung die-
ser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, 
wenn der Kunde die Überweisung über einen Zahlungsauslö-
sedienstleister auslöst.

(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen 
Anspruch begründenden Umstände

• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 
beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat und dessen 
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hät-
ten vermieden werden können, oder

• von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung 
herbeigeführt wurden.

Anlage 1:   Verzeichnis der Kurzformen für Zielland und Währung

Zielland Kurzform Währung Kurzform
Belgien BE Euro EUR
Bulgarien BG Bulgarischer Lew BGN
Dänemark DK Dänische Krone DKK
Estland EE Euro EUR
Finnland FI Euro EUR
Frankreich FR Euro EUR
Griechenland GR Euro EUR
Irland IE Euro EUR
Island IS Isländische Krone ISK
Italien IT Euro EUR
Japan JP Japanischer Yen JPY
Kanada CA Kanadischer Dollar CAD
Kroatien HR Euro EUR
Lettland LV Euro EUR
Liechtenstein LI Schweizer Franken* CHF
Litauen LT Euro EUR
Luxemburg LU Euro EUR
Malta MT Euro EUR
Niederlande NL Euro EUR
Norwegen NO Norwegische Krone NOK
Österreich AT Euro EUR
Polen PL Polnischer Zloty PLN
Portugal PT Euro EUR
Rumänien RO Rumänischer Leu RON
Russische Föderation RU Russischer Rubel RUB
Schweden SE Schwedische Krone SEK
Schweiz CH Schweizer Franken CHF
Slowakei SK Euro  EUR
Slowenien SI Euro EUR
Spanien ES Euro EUR
Tschechische Republik CZ Tschechische Krone CZK
Türkei TR Türkische Lira TRY
Ungarn HU Ungarischer Forint HUF
USA US US-Dollar USD
Vereinigtes Königreich von Großbritannien  GB Britische Pfund Sterling GBP
und Nordirland                                                                                                                              
Zypern CY Euro EUR

*Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein
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Bedingungen für den Scheckverkehr

1. Scheckvordrucke

Die Bank gibt an den Kunden Scheckvordrucke zur Teilnahme am
Scheckverkehr aus. Für den Scheckverkehr dürfen nur die vom be-
zogenen Institut zugelassenen Scheckvordrucke verwendet werden.

2. Sorgfaltspflichten
Scheckvordrucke und Schecks sind mit besonderer Sorgfalt auf-
zubewahren. Das Abhandenkommen von Scheckvordrucken und
Schecks ist der Bank, möglichst der kontoführenden Stelle, unver-
züglich mitzuteilen.

Die Scheckvordrucke sind deutlich lesbar auszufüllen. Der Scheck-
betrag ist in Ziffern und in Buchstaben unter Angabe der Währung
so einzusetzen, dass nichts hinzugeschrieben werden kann. Hat
sich der Kunde beim Ausstellen eines Schecks verschrieben oder ist
der Scheck auf andere Weise unbrauchbar geworden, so ist er zu
vernichten.
Bei Beendigung des Scheckvertrages sind nicht benutzte Vordrucke
unverzüglich entweder an die Bank zurückzugeben oder entwertet
zurückzusenden.

3. Haftung von Kunde und Bank
Die Bank haftet für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem
Scheckvertrag. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten, ins-
besondere durch eine Verletzung seiner Sorgfaltspflichten, zur Ent-
stehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den
Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und
Kunde den Schaden zu tragen haben.

Löst die Bank Schecks ein, die dem Kunden nach der Ausstellung
abhanden gekommen sind, so kann sie das Konto des Kunden nur
belasten, wenn sie bei der Einlösung nicht grob fahrlässig gehandelt
hat.

4. Verhalten der Bank bei mangelnder Kontodeckung
Die Bank ist berechtigt, Schecks auch bei mangelndem Guthaben
oder über einen zuvor für das Konto eingeräumten Kredit hinaus ein-
zulösen. Die Buchung solcher Verfügungen auf dem Konto führt zu
einer geduldeten Kontoüberziehung. Die Bank ist berechtigt, in die-
sem Fall den höheren Zinssatz für geduldete Kontoüberziehungen
zu verlangen.

5. Scheckwiderruf
Der Scheck kann widerrufen werden, solange er von der Bank nicht
eingelöst ist. Der Widerruf kann nur beachtet werden, wenn er der
Bank so rechtzeitig zugeht, dass seine Berücksichtigung im Rahmen
des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes möglich ist.

6. Zusätzliche Regelungen für Orderschecks
Der Aussteller von Orderschecks steht allen Kreditinstituten, die am
Einzug der von ihm begebenen Orderschecks beteiligt sind, für
deren Bezahlung ein. Jedes dieser Kreditinstitute kann gegen
Vorlage der innerhalb der Vorlegungsfrist vorgelegten und nicht
bezahlten Schecks Zahlung vom Aussteller verlangen. Die vor-
stehenden Bestimmungen gelten auch für nach Beendigung des
Scheckvertrages ausgestellte Orderschecks.

Bedingungen für den Scheckverkehr

MLP Banking AG nachfolgend als „Bank“ bezeichnet
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2.1.2 Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN1 und bei 
grenzüberschreitenden Zahlungen außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums2 zusätzlich den BIC3 der Bank als seine Kunden-
kennung gegenüber dem Zahlungsempfänger zu verwenden, da die 
Bank berechtigt ist, die Zahlung aufgrund der SEPA-Basislastschrift 
ausschließlich auf Grundlage der ihr übermittelten Kundenkennung 
auszuführen. Die Bank und die weiteren beteiligten Stellen führen 
die Zahlung an den Zahlungsempfänger anhand der im Lastschrift-
datensatz vom Zahlungs empfänger als dessen Kundenkennung 
angegebenen IBAN und bei grenzüberschreitenden Zahlungen 
außerhalb des EWR zusätzlich angegebenen BIC aus.

2.1.3 Übermittlung von Lastschriftdaten
Bei SEPA-Basislastschriften können die Lastschriftdaten auch über 
das Nachrichten über mittlungssystem der Society for Worldwide Inter-
bank Financial Tele communication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und 
Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den 
USA weitergeleitet werden.

2.2 SEPA-Lastschriftmandat
2.2.1 Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats 

(SEPA Direct Debit Mandate)
Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Lastschriftman-
dat. Damit auto risiert er gegenüber seiner Bank die Ein lö sung von 
SEPA-Basislastschriften des Zahlungsempfängers. Das Mandat ist 
schriftlich oder in der mit seiner Bank verein barten Art und Weise zu 
erteilen. In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustim-
mung enthalten, dass die am Lastschrifteinzug beteiligten Zahlungs-
dienstleister und etwaige zwischengeschaltete Stellen die für die 
Ausführung der Lastschrift notwendigen personenbezogenen Daten 
des Kunden abrufen, verarbeiten, übermitteln und speichern. 
In dem SEPA-Lastschriftmandat müssen die folgenden Erklärungen 
des Kunden ent halten sein:
–  Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom Konto

des Kunden mittels SEPA-Basislastschrift einzuziehen, und
–  Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto 

gezogenen SEPA-Basislastschriften einzulösen.
Das SEPA-Lastschriftmandat muss folgende Autorisierungsdaten  
ent halten:
–  Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
– 	eine	Gläubigeridentifikationsnummer,
–  Kennzeichnung als einmalige oder wiederkehrende Zahlung,
–  Name des Kunden (sofern verfügbar),
–  Bezeichnung der Bank des Kunden und
–  seine Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2).
Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat 
zusätzliche Angaben enthalten.

2.2.2 Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat
Hat der Kunde dem Zahlungsempfänger eine Einzugsermächtigung 
erteilt, mit der er den Zahlungsempfänger ermächtigt, Zahlungen von 

Bedingungen für Zahlungen mittels
Lastschrift im SEPA-Basislastschriftverfahren
Für Zahlungen des Kunden an Zahlungsempfänger mittels SEPA-Basislastschrift über sein Konto bei der Bank gelten folgende Bedin-
gungen.

Nähere Angaben zur Bank sind im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ enthalten.

1 Allgemein
1.1 Begriffsbestimmung
Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zahlungs-
vorgang zu Lasten des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe des 
jeweiligen Zahlungsbetrags vom Zahlungs empfänger angegeben wird.

1.2 Entgelte und deren Änderungen 
1.2.1 Entgelte für Verbraucher 
Die Entgelte im Lastschriftverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungs verzeich nis“.
Änderungen der Entgelte im Lastschriftverkehr werden dem Kunden 
spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens 
in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg ver-
einbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten 
werden. Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirk-
sam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die 
Änderung eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinaus-
gehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, kann die Bank mit dem 
Kunden	nur	ausdrücklich	treffen.
Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag 
(Girovertrag) richtet sich nach Nummer 12 Absatz 5 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen.

1.2.2 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind
Für Entgelte und deren Änderung für Zahlungen von Kunden, die 
keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Num-
mer 12 Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

2 SEPA-Basislastschrift
2.1 Allgemein
2.1.1 Wesentliche Merkmale des 

SEPA-Basislastschriftverfahrens
Mit dem SEPA-Basislastschriftverfahren kann der Kunde über die 
Bank an den Zah lungsempfänger Zahlungen in Euro innerhalb des 
Gebiets des einheitlichen Euro-Zah lungsverkehrsraums („Single Euro 
Payments Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die im Anhang 
genannten Staaten und Gebiete.
Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Basislastschriften muss
–  der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister das

SEPA-Basis last schrift verfahren nutzen und
–  der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger

das SEPA-Last schriftman dat erteilen.
Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem 
er über seinen Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschriften vorlegt.
Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-
Basislastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt 
der Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Bank die Erstat-
tung des belasteten Lastschriftbetrags ver langen.

1International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
2Mitgliedsstaaten siehe Anhang.
3Bank	Identifier	Code	(Bank-Identifizierungscode).
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seinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen, weist er zugleich damit 
die Bank an, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto gezogenen 
Lastschriften einzulösen. Mit der Einzugsermächtigung autorisiert 
der Kunde gegenüber seiner Bank die Einlösung von Lastschriften 
des Zahlungsempfängers. Diese Einzugsermächtigung gilt als SEPA-
Lastschriftmandat.  Sätze 1 bis 3 gelten auch für vom Kunden vor dem 
Inkrafttreten dieser Bedingungen erteilte Einzugsermächtigungen.
Die Einzugsermächtigung muss folgende Autorisierungsdaten enthal-
ten:
 –  Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
 –  Name des Kunden,
 –  Kundenkennung nach Nummer 2.1.2 oder Kontonummer und 

Bankleitzahl des Kunden.
Über die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugsermächtigung 
zusätzliche Angaben enthalten.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats
Das SEPA-Lastschriftmandat kann vom Kunden durch Erklärung 
gegenüber dem Zahlungsempfänger oder seiner Bank – möglichst 
schriftlich – mit der Folge widerrufen werden, dass nachfolgende Zah-
lungsvorgänge nicht mehr autorisiert sind.
Erfolgt der Widerruf gegenüber der Bank, wird dieser ab dem auf den 
Eingang des Widerrufs folgenden Geschäftstag gemäß „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ wirksam. Zusätzlich sollte dieser auch gegen-
über dem Zahlungsempfänger erklärt werden, damit dieser keine wei-
teren Lastschriften einzieht.

2.2.4 Begrenzung und Nichtzulassung von SEPA-Basislast-
schriften

Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, Zahlun-
gen aus SEPA-Basislast schriften zu begrenzen oder nicht zuzulas-
sen. Diese Weisung muss der Bank bis spätestens zum Ende des 
Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungs verzeichnis“ vor dem im 
Datensatz der Lastschrift angegebenen Fälligkeits tag zugehen. Diese 
Weisung sollte möglichst schrift lich und möglichst gegenüber der kon-
toführenden Stelle der Bank erfolgen. Zusätzlich sollte diese auch 
gegenüber dem Zahlungs empfänger erklärt werden.

2.3 Einzug der SEPA-Basislastschrift auf  
Grundlage des SEPA-Lastschriftmandats  
durch den Zahlungsempfänger

(1) Das vom Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt 
beim Zahlungs empfän ger. Dieser über nimmt die Autorisierungs-
daten und setzt etwaige zusätzliche Angaben in den Datensatz 
zur Einziehung von SEPA-Basislastschriften. Der jeweilige Last-
schriftbetrag wird vom Zahlungsempfänger angegeben.

(2) Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz 
zur Einziehung der SEPA-Basislastschrift unter Einschaltung 
seines Zahlungsdienstleisters an die Bank als Zahlstelle. Die-
ser Datensatz verkörpert auch die Weisung des Kunden an die 
Bank zur Einlösung der jeweiligen SEPA-Basislastschrift (siehe 
Nummer 2.2.1 Sätze 2 und 4 beziehungsweise Nummer 2.2.2 
Satz 2). Für den Zugang dieser Weisung verzichtet die Bank 
auf die für die Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats verein-
barte Form (siehe Nummer 2.2.1 Satz 3). 

2.4 Zahlungsvorgang aufgrund der  
SEPA-Basislastschrift

2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem  
Lastschriftbetrag

(1) Eingehende SEPA-Basislastschriften des Zahlungsempfän-
gers werden am im Daten satz angegebenen Fälligkeitstag mit 
dem vom Zahlungsempfänger angegebenen Last schriftbetrag 
dem Konto des Kunden belastet. Fällt der Fälligkeitstag nicht 
auf einen im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesenen 
Geschäftstag der Bank, erfolgt die Konto belastung am näch-
sten Geschäftstag.

(2) Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am 
zweiten Bankarbeitstag4 nach ihrer Vornahme rückgängig 
gemacht (siehe Nummer 2.4.2), wenn
• der Bank ein Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats gemäß 

Nummer 2.2.3 zuge gangen ist,
• der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift aus-

reichendes Guthaben auf sei nem Konto oder über keinen 
ausreichenden Kredit verfügt (fehlende Kontodeckung); 
Teileinlösungen nimmt die Bank nicht vor,

• die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zah-
lungspflichtigen	 keinem	 Konto	 des	 Kunden	 bei	 der	 Bank	
zuzuordnen ist, oder

• die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im 
Lastschriftdatensatz
-	 eine	 Gläubigeridentifikationsnummer	 fehlt	 oder	 für	 die	

Bank erkennbar fehler haft ist,
- eine Mandatsreferenz fehlt,
- ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder
- kein Fälligkeitstag angegeben ist.

(3) Darüber hinaus erfolgt eine Kontobelastung nicht oder wird 
spätestens am zweiten Bankarbeitstag nach ihrer Vornahme 
rückgängig gemacht (siehe Nummer 2.4.2), wenn dieser SEPA-
Basislastschrift eine gesonderte Weisung des Kunden nach 
Nummer 2.2.4 entgegensteht. 

2.4.2 Einlösung von SEPA-Basislastschriften
SEPA-Basislastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung 
auf dem Konto des Kunden nicht spätestens am zweiten Bankarbeits-
tag nach ihrer Vornahme rückgängig ge macht wird.

2.4.3 Unterrichtung über die Nichtausführung oder  
Rückgängigmachung der Belastungsbuchung oder  
Ablehnung der Einlösung

Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belastungs-
buchung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der 
Einlösung einer SEPA-Basis lastschrift (siehe Nummer 2.4.2) wird die 
Bank den Kunden unverzüglich, spätestens bis zu der ge mäß Num-
mer 2.4.4 vereinbarten Frist unterrichten. Dies kann auch auf dem 
für Konto informationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die 
Bank, soweit möglich, die Gründe sowie die Möglichkeiten angeben, 
wie Fehler, die zur Nichtausführung, Rückgän gigmachung oder Ableh-
nung geführt haben, berichtigt werden können. 
Für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten SEPA-
Basislastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe Nummer 2.4.1 
Absatz 2 zweiter Spiegelstrich) berechnet die Bank das im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2.4.4 Ausführung der Zahlung
(1) Die	Bank	ist	verpflichtet	sicherzustellen,	dass	der	von	ihr	dem	

Konto des Kunden aufgrund der SEPA-Basislastschrift des 
Zahlungsempfängers belastete Lastschriftbetrag spätestens 
innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebe-
nen Ausführungs frist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfängers eingeht.

(2) Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz 
angegebenen Fällig keitstag. Fällt dieser Tag nicht auf einen 
Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsver zeichnis“ der 
Bank, so beginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden 
Geschäftstag.

(3) Die Bank unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zah-
lung auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg und in 
der	vereinbarten	Häufigkeit.

2.5 Erstattungsanspruch des Kunden bei einer  
autorisierten Zahlung

(1) Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer 
SEPA-Basis last schrift binnen einer Frist von acht Wochen  
ab dem Zeitpunkt der Belastungs buchung auf seinem Konto 
von der Bank ohne Angabe von Gründen die Erstattung des 
belasteten Lastschrift betrags verlangen. Dabei bringt sie das 
Konto wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Bela-
stung durch die Zahlung befunden hätte. Etwaige Zahlungsan-
sprüche des Zahlungsempfängers gegen den Kunden bleiben 
hiervon unberührt.

(2) Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, 
sobald der jeweilige Betrag der Last schrift belastungsbuchung 
durch eine ausdrückliche Genehmigung des Kunden unmittel-
bar gegenüber der Bank autorisiert worden ist.

(3) Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten 
oder fehlerhaft aus geführ ten autorisierten Zahlung richten sich 
nach Nummer 2.6.2.

2.6 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatz-
ansprüche des Kunden

2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung
Im Fall einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank 
gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendun-
gen.	Sie	 ist	 verpflichtet,	 dem	Kunden	den	von	seinem	Konto	abge-
buchten Lastschriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto 
wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch 
die	nicht	autorisierte	Zahlung	befunden	hätte.	Diese	Verpflichtung	ist	
spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leis-

4Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.
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Anhang: Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)
Mitgliedstaaten der Europäischen Union: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutsch land, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 
Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumä-
nien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern.
Weitere Staaten: 
Island, Liechtenstein, Norwegen.

Sonstige Staaten und Gebiete
Andorra, Guernsey, Insel Man, Jersey, Monaco, Saint-Pierre und Miquelon, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes König reich von 
Großbritannien und Nord irland.

tungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der 
Bank angezeigt wurde, dass die Zahlung nicht autorisiert ist oder die 
Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank 
einer zuständigen Behörde  berechtigte Gründe für den Verdacht, 
dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mit-
geteilt,	 hat	 die	 Bank	 ihre	 Verpflichtung	 aus	 Satz	 2	 unverzüglich	 zu	
prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

2.6.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter  
oder verspäteter Ausführung von autorisierten Zahlungen

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung 
einer autorisierten Zah lung kann der Kunde von der Bank die 
unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Lastschriftbe-
trages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder 
fehler haft war. Die Bank bringt dann das Konto wieder auf den 
Stand, auf dem es sich ohne den fehlerhaft ausgeführten Zah-
lungsvorgang befunden hätte.

(2) Der Kunde kann über den Anspruch nach Absatz 1 hinaus von 
der Bank die Erstat tung derjenigen Entgelte und Zinsen verlan-
gen, die die Bank ihm im Zusammen hang mit der nicht erfolgten 
oder fehlerhaften Ausführung der Zahlung in Rechnung gestellt 
oder mit denen sie das Konto des Kunden belastet hat.

(3) Geht der Lastschriftbetrag beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers erst nach Ablauf der Ausführungsfrist in 
Nummer 2.4.4 Absatz 2 ein (Verspätung), kann der Zahlungs-
empfänger von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass 
dieser die Gutschrift des Lastschriftbetrags auf dem Konto des 
Zahlungsempfängers so vornimmt, als sei die Zahlung ord-
nungsgemäß ausgeführt worden.

(4) Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgeführt, 
wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang 
nachvollziehen und den Kunden über das Ergebnis unterrich-
ten.

2.6.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung 

einer autorisierten Zahlung oder bei einer nicht autorisierten 
Zahlung kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der 
nicht bereits von Nummern 2.6.1 und 2.6.2 erfasst ist, ersetzt 
verlangen.	Dies	gilt	nicht,	wenn	die	Bank	die	Pflichtverletzung	
nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Ver schulden, 
das einer von ihr zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, 
wie eigenes Ver schulden zu vertreten. Hat der Kunde durch 
ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens 
beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitver-
schuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden 
zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese 
betragsmäßige Haf tungsgrenze gilt nicht
• für nicht autorisierte Zahlungen,
• bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank, 
• für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
• für den dem Kunden entstandenen Zinsschaden, wenn der 

Kunde Verbraucher ist.

2.6.4 Ansprüche von Kunden, die keine  
Verbraucher sind

Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.6.2 und 2.6.3 haben 
Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, fehler-
haft oder verspätet ausgeführten autorisierten Zahlung oder bei einer 
nicht autorisierten Zahlung neben etwaigen Herausgabeansprüchen 
nach	§	667	BGB	und	§§	812	ff.	BGB	lediglich	Schadensersatzansprü-
che nach Maßgabe folgender Regelungen:

 – Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch 
ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens 
beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitver-
schuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden 
zu tragen haben.

 – Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die 
Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
der ersten zwischengeschalteten Stelle.

 – Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Höhe nach auf 
den Lastschriftbetrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung 
gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hier-
bei um die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der 
Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je Zahlung be grenzt. Diese 
Haftungs beschränkungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders 
übernommen hat sowie für nicht autorisierte Zahlungen.

2.6.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1) Eine Haftung der Bank nach Nummern 2.6.2 bis 2.6.4 ist in fol-

genden Fällen ausgeschlossen: 
• Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der 

Zahlungsbetrag recht zeitig und ungekürzt beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers einge gangen ist.

• Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit der vom Zah-
lungsempfänger ange gebenen fehlerhaften Kundenkennung 
des Zahlungsempfängers ausgeführt. In diesem Fall kann 
der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungs-
betrag wiederzu erlangen. Ist die Wiedererlangung des Zah-
lungsbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunktes nicht möglich, 
so	 ist	 die	 Bank	 verpflichtet,	 dem	 Kunden	 auf	 schriftlichen	
Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der 
Kunde einen Anspruch auf Erstattung des Zahlungsbetrags 
geltend machen kann. Für die Tätigkeiten nach den Sätzen 2 
und 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(2) Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.6.1 bis 2.6.4 und 
Ein wendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht 
oder fehlerhaft ausgeführter Zahlungen oder aufgrund nicht 
autorisierter Zahlungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde 
die Bank nicht spätes tens 13 Monate nach dem Tag der Bela-
stung mit einer nicht auto risierten oder fehlerhaft ausgeführten 
Zahlung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt 
nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung 
der Zahlung entsprechend dem für Konto informationen ver-
einbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der 
Belastungs buchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den 
Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadens-
ersatzansprüche nach Nummer 2.6.3 kann der Kunde auch 
nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne 
Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3) Ansprüche des Kunden sind ausge schlossen, wenn die einen 
Anspruch begründen den Umstände
• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 

beruhen,	auf	das	die	Bank	keinen	Einfluss	hat,	und	dessen	
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hät-
ten vermieden werden können, oder

•	 von	 der	 Bank	 aufgrund	 einer	 gesetzlichen	 Verpflichtung	
herbeigeführt wurden.
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bank Financial Tele communi cation (SWIFT) mit Sitz in Belgien und 
Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den 
USA weitergeleitet werden.

2.2 SEPA-Firmenlastschrift-Mandat
2.2.1 Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats  

(SEPA Business-to-Business Direct Debit Mandate)
Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Firmenlast-
schrift-Mandat. Damit autorisiert er gegenüber seiner Bank die Ein-
lösung von SEPA-Firmen lastschriften des Zahlungsempfängers. Das 
Mandat ist schriftlich oder in der mit seiner Bank vereinbarten Art und 
Weise zu erteilen. In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückli-
che Zustimmung enthalten, dass die am Lastschrifteinzug beteiligten 
Zahlungsdienstleister und etwaige zwischengeschaltete Stellen die 
für die Ausführung der Lastschrift notwendigen personenbezogenen 
Daten des Kunden abrufen, verarbeiten, übermitteln und speichern.
In dem SEPA-Firmenlastschrift-Mandat müssen die folgenden Erklä-
rungen des Kunden enthalten sein:
– Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom Konto 

des Kunden mittels SEPA-Firmenlastschrift einzuziehen, und
– Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto 

gezogenen SEPA-Firmenlastschriften einzulösen.
Das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat muss folgende Angaben 

(Autorisierungs daten) enthalten:
– Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
–	 eine	Gläubigeridentifikationsnummer,
– Kennzeichnung einmalige Zahlung oder wiederkehrende Zahlun-

gen,
– Name des Kunden,
– Bezeichnung der Bank des Kunden und
– seine Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2).
Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zu-
sätzliche Angaben enthalten.
2.2.2 Bestätigung der Erteilung eines SEPA-Firmenlastschrift-

Mandats 
Der Kunde hat seiner Bank die Autorisierung nach Nummer 2.2.1 un-
verzüglich zu bestäti gen, indem er der Bank folgende Daten aus dem 
dem Zahlungsempfänger erteilten SEPA-Firmenlastschrift-Mandat 
über mittelt:
– Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
–	 Gläubigeridentifikationsnummer	des	Zahlungsempfängers,
– Mandatsreferenz,
– Kennzeichnung einmalige Zahlung oder wiederkehrende Zahlun-

gen und
– Datum der Unterschrift auf dem Mandat.
Hierzu kann der Kunde der Bank auch eine Kopie des SEPA-
Firmenlast schrift-Mandats übermitteln.
Über Änderungen oder die Aufhebung des SEPA-Firmenlastschrift-
Mandats gegenüber dem Zahlungsempfänger hat der Kunde die Bank 
unverzüglich, möglichst schriftlich, zu informieren.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats
Das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat kann vom Kunden durch Erklä-

Bedingungen für Zahlungen mittels
Lastschrift im SEPA-Firmenlastschriftverfahren 
Für Zahlungen des Kunden, der kein Verbraucher1 ist, an Zahlungsempfänger mittels SEPA-Firmenlastschrift über sein Konto bei der 
Bank gelten folgende Bedingungen.

Nähere Angaben zur Bank sind im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ enthalten.

1. Allgemein
1.1	 Begriffsbestimmung
Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zah-
lungsvorgang zu Lasten des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe 
des jeweiligen Zahlungsbetrags vom Zah lungs empfänger angegeben 
wird.

1.2 Entgelte 
Bei Entgelten und deren Änderung sind die Regelungen in Nummer 12 
Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen maßgeblich.

2. SEPA-Firmenlastschrift
2.1 Allgemein
2.1.1 Wesentliche Merkmale des  

SEPA-Firmenlastschriftverfahrens
Das SEPA-Firmenlastschriftverfahren kann nur von Kunden genutzt 
werden, die keine Verbraucher sind.
Mit dem SEPA-Firmenlastschriftverfahren kann der Kunde über die 
Bank an einen Zah lungsempfänger Zahlungen in Euro innerhalb des 
Gebiets des einheitlichen Euro-Zah lungsverkehrsraums („Single Euro 
Payments Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die im Anhang 
genannten Staaten und Gebiete.
Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Firmenlastschrift muss
– der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister das 

SEPA-Firmen lastschrift verfahren nutzen,
– der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger 

das SEPA-Firmen lastschrift-Mandat erteilen und
– der Kunde der Bank die Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-

Mandats bestätigen.
Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, in-
dem er über seinen Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschriften 
vorlegt.
Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-
Firmen last schrift von der Bank keine Erstattung des seinem Konto 
belasteten Lastschrift betrags verlangen.
2.1.2 Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN2 und bei 
grenzüberschreitenden Zahlungen (außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums3) zusätzlich den BIC4 der Bank als seine Kunden-
kennung gegenüber dem Zahlungsempfänger zu verwenden, da die 
Bank berechtigt ist, die Zahlung aufgrund der SEPA-Firmenlastschrift 
ausschließlich auf Grundlage der ihr übermittelten Kundenkennung 
auszuführen. Die Bank und die weiteren beteiligten Stellen führen 
die Zahlung an den Zahlungsempfänger anhand der im Lastschriftda-
tensatz vom Zahlungs empfänger als dessen Kundenkennung ange-
gebenen IBAN und bei grenzüberschreitenden Zahlungen außerhalb 
des EWR zusätzlich angegebenen BIC aus.

2.1.3 Übermittlung von Lastschriftdaten
Bei SEPA-Firmenlastschriften können die Lastschriftdaten auch über 
das Nachrichten über mittlungssystem der Society for Worldwide Inter-

1Verbraucher	ist	gemäß	§	13	BGB	jede	natürliche	Person,	die	ein	Rechtsgeschäft	zu	einem	Zweck	abschließt,	der	weder	ihrer	gewerblichen	noch	ihrer	selbstständigen	beruflichen	Tätigkeit 
zugerechnet werden kann.
2International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
3Mitgliedstaaten siehe Anhang.
4Bank	Identifier	Code	(Bank-Identifizierungscode).
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rung gegenüber seiner Bank widerrufen werden. Der Widerruf wird ab 
dem auf den Eingang des Widerrufs folgenden Geschäftstag gemäß 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ wirk sam. Der Wider ruf sollte mög-
lichst schriftlich und möglichst gegenüber der konto führenden Stel-
le der Bank erfolgen. Zusätzlich sollte dieser auch gegenüber dem 
Zahlungs empfänger erklärt werden. Der Widerruf des SEPA-Firmen-
lastschrift-Mandats erfasst bereits dem Konto des Kunden belastete 
SEPA-Firmenlastschriften nicht. Für diese gilt Nummer 2.2.4 Absätze 
2 und 3.

2.2.4 Zurückweisung einzelner SEPA-Firmen lastschriften
(1) Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, 

Zahlungen aus bestimmten SEPA-Firmen lastschriften des 
Zahlungsempfängers nicht zu bewirken. Diese Weisung muss 
der Bank bis spätestens zum Ende des Geschäftstags gemäß 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ vor dem im Datensatz der 
Lastschrift angegebenen Fälligkeitstag zugehen. Diese Wei-
sung sollte mög lichst schriftlich und möglichst gegenüber der 
kontoführenden Stelle der Bank erfolgen. Zusätzlich sollte die-
ser auch gegenüber dem Zahlungs empfänger erklärt werden.

(2) Am Tag der Belastungsbuchung der SEPA-Firmenlastschrift 
kann diese nur noch zurückgewiesen werden, wenn Kunde und 
Bank dies vereinbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, 
wenn es der Bank gelingt, den Lastschrift betrag endgültig zu-
rück zu erlangen. Für die Bearbeitung eines solchen Widerrufs 
des Kunden berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(3)  Nach dem Tag der Belastungsbuchung der SEPA-Firmenlast-
schrift kann der Kunde diese nicht mehr zurückweisen.

2.3 Einzug der SEPA-Firmenlastschrift auf Grundlage 
des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats durch den 
Zahlungsempfänger

(1) Das vom Kunden erteilte SEPA-Firmenlastschrift-Mandat ver-
bleibt beim Zahlungs empfänger. Dieser über nimmt die Au-
torisierungsdaten und etwaige zusätzliche Angaben in den 
Datensatz zur Einziehung von SEPA-Firmenlastschriften. Der 
jeweilige Last schriftbetrag wird vom Zahlungsempfänger ange-
geben.

(2) Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz 
zur Einziehung der SEPA-Firmenlastschrift unter Einschaltung 
seines Zahlungsdienstleisters an die Bank als Zahlstelle. Dieser 
Datensatz verkörpert auch die im SEPA-Firmenlastschrift-Man-
dat ent haltene Weisung des Kunden an die Bank zur Einlösung 
der jeweiligen SEPA-Firmenlast schrift (siehe Nummer 2.2.1 
Sätze 2 und 5). Für den Zugang dieser Weisung verzichtet die 
Bank auf die für die Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Man-
dats vereinbarte Form (siehe Nummer 2.2.1 Satz 3).

2.4 Zahlungsvorgang aufgrund der  
SEPA-Firmenlastschrift

2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden  
mit dem Lastschriftbetrag

(1) Eingehende SEPA-Firmenlastschriften des Zahlungsempfän-
gers werden am im Datensatz angegebenen Fälligkeitstag mit 
dem vom Zahlungsempfänger angegebenen Lastschriftbetrag 
dem Konto des Kunden belastet. Fällt der Fälligkeitstag nicht 
auf einen im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesenen 
Geschäftstag der Bank, erfolgt die Kontobelastung am näch-
sten Geschäftstag.

(2) Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am drit-
ten Bankarbeitstag5 nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht, 
wenn
• der Bank keine Bestätigung des Kunden gemäß Num-

mer 2.2.2 vorliegt,
• der Bank ein Widerruf des Firmenlastschrift-Mandats ge-

mäß Nummer 2.2.3 zugegangen ist,
• der Bank eine Zurückweisung der Lastschrift des Kunden 

gemäß Nummer 2.2.4 zugegangen ist,
• der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift aus-

reichendes Guthaben auf sei nem Konto oder über keinen 
ausreichenden Kredit verfügt (fehlende Kontodeckung); 
Teileinlösungen nimmt die Bank nicht vor,

• die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zah-
lungspflichtigen	 keinem	 Konto	 des	 Kunden	 bei	 der	 Bank	
zuzuordnen ist,

 oder

• die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im 
Lastschriftdatensatz
-	 eine	 Gläubigeridentifikationsnummer	 fehlt	 oder	 für	 die	

Bank erkennbar fehler haft ist,
- eine Mandatsreferenz fehlt,
- ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder
- kein Fälligkeitstag angegeben ist.

2.4.2 Einlösung von SEPA-Firmenlastschriften
SEPA-Firmenlastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbu-
chung auf dem Konto des Kunden nicht spätestens am dritten Bank-
arbeitstag nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird.
2.4.3 Unterrichtung über die Nichtausführung oder  

Rückgängigmachung der Belastungsbuchung oder  
Ablehnung der Einlösung

Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belastungs-
buchung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der Ein-
lösung einer SEPA-Firmen last schrift (siehe Nummer 2.4.2) wird die 
Bank den Kunden unverzüglich, spätestens bis zu der ge mäß Num-
mer 2.4.4 vereinbarten Frist unterrichten. Dies kann auch auf dem 
für Konto informationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die 
Bank, soweit möglich, die Gründe sowie die Möglichkeiten angeben, 
wie Fehler, die zur Nicht ausführung, Rückgängig machung oder Ableh-
nung geführt haben, berichtigt werden können.
Für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten 
SEPA-Firmenlastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe Num-
mer 2.4.1 Absatz 2 vierter Spiegelstrich) berechnet die Bank das im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.
2.4.4 Ausführung der Zahlung
(1)	 Die	Bank	ist	verpflichtet	sicherzustellen,	dass	der	von	ihr	dem	

Konto des Kunden aufgrund der SEPA-Firmenlastschrift des 
Zahlungsempfängers belastete Last schriftbetrag spätestens in-
nerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ange gebenen 
Ausführungs frist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsemp-
fängers eingeht.

(2) Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz 
angegebenen Fällig keitstag. Fällt dieser Tag nicht auf einen 
Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsver zeichnis“ der 
Bank, so beginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden Ge-
schäftstag. 

(3) Die Bank unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zah-
lung auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg und in 
der	vereinbarten	Häufigkeit.

2.5 Ausschluss des Erstattungsanspruchs bei einer 
autorisierten Zahlung

Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-
Firmen lastschrift von der Bank keine Erstattung des seinem Konto 
belasteten Lastschrift betrags verlan gen; Ansprüche aus § 675x BGB 
sind ausgeschlossen.
Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder feh-
lerhaft ausgeführ ten autorisierten Zahlung richten sich nach Num-
mer 2.6.2.
2.6 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche  

des Kunden
2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung
Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank 
gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendun-
gen.	Sie	 ist	 verpflichtet,	 dem	Kunden	den	von	seinem	Konto	abge-
buchten Lastschriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto 
wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch 
die	nicht	autorisierte	Zahlung	befunden	hätte.	Diese	Verpflichtung	ist	
spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Lei-
stungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der 
Bank angezeigt wurde, dass die Zahlung nicht autorisiert ist oder die 
Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank 
einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass 
ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitge-
teilt,	hat	die	Bank	ihre	Verpflichtung	aus	Satz	2	unverzüglich	zu	prüfen	
und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. 
2.6.2	 Schadensersatz	wegen	Pflichtverletzung
Bei einer nicht erfolgten autorisierten Zahlung, einer fehlerhaft oder 
verspätet ausgeführten autori sierten Zahlung oder einer nicht autori-
sierten Zahlung kann der Kunde von der Bank, neben etwaigen Her-
ausgabeansprüchen	nach	§	667	und	§§	812	ff.	BGB,	den	Er	satz	eines	
hierdurch entstehenden Schadens nach Maßgabe folgender Regelun-
gen verlangen. 

5Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.
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•  Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch 
ein schuld haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens 
beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitver-
schuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu 
tragen haben.

•  Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die 
Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
der ersten zwischengeschalteten Stelle.

•  Die Haftung der Bank für Schäden ist der Höhe nach auf den Last-
schriftbetrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten 
Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um Folge-
schäden handelt, ist die Haftung zusätzlich auf höchstens 12.500 
Euro je Zahlung be grenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten 
nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Ge-
fahren, die die Bank besonders übernommen hat sowie für nicht 
autorisierte Zahlungen.

Ansprüche aus § 675y BGB sind ausgeschlossen.
2.6.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1) Eine Haftung der Bank nach Nummer 2.6.2 ist in folgenden Fäl-

len ausgeschlossen: 
• Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der 

Zahlungsbetrag recht zeitig und ungekürzt beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers einge gangen ist.

• Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit der vom Zah-
lungsempfänger ange gebenen fehlerhaften Kundenken-
nung des Zahlungsempfängers ausgeführt. In diesem Fall 
kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie 
sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den 
Zahlungsbetrag wiederzu erlangen. Ist die Wiedererlan-
gung des Zahlungsbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunkts 

nicht	möglich,	so	ist	die	Bank	verpflichtet,	dem	Kunden	auf	
schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzu-
teilen, damit der Kunde einen Anspruch auf Erstattung des 
Zahlungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten 
nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts berechnet die 
Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewie-
sene Entgelt.

(2) Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.6.1 und 2.6.2 und 
Ein wendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht 
oder fehlerhaft ausgeführter Zahlungen oder aufgrund nicht 
autorisierter Zahlungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde 
die Bank nicht spätes tens 13 Monate nach dem Tag der Be-
lastung mit einer nicht auto risierten oder fehlerhaft ausgeführ-
ten Zahlung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt 
nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung 
der Zahlung entsprechend dem für Konto informationen ver-
einbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der 
Belastungs buchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den 
Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadens-
ersatzansprüche aus einer verschuldens abhängigen Haftung 
der Bank nach Nummer 2.6.2 kann der Kunde auch nach 
Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Ver-
schulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3) Ansprüche des Kunden sind ausge schlossen, wenn die einen 
Anspruch begrün den den Umstände
• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 

beruhen,	auf	das	die	Bank	keinen	Einfluss	hat	und	dessen	
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorg falt nicht hät-
ten vermieden werden können, oder

•	 von	 der	 Bank	 aufgrund	 einer	 gesetzlichen	 Verpflichtung	
herbeigeführt wurden.

Anhang: Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)
Mitgliedstaaten der Europäischen Union: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutsch land, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 
Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern.
Weitere Staaten: 
Island, Liechtenstein, Norwegen.

Sonstige Staaten und Gebiete
Guernsey, Jersey, Insel Man, Monaco, San Marino, Schweiz, Saint-Pierre und Miquelon, Vereinigtes König reich von Großbritannien und Nord-
irland.
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